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Geschéftsbereich der Staatskanzlei

1.

Abgeordneter Im Rahmen des 2. Untersuchungsausschusses im Bundestag

Helmut (Pkw-Maut) haben sowohl Dr. Peter Ramsauer, MdB, als auch
Markwort der damalige Ministerprasident Bayerns, Bundesinnenminister
(FDP) Horst Seehofer, iber die kommunikative Austauschpraxis zwi-

schen Staatsregierung und CSU-Landesgruppe berichtet
(wodurch unter anderem dem Protokoll vom 13.02.2020 fol-
gende Aussage von Dr. Peter Ramsauer zu entnehmen ist:
LAlso, bei den CSU-Landesgruppensitzungen sitzt immer ein
Politkommissar aus der Staatskanzlei dabei“ und Horst
Seehofer am 28.05.2020 im Untersuchungsausschuss aus-
fuhrte: ,Wir informieren uns gegenseitig: die Landesgruppe, die
Minister, die Landtagsfraktionen, die Bayerische Staatsregie-
rung, das ist das Raderwerk®), weshalb ich die Staatsregierung
hierzu frage, inwiefern ein Mitarbeiter bzw. Vertreter der baye-
rischen Staatsregierung bei Sitzungen der CSU-Landesgruppe
in Berlin in der Regel teilnimmt, wie die Staatsregierung die Not-
wendigkeit der Anwesenheit (physisch oder digital) eines Mitar-
beiters bzw. Vertreters bei CSU-Landesgruppensitzungen be-
grindet und inwiefern die Staatsregierung hier einen Interes-
senskonflikt in der Vermischung der Exekutive und Landes-
gruppen einzelner Fraktionen auf Bundes- bzw. Landesebene
sieht?

Antwort der Staatskanzlei

Die Bayerische Vertretung in Berlin ist Ort des politischen Gesprachs im Regie-
rungsviertel. Die Rdumlichkeiten stehen neben Vertretern des wirtschaftlichen, kul-
turellen und gesellschaftlichen Lebens auch allen im Bundestag vertretenen baye-
rischen Fraktionslandesgruppen zum Austausch und fir Sitzungen offen. Dieses
Angebot wird vielfaltig wahrgenommen.

Die Anwesenheit bei Sitzungen der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag
erfolgt auf deren Einladung.

Soweit Einladungen zu Sitzungen anderer bayerischer Fraktionslandesgruppen
vorlagen, wirden auch diese entsprechend angenommen.
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2. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche konkreten Planungen

Florian vorliegen, um die Gelder des Next Generation Fund in Bayern
Siekmann gezielt einzusetzen, in welche Bereiche in Bayern kinftig Gel-
(BUNDNIS der von Next Generation anhand der drei vorgegebenen Sau-
90/DIE GRU- len flieRen sollen und inwieweit die Staatsregierung mit der
NEN) Verausgabung der Gelder konkrete Klima- und Umweltziele,

wie den Erhalt der Biodiversitat und das Erreichen der Kli-
maneutralitat, verfolgt?

Antwort der Staatskanzlei

Zur Bewaltigung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie hat die Europa-
ische Kommission am 27. Mai 2020 einen dreigliedrigen Wiederaufbauplan ,Next
Generation EU“ vorgeschlagen. Erste Saule soll ein Wiederaufbaufonds fir Mit-
gliedstaaten zur Unterstlitzung von Investitionen und Reformen entlang der EU-Pri-
oritdten sein. Gegenwartig wird der Vorschlag der Kommission in den zustandigen
Gremien der EU beraten. Offene Punkte sind dabei insbesondere das Gesamtvolu-
men, die Kriterien fur die Zuteilung der Mittel sowie die Bedingungen, die fir den
Erhalt der Mittel erflllt sein missen. Solange jedoch die Modalitaten des Wieder-
aufbauplans auf EU-Ebene nicht festgelegt sind, kdnnen konkrete Planungen in kei-
nem der EU-Mitgliedstaaten eine verlassliche Grundlage haben.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und In-
tegration

3. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wurde von bayerischen Behor-

Benjamin den Software vom US-Unternehmen Palantir Technologies
Adjei (z. B. Gotham, Foundry o. &.), insbesondere fiir Predictiv Poli-
(BUNDNIS cing oder im Rahmen der COVID-19-Pandemie, eingesetzt
90/DIE GRU- (bitte aufgeschlisselt nach Behoérde, Software, Zeitraum und
NEN) Einsatzzweck angeben), bestehen sonstige Kontakte (insbe-

sondere Beratungsleistungen) zwischen der Staatsregierung
oder nachgeordneten Behorden und Palantir Technologies und
haben bayerische Behdrden Data-Analytics-Software anderer
Anbieter, insbesondere fiir Predictiv Policing oder im Rahmen
der COVID-19-Pandemie, eingesetzt?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration in Ab-
stimmung mit dem Staatsministerium fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie sowie dem Staatsministerium fir Digitales

Nein, es bestanden und bestehen keine Vertragsbeziehungen mit der Firma
Palantir. Infolgedessen werden auch keine Produkte der Firma Palantir eingesetzt.

Ungeachtet dessen wird das Portfolio der Firma neben den Leistungen anderer An-
bieter in Marktschauen und Produktprifungen fir die Belange der Staatsregierung
und der nachgeordneten Behdrden einbezogen.

Im Zuge der COVID-19-Pandemie wurde im Bereich der Staatsregierung keine Soft-
ware fur Predictive Policing eingesetzt.

Bereits seit 2014 setzt die Bayerische Polizei die Software-Anwendung ,PRECOBS*
eines anderen Anbieters als Prognosesoftware zur Unterstitzung bei der Bekamp-
fung des Wohnungseinbruchsdiebstahls ein.
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4. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Ubergriffe und gewalt-
Giilseren tatiges Verhalten gab es in bayerischen Fluchtlingsunterkunf-
Demirel ten durch Sicherheitsdienste in den Jahren 2019 und 2020
(BUNDNIS (bitte so detailliert wie moglich aufschlisseln), welche Konse-
90/DIE GRU-  quenzen wurden aus diesen Vorféllen gezogen (bitte einzeln
NEN) auflisten und die Zahl der Vertragsauflosungen mit den Sicher-

heitsdiensten aufgrund der Ubergriffe aufzéhlen) und kam es
zu Verurteilungen der Sicherheitsdienste bzw. zu einer Ent-
schadigung der geschadigten Flichtlinge (bitte einzeln auflis-
ten)?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Es gibt keine spezielle Statistik zu ,Ubergriffen und gewalttiatigem Verhalten“ durch
Sicherheitsdienste in bayerischen Flichtlingsunterkiinften. Auch aus der Polizeili-
chen Kriminalstatistik (PKS) lassen sich keine entsprechenden Ruckschlisse zie-
hen, wenn man dort Straftaten bestimmter Kategorien herausfiltert. Grund hierfur
ist, dass es sich bei der PKS um eine Auslaufstatistik handelt, die nicht den Ausgang
der damit verbundenen Verfahren oder etwaige Verurteilungen widerspiegelt.

Eine Statistik der Justizbehorden, die sich nach derartigen Parametern auswerten
lasst, existiert nicht. Eine kurzfristige Abfrage bei den Regierungen hat zudem er-
geben, dass auch diese hierzu keine eigenen Statistiken fiihren, da Verurteilungen
von Sicherheitsdienstmitarbeitern wegen Straftaten gegen die korperliche Unver-
sehrtheit untergebrachter Asylbewerber nicht bekannt sind. Eine handische Aus-
wertung der Aktenlage ist in der Kiirze der Zeit nicht durchfiihrbar.

Auch weit unterhalb der Schwelle der Verurteilungen wegen Straftaten gegen Asyl-
bewerber ist es geboten, bei Vorfallen zu prifen, ob ein Handeln der Unterbrin-
gungsverwaltung zum Schutz der untergebrachten Asylbewerber geboten ist, weil
das Verhalten einzelner Mitarbeiter eines Sicherheitsdiensts zu beanstanden ist.
Jeden solchen Einzelfall nehmen wir sehr ernst. Diskriminierung und Gewalt in jeg-
licher Form werden in den bayerischen Asylunterkiinften nicht toleriert, entspre-
chenden Hinweisen wird umgehend nachgegangen. Verdachtsfalle werden daher
konsequent verfolgt und ggf. erforderliche MalRnahmen (z. B. Suspendierung
des/der Mitarbeiter des Sicherheitsdiensts) ergriffen. Die getroffenen Mallnahmen
tragen dabei jeweils den Bedurfnissen und Besonderheiten des Einzelfalls und der
konkreten Unterkunft Rechnung.

Es ist ein Fall bekannt, in dem der Vertrag mit einer Sicherheitsfirma beendet wurde
und dabei auch Straftaten gegen die korperliche Unversehrtheit im Raum standen.
Ob betroffene Asylbewerber vom handelnden Sicherheitsdienstmitarbeiter oder
dem Sicherheitsdienstunternehmen Entschadigung verlangt oder diese sogar ver-
klagt haben, ist nicht bekannt.
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5. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie hat sie (ggf. Gber die Regie-

Harald rung von Niederbayern) ihre Zustandigkeit im Vollzug des Geld-
Giiller waschegesetzes gegenuber der Wirecard AG inkl. Tochterun-
(SPD) ternehmen und der Wirecard Bank AG wahrgenommen (bitte

jeweils Zeitpunkte, Betreff und MalRnahmen benennen), welche
Kommunikation hinsichtlich Zustandigkeiten und MaRnahmen
fand gegeniiber dem Bund bzw. der Bundesanstalt fir Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin) statt (bitte jeweils Zeitpunkte
und Inhalte benennen) und falls fiir bestimmte Bereiche der
Wirecard AG inkl. Tochterunternehmen und Wirecard Bank AG
keine Zustandigkeit zum Vollzug des Geldwaschegesetzes ge-
sehen wird, um welche Bereiche (bitte jeweils auch Griinde fir
die Nichtzustandigkeit nennen) handelt es sich?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Aus dem Handelsregisterauszug sowie dem Geschaftsbericht der Wirecard AG
ergibt sich, dass die Haupttatigkeit der Wirecard AG nicht darin besteht, Beteiligun-
gen zu erwerben, zu halten oder zu verduf3ern. Die Bewertung der Regierung von
Niederbayern ergab deshalb, dass es sich bei der Wirecard AG nicht um ein Fi-
nanzunternehmen nach § 1 Abs. 24 Satz 1 Nr. 1 Geldwaschegesetz (GwG) und
damit nicht um eine Verpflichtete gemal § 2 Abs. 1 Nr. 6 GwG handelt. Sie wird
daher nicht von dem im Geldwaschegesetz benannten Adressatenkreis erfasst.
Eine Zustandigkeit der Regierung von Niederbayern als Aufsichtsbehodrde ist somit
nicht gegeben.

Es besteht anscheinend eine Vielzahl von Tochterunternehmen der Wirecard AG
mit Sitz im In- und Ausland. Aufgrund der Struktur der Wirecard Gruppe und den
Regelungen im Geldwaschegesetz besteht keine Gruppenaufsicht Gber samtliche
Tochterunternehmen der Wirecard AG.

Die Wirecard Bank AG ist ein Tochterunternehmen der Wirecard AG und unterliegt
nach eigenen Angaben der Aufsicht durch die Bundesanstalt fir Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin).

Die Frage der Verpflichteteneigenschaft der Wirecard AG im Sinne des Geldwa-
schegesetzes wurde ab dem 25.02.2020 bis zum 25.06.2020, dem Tag der Anmel-
dung der Insolvenz, zwischen der Regierung von Niederbayern und der BaFin dis-
kutiert und in einem Telefonat am 25.06.2020 zwischen der BaFin, dem Bundesfi-
nanzministerium und dem Staatsministerium des Innern, fir Sport und Integration
erortert.
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6. Abgeordneter  Hinsichtlich der am 28.04.2020 in Kraft getretenen Novelle der

Sebastian StralRenverkehrsordnung (StVO), die vorsah, Autofahrerinnen
Korber und Autofahrer bereits bei Geschwindigkeitsiiberschreitungen
(FDP) von 21 km/h innerorts bzw. 26 km/h aufRerorts sofort mit einem

Fahrverbot von einem Monat zu sanktionieren und die aufgrund
eines Formfehlers rechtswidrig zu sein scheint, weswegen die
Staatsregierung auf Anraten des Bundesverkehrsministers
Scheuer zum alten BuRgeldkatalog zuriickkehrte, frage ich
hierzu die Staatsregierung, wie viele Fahrverbote in Bayern
(damit sind gemeint Fahrverbote, die infolge des neuen Bul3-
geldkatalogs verhangt wurden und die nach vorherigem Buf3-
geldkatalog lediglich eine Geldstrafe und evtl. Punkte und kein
Fahrverbot nach sich gezogen hatten) rechtswidrig verhangt
wurden, wie viele Fahrverbote in Bayern bereits angetreten
bzw. sofort umgesetzt wurden und wie die Staatsregierung ge-
denkt, mit den bereits verhangten und auch angetretenen bzw.
sofort umgesetzten Sanktionen (aufgegliedert nach Angabe
Gesamtsumme der BuRgeldzahlungen und Anzahl der Fahr-
verbote) umzugehen?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Mit Schreiben vom 01.07.2020 hat das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) mitgeteilt, dass Artikel 3 der 54. Verordnung zur Anderung stra-
Renverkehrsrechtlicher Vorschriften (sog. StVO-Novelle, in Kraft seit 28.04.2020)
wegen eines VerstoRes gegen das Zitiergebot des Art. 80 Abs. 2 Satz 3 Grundge-
setz (GG) nichtig sei.

Diese Auffassung hat das BMVI am 02.07.2020 in einer Videoschaltkonferenz mit
den Landern erortert. Die Nichtigkeit betrifft nicht die StVO-Novelle insgesamt, son-
dern nur die Anderung der BuBgeldkatalog-Verordnung (BKatV), u. a. die neu ge-
regelten Fahrverbote bei Geschwindigkeitsiberschreitungen von 21 km/h innerorts
und 26 km/h auf3erorts.

Die Rechtsauffassung des BMVI zur Nichtigkeit von Art. 3 der StVO-Novelle tragt
Bayern mit. Fur den Vollzug der BuRgeldkatalog-Verordnung (BKatV) (u. a. Erlass
von BufRgeldbescheiden) sind die Lander zustandig. Die Buligeldstellen in Bayern
werden ab sofort fiur zuklnftige und noch nicht rechtskraftig abgeschlossene
Verkehrsordnungswidrigkeitenverfahren die Anwendung der BKatV in der Fassung
ab 28.04.2020 aussetzen und die ,alte* Rechtslage mit Stand 27.04.2020 anwen-
den. Das Bayerische Polizeiverwaltungsamt und die Regierungen wurden am
02.07.2020 bereits entsprechend unterrichtet.

Zum Umgang mit bereits rechtskraftig abgeschlossenen Verfahren wird das BMVI
nach Abstimmung mit weiteren betroffenen Ressorts die Lander bis voraussichtlich
10.07.2020 informieren und versuchen, eine bundeseinheitliche Regelung herbei-
zufuihren.

Wie viele Fahrverbote nach dem ,neuen BuRgeldkatalog®, d. h. in der Fassung vom
28.04.2020 angeordnet und bereits vollzogen wurden und in welcher Hohe BulR3gel-
der verhangt wurden, kann in der fiir die Beantwortung der Anfrage zum Plenum
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zur Verfugung stehenden Zeit nicht ermittelt werden. Neu geregelt wurden Fahrver-
bote wegen Geschwindigkeitsiiberschreitungen, AbbiegeverstéRen, Uberholverstd-
Ren und VerstdRen im Zusammenhang mit der Bildung und der unerlaubten Nut-
zung der Rettungsgasse. Neben dem Bayerischen Polizeiverwaltungsamt missten
bezuglich der Geschwindigkeitstberschreitungen auch alle kommunalen Bul3geld-
stellen abgefragt werden. Dies wéare mit einem unverhaltnismafig hohen Verwal-
tungsaufwand verbunden.
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7. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele auslandische Personen

Stefan lebten 2019 und im 1. Halbjahr 2020 mit einer Duldung in Bay-
Low ern, bei wie vielen Personen wurde 2019 und im 1. Halbjahr
(AfD) 2020 die Duldung aufgehoben und was waren die Grunde fir

die Aufhebung der Duldung?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Nach Auswertung des Auslanderzentralregisters lebten zum Stand 31.12.2019 ins-
gesamt 22 872 Personen und zum Stand 31.05.2020 insgesamt 25 432 Personen,
die im Besitz einer Duldung waren, in Bayern. Aussagen dazu, wie viele Duldungen
im Jahr 2019 und im 1. Halbjahr 2020 aufgehoben wurden, kdnnen nicht getroffen
werden, da entsprechende Daten nicht statistisch erfasst und damit nicht auswert-
bar sind.

Die Duldung stellt die Bescheinigung iber die Aussetzung der Abschiebung eines
ausreisepflichtigen Auslanders dar, solange eine Abschiebung aus tatsachlichen o-
der rechtlichen Grinden unmdglich ist. Sie beseitigt nicht die Ausreisepflicht und
stellt keinen Aufenthaltstitel dar. Die Duldungsgriinde richten sich dabei nach
§ 60a Aufenthaltsgesetz. Sobald diese entfallen sind, ist der Auslander nicht mehr
im Bundesgebiet zu dulden.
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8. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, mit welcher rechtlichen Grund-

Tim lage die Regierung von Niederbayern ihr Zustandigkeitsver-
Pargent haltnis bei der Geldwascheaufsicht Uber die Wirecard Holding
(BUNDNIS AG mit Sitz in Aschheim begriindet, welche Aufsichtsbehdrde
90/DIE GRU- seit Griindung der Wirecard AG im Jahr 1999 die Geldwasche-
NEN) aufsicht Uber das Unternehmen sichergestellt hat und ob es

zwischen der Regierung von Niederbayern und der Bankenfi-
nanzaufsichtsbehérde Bafin (Bundesanstalt flir Finanzdienst-
leistungsaufsicht) Austausch zur Klarung der Zustandigkeit der
Geldwascheaufsicht Giber die Wirecard Holding AG gab?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Bei der Beantwortung der Anfrage durch die Staatsregierung wird auf die Wire-
card AG mit Sitz in Aschheim abgestellt.

Aus dem Handelsregisterauszug sowie dem Geschaftsbericht der Wirecard AG
ergibt sich, dass die Haupttatigkeit der Wirecard AG nicht darin besteht, Beteiligun-
gen zu erwerben, zu halten oder zu verauRern. Die Bewertung der Regierung von
Niederbayern ergab deshalb, dass es sich bei der Wirecard AG nicht um ein Fi-
nanzunternehmen nach § 1 Abs. 24 Satz 1 Nr. 1 Geldwaschegesetz (GwG) und
damit nicht um eine Verpflichtete gemaR § 2 Abs. 1 Nr. 6 GwG handelt. Sie wird
daher nicht von dem im Geldwaschegesetz benannten Adressatenkreis erfasst.
Eine Zustandigkeit der Regierung von Niederbayern als Aufsichtsbehdérde ist somit
nicht gegeben.

Die Frage der Verpflichteteneigenschaft der Wirecard AG im Sinne des Geldwa-
schegesetzes wurde ab dem 25.02.2020 bis zum 25.06.2020, dem Tag der Anmel-
dung der Insolvenz, zwischen der Regierung von Niederbayern und der BaFin dis-
kutiert und in einem Telefonat am 25.06.2020 zwischen der BaFin, dem Bundesfi-
nanzministerium und dem Staatsministerium des Innern, fur Sport und Integration
erortert.
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9. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche Kenntnisse liegen zur ge-

Markus heimdienstlichen Tatigkeit des friheren leitenden Mitarbeiters
Rinderspa- der Hanns-Seidel-Stiftung und seiner Ehefrau, JJund [ vor, fiir
cher Nachrichtendienste der kommunistischen Volksrepublik China
(SPD) tatig gewesen zu sein, welche geheimdienstlichen Ziele der

thematischen Abschopfung verfolgte die chinesische Diktatur,
etwa, laut Bericht von Tagesschau.de vom 27.06.2020, den
Weltkongress der Uiguren mit Sitz in Miinchen auszuspionieren
und welche MalRnahmen ergreift die Staatsregierung, um die
intensiven nachrichtendienstlichen Aktivitaten der Volksrepub-
lik China in Bayern aufzudecken und zu unterbinden?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Zur Frage:

Welche Kenntnisse liegen zur geheimdienstlichen Tétigkeit des friiheren leitenden
Mitarbeiters der Hanns-Seidel-Stiftung und seiner Ehefrau, [} und 8 vor, fir Nach-
richtendienste der kommunistischen Volksrepublik China tétig gewesen zu sein?

Die Fragestellung zielt auf die Offenlegung personenbezogener Daten zu Einzel-
personen. Unabhangig von der Frage eines etwaigen Erkenntnisaufkommens
kommt eine Beantwortung unter Beriicksichtigung der dem parlamentarischen Fra-
gerecht durch die grundrechtlich geschuitzten Persénlichkeitsrechte der Betroffenen
gesetzten Grenzen (vgl. hierzu Bayerischer Verfassungsgerichtshof — BayVerfGH
—, Entscheidungen vom 11.09.2014, Az.: Vf. 67-1Va-13, Rz. 36 und vom 20.03.2014,
Az.: Vf. 72-IVa-12, Rz. 83 f. — jeweils mit weiteren Nachweisen) nicht in Betracht,
da ein Uberwiegendes Informationsinteresse weder dargelegt noch erkennbar ist.
Allein die Annahme, dass gegen die betroffenen Personen strafrechtliche Ermittlun-
gen eingeleitet wurden, relativiert weder den Schutz ihrer Persdnlichkeitsrechte,
noch begriindet sie im vorliegenden Fall Anhaltspunkte flr ein spezifisches, die
Schutzrechte der Betroffenen Uberwiegendes parlamentarisches Kontrollinteresse.

Zur Frage:

Welche geheimdienstlichen Ziele der thematischen Abschépfung verfolgte die chi-
nesische Diktatur, etwa, laut Bericht von Tagesschau.de vom 27.06.2020, den Welt-
kongrel3 der Uiguren mit Sitz in Miinchen auszuspionieren?

Zu den Zielen der Volksrepublik China im Sinne der Fragestellung liegen der Staats-
regierung keine Erkenntnisse vor. Im Ubrigen wird auf den Verfassungsschutzbe-
richt 2019, S. 309ff., abrufbar unter: https://www.verfassungsschutz.bay-
ern.de/mam/anlagen/vsb 2019 nicht barrierefrei.pdf, verwiesen.

Zur Frage:
Welche MaBnahmen ergreift die Staatsregierung, um die intensiven nachrichten-
dienstlichen Aktivitédten der Volksrepublik China in Bayern aufzudecken und zu un-
terbinden?

Die Staatsregierung ergreift generell alle rechtlich mdglichen, praventiven und re-
pressiven Malnahmen, um konsequent jedwede Form nachrichtendienstlicher
Aktivitaten in Bayern aufzudecken und zu unterbinden.


https://www.verfassungsschutz.bayern.de/mam/anlagen/vsb_2019_nicht_barrierefrei.pdf
https://www.verfassungsschutz.bayern.de/mam/anlagen/vsb_2019_nicht_barrierefrei.pdf
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10. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, inwiefern wird die Teilnahme von

Florian Anhangern der QAnon-ldeologie an &ffentlichen Kundgebun-
Ritter gen etwa im Rahmen der Proteste gegen die Corona-Mal3nah-
(SPD) men von den Sicherheitsbehdrden systematisch erfasst, wie

stellt sich die Unterstiitzerszene in Bayern nach Erkenntnissen
der Staatsregierung in Hinblick etwa auf Organisationgrad, Te-
legram-Channels oder Facebook-Gruppen dar und gibt es
malfdgebliche Ideologieproduzenten bzw. Milieumanager oder
malfdgebliche Aktivisten in Bayern?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Zur 1. Teilfrage
Gemal dem gesetzlichen Auftrag beobachtet das Bayerische Landesamt fur Ver-

fassungsschutz (BayLfV) Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische
Grundordnung, die von Personenzusammenschliissen oder Einzelpersonen ausge-
hen. Verschworungstheorien, wie die QAnon-Ideologie, auch Verschwdrungstheo-
rie Q genannt, sind per se kein Beobachtungsobjekt des BayLfV. Eine systemati-
sche Erfassung im Sinne der Anfrage findet insoweit nicht statt.

Auch bei der Bayerischen Polizei findet hierzu keine systematische automatisierte
Erfassung im Sinne der Fragestellung statt.

Erganzend sei auf das Folgende hingewiesen: Die Verschworungstheorie Q weist
einzelne Bezlige zum Antisemitismus auf. Das BayLfV beobachtet im Zusammen-
hang mit Rechtsextremisten und Reichsbirgern, inwieweit dort die Verschwoérungs-
theorie Q grundsatzlich aufgegriffen und diskutiert wird, wie die antisemitischen Be-
zuige der Theorie gedeutet werden und wie einzelne Extremisten aktiv versuchen,
mit Hilfe der Verschworungstheorie an ein neues Milieu heranzutreten, um so ihr
Personenpotenzial zu vergréern.

Zur 2. Teilfrage
Diesbezuglich wird auf die Antwort zu Teilfrage 1 verwiesen. Da es sich bei QAnon

um eine weit verbreitete Verschworungstheorie und nicht um ein Beobachtungsob-
jekt des BayLfV handelt, liegen dem BayLfV keine Erkenntnisse zum Organisati-
onsgrad der Unterstitzerszene von QAnon vor.

Zur 3. Teilfrage
Dem BayLfV ist eine ehemals in Bayern wohnhafte Person bekannt, die als maf3-

geblicher Protagonist der QAnon-ldeologie im deutschsprachigen Raum zu bewer-
ten ist und in diesem Zusammenhang auch rechtsextremistische Ideologieelemente
verbreitet, u.a. antisemitische Propaganda sowie die Theorie des sogenannten
,Grofden Austauschs®, wonach politische Eliten die Bevodlkerung in europaischen
Landern durch Migration aus vornehmlich muslimischen Landern angeblich auszu-
tauschen versuchen.
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11. Abgeordneter  Vor dem Hintergrund von Medienberichten (BR24 vom

Toni 22.06.2020: ,Hausdurchsuchung bei Erlanger Burschenschaf-
Schuberl ter“) Uber eine Hausdurchsuchung bei der Erlanger Burschen-
(BUNDNIS schaft Frankonia am 18.06.2020 frage ich die Staatsregierung,
90/DIE GRU- welche Erkenntnisse ihr Gber den Handel mit Nazi-Devotiona-
NEN) lien und Wehrmachtsutensilien durch Mitglieder der Burschen-

schaft Frankonia vorliegen, ob bei der Durchsuchung der
Raumlichkeiten der Frankonia verbotene Gegensténde sicher-
gestellt wurden und welche Veranstaltungen und Aktivitaten
von den bayerischen Sicherheitsbehérden im Rahmen der Be-
obachtung der rechtsextremen Burschenschaft in den vergan-
genen funf Jahren registriert wurden?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Zu den Fragen:

Welche Erkenntnisse ihr (ber den Handel mit Nazi-Devotionalien und Wehr-
machtsutensilien durch Mitglieder der Burschenschaft Frankonia vorliegen?

Ob bei der Durchsuchung der Raumlichkeiten der Frankonia verbotene Gegen-
sténde sichergestellt wurden?

Die Durchsuchungsmalnahmen waren gegen eine Einzelperson gerichtet, die im
Vorfeld auf ihrem personlichen und 6ffentlich zuganglichen Instagram-Account Bil-
der von Gegenstanden verdffentlicht hatte, die nach § 86a Strafgesetzbuch (StGB)
verbotene Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen tragen.

Andere Raumlichkeiten der Burschenschaft waren nicht Gegenstand des Durchsu-
chungsbeschlusses.

Einzelne Gegenstande wurden nach derzeitigem Stand der Ermittlungen durch den
Beschuldigten mutmallich zum Verkauf an Privatpersonen angeboten.

Weitergehende Auskuinfte kdnnen auf Grund des laufenden Ermittlungsverfahrens
nicht getatigt werden.

Trotz der grundsatzlichen verfassungsrechtlichen Pflicht, Informationsanspriche
des Landtags zu erfullen, tritt hier nach sorgfaltiger Abwagung der betroffenen Be-
lange im Einzelfall das Informationsinteresse des Parlaments hinter den berechtig-
ten Interessen bei der Durchfuihrung strafrechtlicher Ermittlungen zurtick. Das Inte-
resse der Allgemeinheit an der Gewahrleistung einer funktionstiichtigen Strafrechts-
pflege leitet sich aus dem Rechtsstaatsprinzip ab und hat damit ebenfalls Verfas-
sungsrang.

Zu der Frage:

Welche Veranstaltungen und Aktivitdten wurden von den bayerischen Sicherheits-
behérden im Rahmen der Beobachtung der rechtsextremen Burschenschaft in den
vergangenen fiinf Jahren regqistriert?

Zur Aktivitas der Frankonia Erlangen liegen dem Bayerischen Landesamt fiir Ver-
fassungsschutz keine Erkenntnisse im Sinne der Anfrage in den vergangenen funf
Jahren vor.
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Daruber hinaus findet hierzu keine systematische automatisierte Erfassung bei der
Bayerischen Polizei im Sinne der Fragestellung statt, sodass die Frage nicht beant-
wortet werden kann.
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12. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, ob es mdglicherweise weitere
Katharina Unternehmen gibt, bei denen die Zusténdigkeit der Geldwa-
Schulze scheaufsicht zwischen einer bayerischen Bezirksregierung und
(BUNDNIS der Bundesanstalt flr Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
90/DIE GRU-  ungeklart ist, wie viele Personen bei den bayerischen Bezirks-
NEN) regierungen seit 2010 mit der Durchfiihrung der Geldwasche-

aufsicht beschaftigt sind (bitte angeben in Vollzeitaquivalenten
und aufgeschlisselt nach Einsatzort) und ob es bisher Maf3-
nahmen zur Sicherstellung der gesetzlichen Anforderungen
nach dem Geldwaschegesetz durch die Regierung von Nieder-
bayern gegen die Wirecard Holding AG wegen Geldwasche
gab (bitte angeben mit Datum)?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Das Geldwaschegesetz regelt gesetzlich, in welchen Fallen die dort Benannten ei-
ner Geldwascheaufsicht unterliegen. Hieran sind auch die BaFin und die Regierung
von Niederbayern gebunden. Die Wirecard AG unterliegt daher nach dem Geldwa-
schegesetz nicht der Aufsicht der Regierung von Niederbayern.

Die Zustandigkeit fir die Durchfiihrung des Vollzugs des Geldwaschegesetzes ist
seit Mitte des Jahres 2013 bei den Regierungen von Niederbayern und Mittelfran-
ken fUr die jeweiligen Zustandigkeitsbereiche angesiedelt.

Bei der Regierung von Mittelfranken sind derzeit fir die Geldwascheaufsicht in Voll-
zeitaquivalenten 5,3 Personen zuzlglich einer weiteren Person in Abordnung be-
schaftigt. Ab Oktober 2020 wird die Geldwaschepravention mit einer Besetzung von
6,8 Personen ausgelibt.

Bei der Regierung von Niederbayern sind derzeit fir die Geldwascheaufsicht in Voll-
zeitaquivalenten 6,0 Personen zuzlglich einer weiteren Person in Abordnung be-
schaftigt.

Bei der Beantwortung der Anfrage durch die Staatsregierung wird insoweit auf die
Wirecard AG mit Sitz in Aschheim abgestellt.

Aus dem Handelsregisterauszug sowie dem Geschaftsbericht der Wirecard AG
ergibt sich nach Prifung, dass die Haupttatigkeit der Wirecard AG nicht darin be-
steht, Beteiligungen zu erwerben, zu halten oder zu veraufiern. Die Bewertung der
Regierung von Niederbayern ergab deshalb, dass es sich bei der Wirecard AG nicht
um ein Finanzunternehmen nach § 1 Abs. 24 Satz 1 Nr. 1 Geldwaschegesetz (GwG)
und damit nicht um eine Verpflichtete gemaR § 2 Abs. 1 Nr. 6 GwG handelt.
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13. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, in welchen Gremien von Stadten,

Andreas Méarkten und Gemeinden, Landkreisen, kreisfreien Stadten und
Winhart dem Bezirkstag im Regierungsbezirk Oberbayern werden der-
(AfD) zeit kommunale Mandatstrager (Gemeinderate, Stadtrate,

Kreisrate, Bezirksrate) vom Landesamt fur Verfassungsschutz
(BayLfV) Uberwacht (bitte nach Gremium auflisten), welchen
Fraktionen gehodren die derzeit vom Landesamt fiir Verfas-
sungsschutz Uberwachten, kommunalen Mandatstrager (Ge-
meinderate, Stadtrate, Kreisrate, Bezirksrate) aus Gremien von
Stadten, Markten und Gemeinden, Landkreisen, kreisfreien
Stadten und dem Bezirkstag im Regierungsbezirk Oberbayern
an (bitte nach Fraktion namentlich auflisten oder Tabelle von
Frage 1a entsprechend erganzen) und hat das Landesamt fur
Verfassungsschutz Kenntnisse Uber die Verbindungen und Zu-
sammenarbeit von und mit BayLfV-Uberwachten Mandatstra-
gern aus Oberbayern zu Fraktionen des demokratischen Spekit-
rums (CSU, SPD, AfD, FW, Bayernpartei, ODP etc.)?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Vorbemerkung:
Der Datenbestand des Bay. Landesamtes fur Verfassungsschutz (BayLfV) ermdg-

licht keine systematische Datenbankabfrage im Sinne der Fragestellung.

Ein Abgleich von Listen kommunaler Mandatstrager mit dem Datenbestand des
BayLfV ist rechtlich nicht zulassig, da eine Prifung von Personen jenseits des Be-
obachtungsauftrags dem BayLfV nur in gesetzlich vorgeschriebenen Fallen (z. B.
Sicherheitstiberpriifungen) gestattet ist.

Zur Beantwortung musste deshalb jede im Datenbestand des BayLfV gespeicherte
Einzelperson manuell auf ein etwaiges kommunales Mandat tiberprift werden. Dies
ist mit Blick auf die Zahl von 2 031 kreisangehérigen Gemeinden in den 71 bayeri-
schen Landkreisen, 25 kreisfreien Stadten und 7 Bezirken mit vertretbarem Auf-
wand nicht leistbar.

Davon unabhéangig liegen dem BayLfV Einzelerkenntnisse zu Personen vor, die bei
den letzten bayerischen Gemeinde-, Landkreis- und Bezirkswahlen angetreten sind
und ein Mandat erhalten haben. Nur insoweit ist eine Beantwortung der gestellten
Fragen moglich.

Zu den Teilfragen 1a) und 1b)

Derzeit wird im Regierungsbezirk Oberbayern jeweils ein Stadtratsmitglied in zwei
kreisfreien Stadten sowie ein Bezirkstagsmitglied, die jeweils flr die AfD ein Mandat
errungen haben, durch das BayLfV beobachtet.

Zur Teilfrage 1c)

Zur Fragestellung liegen dem BayLfV keine Erkenntnisse vor.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

14. Abgeordneter
Klaus
Adelt
(SPD)

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Der Freistaat unterstitzt die bayerischen Kommunen mit dem Sonderprogramm
Schwimmbadférderung (SPSF) bei der Sanierung ihrer Schwimmbader. Bisher wur-
den im SPSF 69 Antrage eingereicht. Der Investitionsumfang dieser Malnahmen
belauft sich den Antragen zufolge auf rund 165,7 Mio. Euro. Antrage folgender Kom-

munen wurden bisher bewilligt:

Gemeinde Anger
Markt Koésching

Landkreis Landsberg am Lech

Stadt Pfaffenhofen

Stadt Schrobenhausen
Gemeinde Siegsdorf
Stadt Traunstein

Markt Arnstorf

Stadt Eggenfelden
Markt Ergoldsbach
Markt Geisenhausen
Markt Hofkirchen
Gemeinde Kinzing
Gemeinde Obersiilbach
Markt Ortenburg

Stadt Plattling

Markt Schénberg

Markt Siegenburg

Stadt Freystadt

Stadt Windischeschenbach
Stadt Ebermannstadt
Stadt Kulmbach

Stadt WeilRenstadt

Stadt Hilpoltstein

Markt Pleinfeld

Stadt Scheinfeld

Markt Ménchberg

Markt Stockstadt a. Main
Gemeinde Fischen
Gemeinde Halblech
Stadt Kaufbeuren

Stadt Mindelheim

Ich frage die Staatsregierung, wie viele Antrage fur das Sonder-
programm Schwimmbadférderung (HH Tit. 883 05-2 431) ein-
gereicht wurden, wie hoch der Investitionsumfang der einzelnen
MaRnahmen in Summe ist und welche Kommunen bisher einen
Zuschlag erhalten?
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Stadt Monheim
Markt Ottobeuren
Stadt Senden
Markt Turkheim
Markt Wertach
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15. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie grol ist die Abdeckung des

Horst Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) in Bayern mit kosten-
Arnold freiem WLAN (bitte unter Angabe der genauen Prozentzahl der
(SPD) von der DB Regio in Bayern gefahrenen Personenkilometer,

auf denen ein kostenfreier WLAN-Zugang zur Verfiigung steht),
wie will der Freistaat die aktuell ungeklarte Frage der Uber-
nahme laufender Kosten fiir die Datenibertragung I6sen und in
welchem Zeitrahmen kann nach Einschatzung der Staatsregie-
rung das Ziel erreicht werden, alle S-Bahnen und Regionalziige
in Bayern mit kostenfreiem WLAN auszustatten?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Im bayerischen SPNV ist fiir Fahrgaste kostenloses WLAN zum gegenwartigen
Zeitpunkt in folgenden Netzen von DB Regio (und weiterer Unternehmen aus dem
DB-Konzern) verfugbar:

e Hohenlohe-Franken-Untermain

e Aulendorfer Kreuz

Die Anzahl der Personenkilometer auf bayerischem Gebiet betragt in den beiden
genannten Netzen etwa 99 Mio. p. a. Dies entspricht einem Anteil i. H. v. rund
1,2 Prozent des Gesamtvolumens an Personenkilometern von DB Regio in Bayern
(ca. 8,1 Mrd. im Jahr 2019).

In laufenden Verkehrsdurchflihrungsvertragen, die vor 2019 abgeschlossen worden
sind, besteht keine Verpflichtung seitens der Eisenbahnverkehrsunternehmen, den
Fahrgasten einen kostenlosen WLAN-Zugang in den Ziigen anzubieten. Die Baye-
rische Eisenbahngesellschaft (BEG) hat diesen Eisenbahnverkehrsunternehmen
(EVU) eine Vertragsergdnzung angeboten, die vorsieht, dass die BEG die Kosten
der Umriistung der Fahrzeuge férdert, wenn diese sich im Gegenzug zur Uber-
nahme der laufenden Betriebskosten des WLAN-Zugangs bereit erklaren. Das ha-
ben bislang alle EVU abgelehnt. Der Freistaat besteht weiterhin darauf, dass eine
interessengerechte Verteilung der finanziellen Lasten eines WLAN-Angebots die
Ubernahme der laufenden Kosten durch die EVU zwingend erfordert. Mit dieser
Forderung hat sich die Staatsministerin fir Wohnen, Bau und Verkehr mit Schreiben
vom 25.06.2020 an den Konzernbevolimachtigten der DB in Bayern gewandt. Eine
Antwort steht noch aus.

Ziel der Staatsregierung ist ein fir Fahrgaste kostenloses WLAN-Angebot in allen
Zugen des SPNV. Deshalb nimmt die BEG bei allen Neuausschreibungen ein kos-
tenloses WLAN-ANngebot verpflichtend in die Vertrage auf. Dieses Ziel ist aber in
bereits laufenden Verkehrsdurchfliihrungsvertragen nur in Kooperation mit den be-
troffenen EVU zu erreichen, soweit in dem jeweiligen Netz noch keine Vorgabe zur
WLAN-Ausstattung mit der Ausschreibung erfolgt ist. Der Zeitraum der Erreichung
dieses Ziels hangt also davon ab, ob und wann mit den betroffenen EVU eine solche
Vereinbarung zur WLAN-Ausstattung in Erganzung zum laufenden Verkehrsdurch-
fuhrungsvertrag geschlossen werden kann.
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Da die EVU sich bislang noch nicht zu einer Ubernahme der laufenden Kosten von
Fahrgast-WLAN in bereits abgeschlossenen Vertragen bereiterklart haben, kann
die BEG diesbezuglich bis auf weiteres keine belastbare Schatzung zum Zeitraum
abgeben.

Unter der Pramisse einer Einigung mit den EVU, dass alle Fahrzeuge, die in aktu-
ellen Verkehrsdurchflihrungsvertragen der BEG mit einer Laufzeit von mehr als finf
Jahren gebunden sind, in den kommenden Jahren mit WLAN ausgestattet werden
(vgl. hierzu Antwort auf Frage 2), kdnnten voraussichtlich bis Ende 2026 alle in lau-
fenden Verkehrsdurchfiihrungsvertragen gebundenen Fahrzeuge mit WLAN aus-
gestattet werden.
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16. Abgeordneter
Franz
Bergmiiller
(AfD)

Nachdem §13b Baugesetzbuch (BauGB) ,Einbeziehung von
AufBenbereichsflachen in das beschleunigte Verfahren“ durch
das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Stad-
tebaurecht und zur ,Starkung des neuen Zusammenlebens in
der Stadt‘ vom 04.05.2017 (BGBI. | S. 1057) in das BauGB ein-
gefligt wurde, am 13.05.2017 in Kraft getreten und derzeit zwi-
schen Bund und Landern im Gesprach ist gedndert zu werden,
frage ich die Staatsregierung, welche Eckpunkte die Richtlinie
2014/52/EU an Spielraum fiir derartige Anderungen liberhaupt
zulasst, ob sich die Staatsregierung dafiir einsetzt, die Richtli-
nie 2014/52/EU an sich zu andern und welche neuen bzw.
bereits bestehenden Tatbestandsmerkmale fiir derartige Ande-
rungen derzeit alles im Gesprach bzw. favorisiert sind?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

§ 13b BauGB wurde zwar durch das ,Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie
2014/52/EU im Stadtebaurecht und zur Starkung des neuen Zusammenbhalts in der
Stadt* mit Wirkung zum 12.05.2017 eingefiihrt. Die Norm diente jedoch nicht zur
Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU. Dem damaligen Anderungsgesetz kam statt-
dessen eine Vielzahl von Gesetzeszwecken zu. Wahrend die Richtlinie 2014/52/EU
die Pflicht aufstellt, bei der Ausfihrung bestimmter Vorhaben die Umweltauswirkun-
gen zu prufen, wurde § 13b BauGB hingegen eingefiihrt, um zu Gunsten der Kom-
munen Erleichterungen fir den Wohnungsbau zu schaffen. § 13b BauGB musste
daher die Anforderungen der Richtlinie 2014/52/EU wahren, erging aber nicht in
Umsetzung der Richtlinie.
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17. Abgeordneter
Cemal
Bozoglu
(BUNDNIS
90/DIE GRU-
NEN)

Fir den Fall, dass das Grundstlck des ehemaligen Bayernkol-
legs in Augsburg (FI.-Nr.: 537/237, Gem.: Lechhausen), das
sich vor der unentgeltlichen Ubertragung an den Freistaat Bay-
ern mit dem Zweck der Errichtung und des Betriebs des Bay-
ernkollegs bereits im Eigentum der Stadt Augsburg befunden
hat, nicht an die Stadt Augsburg zuriickibertragen bzw. dieser
in geeigneter Weise Uberlassen wird, um dort insbesondere
moglicherweise eine weitere staatliche Realschule zu griinden,
frage ich die Staatregierung, ob sodann angedacht ist, das
Areal im staatlichen Eigentum zu belassen (ggf. Nutzung durch
eine andere staatliche Einrichtung) oder ob die Liegenschaft
einer Verauflerung zugefuhrt werden soll und fir welches Vor-
haben bzw. welchen Zweck im Detail von Seiten der Immobi-
lien Freistaat Bayern eine Verwertung des Grundstlicks vorge-
sehen ware?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Eine unentgeltliche Rickibertragung des vorgenannten Grundstlicks scheidet in
Ermangelung einer Rechtsgrundlage aus. Sofern im Anschluss an die Interimsun-
terbringung der Staatsbibliothek kein Staatsbedarf besteht, wird entsprechend dem
Ublichen liegenschaftlichen Verfahren eine Verwertung des Objekts im Wege der
offentlichen Ausschreibung angestrebt. Als Ausnahmetatbestand koénnte nach
Ziff. 1.3.1 der Grundstiicksverkehrsrichtlinien vom Grundsatz der Ausschreibung
abgewichen und eine VeraulRerung an die Stadt Augsburg ermdglicht werden, so-
fern die Stadt das zu verauRRernde Grundstiick nachweislich zur Erfillung ihrer ei-
genen Aufgaben benétigt. Die abschlieRende Entscheidung Uber eine etwaige Ver-

aulierung obliegt dem Ausschuss fir Staatshaushalt und Finanzfragen

des Landtags.
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18. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, hat der Freistaat Bayern der

Richard wEntschlieBung des Bundesrates zur wirksamen Minderung

Graupner und Kontrolle von Motorradlarm - Antrag des Landes Nord-

(AfD) rhein-Westfalen® (BR-Drs. 125/20) in der Sitzung am
15.05.2020 zugestimmt, wenn ja, warum und wenn nein, wa-
rum nicht?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Der Freistaat Bayern hat dem EntschlieRungsantrag nicht zugestimmt. Das Abstim-
mungsverhalten im Bundesrat am 15.05.2020 ist von der Staatskanzlei im Internet
eingestellt worden und 6ffentlich einsehbar.

Grundsatzlich beflirwortet Bayern leisere Motorrader aus technischer Sicht, um An-
wohner vor Larm zu schitzen. Allerdings ging der EntschlieBungsantrag mit ver-
schiedenen Erganzungen wie Geschwindigkeitsbegrenzungen und Verkehrsverbo-
ten an vielen Stellen zu weit.

Verkehrsverbote kdnnen schon jetzt auf Grundlage der Stralenverkehrsordnung
unter bestimmten Voraussetzungen angeordnet werden. Fir den Ausschluss einer
gesamten Gruppe von Verkehrsteilnehmern, aus der nur ein Teil fir Larmbelasti-
gungen verantwortlich ist, gelten hohe Anforderungen. Schlie3lich wird das grund-
rechtlich geschitzte Recht, eine Strafle im Rahmen des Gemeingebrauchs mit dem
Motorrad zu nutzen, eingeschrankt. Verkehrsverbote kdnnen nur letztes Mittel sein,
wenn alle anderen Mdglichkeiten ausgeschdpft sind.
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19. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, gelten die mit Markierungs- und

Dr. Martin Rodungsarbeiten begonnenen Arbeiten am Bau des Stralien-
Runge kreisels zwischen der St 2345 und der Rédmerstral3e in Esting
(BUNDNIS als auf dem nach Durchfiihrung eines vereinfachten Planande-
90/DIE GRU-  rungsverfahrens gemaR Art. 76 Abs. 3 Bayerisches Verwal-
NEN) tungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) von der Regierung von

Oberbayern am 05.02.2020 erlassenen Planadnderungsbe-
schluss ,Vorgezogene Herstellung Kreisverkehrsplatz Nord St
2345/St 2069“ basierender Beginn des Baus des Projektes
Siidwestumfahrung Olching, genehmigt mit dem Planfeststel-
lungsbeschluss ,St 2069 Eichenau - Olching Umfahrung west-
lich Olching” der Regierung von Oberbayern vom 22.09.2011,
seit wann liegt hierzu eine Baubeginnsanzeige vor und ware ein
solcher Baubeginn vor Erteilung der aufgrund der vorlaufigen
Sicherung des Uberschwemmungsgebiets an den Gewassern
Starzelbach, Grébenbach und Ascherbach von zuletzt Juli 2019
zwingend erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigung fur
das gesamte Projekt Stidwestumfahrung Olching, laut Staats-
regierung zu erlangen Uber einen erganzenden Planfeststel-
lungsbeschluss fiir das Gesamtprojekt, rechtlich zulassig?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

zu a)

Gemal Art. 75 Abs. 4 Satz 2 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes
(BayVwVfG) gilt jede erstmals nach aulRen erkennbare Tatigkeit von mehr als nur
geringflgiger Bedeutung zur plangemafien Verwirklichung des Vorhabens als Be-
ginn der Durchfihrung. Fir die Ortsumfahrung Olching wurden bereits Grunder-
werb, Rodungen, Erdarbeiten zur Herstellung von Retentionsraum und Oberboden-
abtrag am kunftigen Kreisverkehr durchgefihrt. Aus Sicht des Staatsministeriums
fur Wohnen, Bau und Verkehr wurde damit mit der Durchfihrung des Vorhabens
begonnen.

zu b)
Eine Baubeginnsanzeige ist fir Bauarbeiten an &ffentlichen Straf3en nicht erforder-
lich.

Zu c)

Fir die Teilbaumalnahme zur Herstellung des Kreisverkehrs liegt Baurecht vor
auf Grundlage des unanfechtbaren Planfeststellungsbeschlusses flir die Ortsum-
fahrung Olching vom 22.09.2011 in Verbindung mit dem Plananderungsbeschluss
der Regierung von Oberbayern vom 04.06.2020. Gegen den Plananderungsbe-
schluss wurde am 25.06.2020 Klage eingereicht. Ab 26.06.2020 hat das Staatliche
Bauamt Freising keine Bauarbeiten mehr durchgefihrt.

Bauarbeiten vor Klageerhebung sind zulassig.
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20. Abgeordnete Bezugnehmend auf die AuBerung von Staatssekretér Klaus

Ursula Holetschek am 3. Marz 2020 in der Augsburger Allgemeinen,
Sowa das Bauen nach Corona musse komplett neu gedacht werden,
(BUNDNIS frage ich die Staatsregierung, was genau sie dazu plant
90/DIE GRU- (Zukunftskommission, Runder Tisch etc.), welcher Zeitplan vor-
NEN) gesehen ist und wer daran beteiligt wird?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Das Staatsministerium fur Wohnen, Bau und Verkehr (StMB) ist sowohl fiir konkrete
Bauvorhaben im Aufgabenbereich des Freistaates als auch fiir die rechtlichen Rah-
menbedingungen, die das gesamte Bauen in Bayern betreffen, zustandig. Gesetz-
liche Rahmenbedingungen und Standards werden daher laufend uberprift und an
den aktuellen Bedurfnissen und Erkenntnissen entsprechend weiterentwickelt.
Dies gilt auch fir das im Zuge der Pandemie erkannte Thema Gesundheit und
Bauen. Grundsatz dabei ist es, das Bauen einfacher, schneller und kostengunstiger
zu machen und Erkenntnisse zu den Themen Nachhaltigkeit und Gesundheit aus
den aktuellen Geschehnissen einflieen zu lassen. Dieser Prozess bedarf einer ite-
rativen und kontinuierlichen Vorgehensweise, mit Beteiligungsformaten und konkre-
ten Gesetzesanderungen.

Ein wichtiger Schritt ist der am 23. Juni 2020 vom Ministerrat beschlossene Gesetz-
entwurf zur Novellierung der Bayerischen Bauordnung (BayBO).



Drucksache 18/9210 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 25

Geschiftsbereich des Staatsministeriums der Justiz

21. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Ermittlungsverfahren

Barbara hat die bayerische Justiz seit 2007 gegen die Wirecard AG ver-
Fuchs folgt, in wie vielen Fallen kam es zu einem Prozess und wie oft
(BUNDNIS kam es zu einem Urteil?

90/DIE GRU-

NEN)

Antwort des Staatsministeriums der Justiz

Nach Auskunft der bayerischen Staatsanwaltschaften wurden dort seit 2007 insge-
samt 48 Strafanzeigen gegen Verantwortliche und Mitarbeiter der Wirecard AG im
Zusammenhang mit dem Geschéaftsbetrieb der Gesellschaft erfasst. Aus diesen gin-
gen 41 Ermittlungsverfahren hervor. Zahlreiche Einzelverfahren wurden zwischen-
zeitlich verbunden. Der Grof3teil der Strafanzeigen und der Einleitungen von Ermitt-
lungsverfahren erfolgte nach einer Testatverweigerung am 18. Juni 2020, in vielen
Fallen liegen Strafanzeigen von Aktionaren zugrunde.

Zu einer Hauptverhandlung oder einem Urteil ist es bislang nicht gekommen.
Weitergehende Angaben kénnen aufgrund der Aussonderungsfristen und des Um-

stands, dass in der zur Verfiigung stehenden Zeit im Wesentlichen nur eine Recher-
che im elektronischen Datenbestand mdglich war, nicht gemacht werden.
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22. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Anzeigen sind gegen

Claudia Wirecard AG seit 2007 bis heute bei der bayerischen Justiz ein-
Kohler gegangen, wann sind diese Anzeigen jeweils eingegangen und
(BUNDNIS wie lauteten die Vorwurfe?

90/DIE GRU-

NEN)

Antwort des Staatsministeriums der Justiz

Nach Auskunft der bayerischen Staatsanwaltschaften wurden dort seit 2007 insge-
samt 48 Strafanzeigen gegen Verantwortliche und Mitarbeiter der Wirecard AG im
Zusammenhang mit dem Geschéftsbetrieb der Gesellschaft erfasst. Der Grolteil
der Strafanzeigen ging nach einer Testatverweigerung am 18. Juni 2020 ein, in vie-
len Fallen handelte es sich um Strafanzeigen von Aktionaren. Hinsichtlich der wei-
teren Einzelheiten nehme ich auf die nachfolgende Tabelle Bezug:

Siehe Tabelle*

Zahlreiche vorgenannte Verfahren wurden zwischenzeitlich verbunden.
Weitergehende Angaben kdnnen aufgrund der Aussonderungsfristen und des Um-
stands, dass in der zur Verfigung stehenden Zeit im Wesentlichen nur eine Recher-

che im elektronischen Datenbestand mdglich war, nicht gemacht werden.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Tabelle ist als pdf-Dokument hier ein-
sehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Köhler_Anlage.pdf
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23. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, weshalb hat sie sich auf Bundes-

Jurgen ebene nicht fir eine Verlangerung des sog. Mietmoratoriums
Mistol von Juli bis September 2020 eingesetzt, wie ist der aktuelle
(BUNDNIS Sachstand zur Einfuhrung eines Sicher-Wohnen-Fonds und
90/DIE GRU-  welche MaRnahmen will sie gegebenenfalls auf Landesebene
NEN) ergreifen, um Wohnungsmieterinnen und -mieter und vor allem

auch Gewerbetreibende vor der nun drohenden Kiindigungs-
welle zu schitzen?

Antwort des Staatsministeriums der Justiz

Nach der am 1. April 2020 in Kraft getretenen bundesgesetzlichen Regelung kann
ein Vermieter ein Mietverhaltnis wegen Mietrlickstdnden aus der Zeit vom
1. April 2020 bis 30. Juni 2020 nicht kiindigen, wenn die Nichtleistung auf den Aus-
wirkungen der COVID-19-Pandemie beruht. Das Kindigungsverbot fir Mietriick-
stdnde aus dieser Zeit gilt bis 30. Juni 2022. Die Bundesregierung hatte durch
Rechtsverordnung die Kiindigungsbeschrankung fiur Mietriickstdnde aus der Zeit
bis 30. September 2020 verlangern kénnen. Hiervon hat die Bundesregierung kei-
nen Gebrauch gemacht. Aus Sicht der Staatsregierung war das Unterlassen einer
Verlangerung der Beschrankung des Kindigungsrechts gut vertretbar. Die zwi-
schenzeitlich ausgelaufene Regelung war geeignet, in der Ende Marz 2020 einge-
tretenen besonderen Ausnahmesituation einen gerechten Interessenausgleich zwi-
schen Mietern und Vermietern herzustellen. In der mit sehr vielen Ungewissheiten
verbundenen Akutsituation sollte kein Mieter die Sorge haben, seine Wohnung
oder seine Gewerberaume zu verlieren. Als Dauerlésung eignet sich die Regelung
hingegen nicht. Langere Mietausfalle kbnnen Vermieter — insbesondere private Ver-
mieter — wirtschaftlich hart treffen. Aber auch fir die Mieter hatte eine Verlangerung
der Regelung nur eine kurzfristige vortibergehende Entlastung geboten. Die Miete
wird durch den voriibergehenden Kiindigungsausschluss nicht gesetzlich gestundet
oder gar erlassen, sondern die Pflicht zur Mietzahlung besteht fort.

Ergénzend wird auf die Ausfihrungen der Bundesregierung zu Frage 10 in
BT-Drs. 19/19414, welchen sich die Staatsregierung anschliefl3t, Bezug genommen.

Der Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e. V.
(GdW) und der Deutsche Mieterbund haben zur Unterstitzung der von der Corona-
Pandemie betroffenen Wohnungsvermieter die Einrichtung eines Sicher-Wohnen-
Fonds durch den Bund vorgeschlagen. Weitere Verbande haben sich dem Vor-
schlag angeschlossen. Bislang lasst sich nicht abschatzen, wie hoch die Ausfalle
bei den Wohnungsmieten tatséchlich sein werden. Uber die Einflhrung des Sicher-
Wohnen-Fonds muss der Bund entscheiden.

Soweit in der Anfrage eine ,Kliindigungswelle® beflirchtet wird, ist Folgendes auszu-
fuhren:

Nach den aus der Presse bekannten Informationen bewegt sich im Bereich der
Wohnraummiete die Zahl der Félle, in denen Wohnungsmieterinnen und -mieter
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ihre Miete infolge der COVID-19-Pandemie ganz oder teilweise nicht mehr beglei-
chen konnten, bisher allenfalls im niedrigen einstelligen Prozentbereich. Diese In-
formationen decken sich mit den Ausfihrungen der Bundesregierung zu Frage 1 in
BT-Drs. 19/19414. Wie daraus hervorgeht, ergab beispielsweise eine Umfrage des
Bundesverbands deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e. V. (GdW)
vom April 2020, dass bei knapp einem Prozent der Wohnmietverhaltnisse Mietrick-
stande oder -ausfalle aufgetreten sind. Wenngleich es sich somit nicht um ein Mas-
senphdnomen handelt, muss den betroffenen Mieterinnen und Mietern geholfen
werden. Mieterinnen und Mieter konnen staatliche Unterstiitzungsmallnahmen in
Anspruch nehmen, wie z. B. das Wohngeld. Dieses unterstitzt einkommensschwa-
chere Haushalte bei den Wohnkosten. Um den Vollzug auch in der Corona-Pande-
mie zu gewabhrleisten, hat das zustandige Bundesministerium des Innern, fir Bau
und Heimat bereits Anfang April 2020 mit den Landern abgestimmte Hinweise zur
Verwaltungserleichterung im Wohngeld erlassen.

Im Bereich der Gewerberaummiete haben Vermieterinnen und Vermieter von
Gewerberaumen kein Interesse daran, langjahrigen zuverlassigen Mietern zu kun-
digen oder dass diese in Insolvenz geraten. Denn in der derzeitigen Situation durfte
die Neuvermietung beispielsweise eines Einzelhandelsgeschéfts oder Restaurants
zu den bisherigen Konditionen erhebliche Schwierigkeiten bereiten. Zudem muss
der Vermieter damit rechnen, dass ein neuer Mieter aus dem gewerblichen Bereich
mindestens mit denselben Problemen zu kdmpfen hatte wie der Vormieter. Sach-
gerecht ist daher eine Verstandigung der Vertragsparteien unter Berlicksichtigung
der konkreten Umstande im Einzelfall.

Dariiber hinaus werden mit dem Bundesprogramm Uberbriickungshilfe Unterneh-
men und Soloselbststandige branchenlbergreifend gezielt unterstitzt, um die wirt-
schaftlichen Folgen der Corona-Pandemie zu Gberwinden. Férderfahig sind fortlau-
fende, im Forderzeitraum anfallende vertraglich begriindete oder behérdlich festge-
setzte und nicht einseitig veranderbare Fixkosten. Hierunter fallen auch Mieten und
Pachten fur Gebaude, Grundstlicke und Raumlichkeiten, die in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit der Geschéaftstatigkeit des Unternehmens stehen. Damit werden
die Gewerbetreibenden dabei unterstutzt, ihre Betriebsstatten aufrechtzuerhalten
und ihren Geschéaftsbetrieb fortzufihren.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

24. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, an wie vielen Schulen findet in
Dr. Markus diesem Schuljahr die praktische Prifung im Rahmen der Ver-
Buchler kehrserziehung fir die Kinder der vierten Klassen statt
(BUNDNIS (https://www.km.bayern.de/allgemein/meldung/6998/fahrrad-
90/DIE GRU-  pruefungen-koennen-wieder-stattfinden.html), wo mussten
NEN) diese ausfallen/verschoben werden (bitte einzeln angeben) und

was unternimmt die Staatsregierung, um die Fahrradpriifungen
mit eventuell nétiger Kompensation mangelnder Kapazitaten
der zustandigen Polizei flachendeckend zu ermdglichen/nach-
zuholen, damit Kinder lernen, sich sicher im Stralenverkehr zu
bewegen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Das Staatsministerium fir Unterricht und Kultus fuhrt keine standardisierte Erhe-
bung hinsichtlich der erbetenen Zahlen durch. Entsprechende Daten missten daher
im Rahmen einer Einzelabfrage an den mehr als 2 300 bayerischen Grundschulen
gewonnen werden. Im Hinblick auf den damit verbundenen Verwaltungsaufwand fir
die Schulen wird von einer entsprechenden Abfrage abgesehen.

Die Radfahrprifung wird von den Verkehrserziehern der Polizei im Anschluss an
drei praktische Ubungseinheiten, in denen die Schilerinnen und Schiiler entspre-
chende Kompetenzen erwerben, im Zusammenwirken mit der Schule durchgefihrt.
Die polizeilichen Verkehrserzieher fiihren die vorgesehenen Ubungseinheiten und
soweit moglich auch die Radfahrprifung im Rahmen des bis zum Schuljahresende
noch zur Verfugung stehenden Zeitfensters und in Absprache mit der jeweiligen
Schulleitung vor Ort durch, wobei der Schwerpunkt auf dem Kompetenzerwerb und
nicht auf der Prifung liegt.

In den Fallen, in denen es trotz aller Bemuhungen nicht mehr moglich ist, in den
Klassen der Jahrgangsstufe 4 in den verbleibenden drei Kalenderwochen des
Schuljahres 2019/2020 noch Praxiseinheiten bzw. die Radfahrprifung anzubieten,
findet die Verkehrserziehung in der Jahrgangsstufe 5 ihre Fortsetzung.

Sie ist dort als facheribergreifendes Bildungs- und Erziehungsziel verbindlich ver-
ankert. Verkehrserzieherische Inhalte sind demnach auch im Unterricht der weiter-
fuhrenden Schulen berucksichtigt. Auch wenn ein Ablegen der Fahrradprifung in
Jahrgangsstufe 5 im LehrplanPLUS nicht vorgesehen ist und angesichts des not-
wendigen Kompetenzerwerbs in den Jahrgangsstufen 2 und 3 (Schonraum) sowie
in Jahrgangsstufe 4 (Jugendverkehrsschule) im Schuljahr 2020/2021 durch die
Schulfamilie und die polizeilichen Verkehrserzieher nicht realisierbar ist, kbnnen die
Schulen vielfaltige Angebote fachkompetenter Partner, wie z. B. der Landesver-
kehrswacht Bayern, des ADAC oder des Seminar Bayern fiir Verkehrs- und Sicher-
heitserziehung, fur den Kompetenzerwerb der Schilerinnen und Schiler im Bereich
des verkehrsgerechten Radfahrens nutzen.


https://www.km.bayern.de/allgemein/meldung/6998/fahrradpruefungen-koennen-wieder-stattfinden.html
https://www.km.bayern.de/allgemein/meldung/6998/fahrradpruefungen-koennen-wieder-stattfinden.html
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25. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, trifft es zu, dass die Fachober-

Maximilian schule und Berufsoberschule Neusal® sowie das Berufliche
Deisenhofer = Schulzentrum Neusal kiinftig von nur einer Schulleitung ge-
(BUNDNIS fuhrt werden sollen, was sind angesichts des betrachtlichen
90/DIE GRU-  Verwaltungsaufwands fiir die Schulleitung, der zuvor ein Haupt-
NEN) grund fiur die Teilung der Schule war, die Ursachen fir diese

Uberlegungen und zu welchem Zeitpunkt soll die Dienststelle
des Ministerialbeauftragten fir die Berufliche Oberschule
(Fachoberschule und Berufsoberschule) in Sitdbayern von
Augsburg nach Neusal verlagert werden, wie es das Staatsmi-
nisterium beabsichtigt (siehe Drs. 18/2396 vom 17.07.2019)7?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Mit der Auflésung des friheren Beruflichen Schulzentrums Neusal und der Etab-
lierung einer eigenstandigen Beruflichen Oberschule Neusal® wurden schulischer-
seits die Voraussetzungen fir den Umzug der MB-Dienststelle Stidbayern (Dienst-
stelle des Ministerialbeauftragten fur die Berufliche Oberschule (Fachoberschulen
und Berufsoberschulen) in Sidbayern) geschaffen. Notwendig sind Baumafnah-
men, die der Sachaufwandstrager zu beauftragen hat. Wann diese abgeschlossen
sein werden, ist dem Staatsministerium derzeit nicht bekannt. Nach dem Weggang
des Schulleiters des Beruflichen Schulzentrums Neusal bietet sich bis zur Schaf-
fung der baulichen Voraussetzungen fir die MB-Dienststelle Ubergangsweise die
Konstruktion einer gemeinsamen Leitung von Beruflichem Schulzentrum und Be-
ruflicher Oberschule im Sinne einer guten kontinuierlichen Entwicklung des Schul-
standorts Neusal an. Dabei bleiben sowohl dem Beruflichen Schulzentrum wie der
Beruflichen Oberschule die Leitungszeiten einer eigenstandigen schulischen Ein-
heit erhalten, sodass die Leistungsaufgaben besser erflllt werden kénnen als bei
der urspriinglichen Zusammenfassung aller Schulen in einem Beruflichen Schul-
zentrum.
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26. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie viele Schilerinnen und

Matthias Schiler im Schuljahr 2019/2020 in Bayern nach den bisher
Fischbach Ubermittelten Ergebnissen jeweils die Abiturprifungen erfolg-
(FDP) reich bzw. nicht erfolgreich abgelegt haben (bitte schriftliche

und mindliche Durchschnittsnoten fiir die verschiedenen Abi-
turpriifungsfacher und Haufigkeit der erzielten Abiturgesamt-
schnitte zwischen 1,0 und 4,0 einzeln auffiihren sowie Anzahl
der nicht bestandenen Abiturpriifungen angeben),wie viele
Schilerinnen und Schiiler nach den bisher (bermittelten
Ergebnissen im Vergleich zu den Vorjahren (bitte die Daten
analog fir die Abiturpriifungen 2018 und 2019 angeben) eine
mundliche Zusatzprifung bzw. ,Nachprifung® in den jeweiligen
Fachern in den einzelnen Punktebereichen von 0 bis 15 Punk-
ten abgelegt haben und wie die Schiilerinnen und Schiler bei
ihren belegten und eingebrachten Halbjahresleistungen in den
einzelnen Fachern fir 11/1. bis 12/2 vor dem Hintergrund der
dieses Jahr angebotenen ,Gunstigerreglungen® im Vergleich
zu den Vorjahren jeweils abgeschnitten haben (dazu bitte An-
zahl der 2020 angemeldeten Ersatzpriifungen und bereits be-
kannte Ergebnisse zur Teilnahme nach Fachern gegliedert an-
geben sowie fiir die Jahre 2011 bis 2020 den bayernweiten No-
tendurchschnitt der jeweiligen Einzelfacher in der Qualifikati-
onsphase 11/1 bis 12/2 — untergliedert nach belegt und einge-
bracht — angeben)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Die der Antwort zugrundeliegenden Daten fir die Abiturprifung 2020 beruhen auf
den bisher durch die Schulen Ubermittelten und ausgewerteten Ergebnissen, sind
somit nicht vollstandig und kénnen sich bis zum Schuljahresende noch andern.

Der Anlage 1* kénnen die vorlaufigen Teilnehmerzahlen sowie die Anzahl der be-
standenen Abiturprifungen 2020 entnommen werden. Ebenso sind die schriftlichen
und mundlichen Durchschnittsnoten fur die verschiedenen Abiturprifungsfacher
und die Anzahl der erzielten Abiturgesamtschnitte der Anlage 1* zu entnehmen.

Die Anzahl sowie die Noten der mindlichen Zusatzpriifungen der Jahre 2018 bis
2020 sind der Anlage 11*********** zy entnehmen.

Daten zur Anzahl und den Noten der in Anspruch genommenen Ersatzpriifungen
liegen dem Staatsministerium nicht vor und werden nicht erhoben. Von einer Ab-
frage aller Schulen wird wegen der damit verbundenen erheblichen Mehrbelastung
der Schulen abgesehen.

Die Notendurchschnitte einzelner Facher der Qualifikationsphase 11/1-12/2 der
Jahre 2011 bis 2020 kdénnen der Anlage 1 bis 10*********** entnommen werden.
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*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 1 ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.

**) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 2 ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.

***) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 3 ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.

****) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 4 ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.

*****%) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 5 ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.

) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 6 ist als pdf-Dokument
hier einsehbar.

) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 7 ist als pdf-Dokument
hier einsehbar.

wreees) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 8 ist als pdf-Dokument
hier einsehbar.

ki) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 9 ist als pdf-Dokument
hier einsehbar.

ki) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 10 ist als pdf-Doku-
ment hier einsehbar.

FrEmeREEE*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 11 ist als pdf-Doku-
ment hier einsehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Fischbach_Anlage%201.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Fischbach_Anlage%202.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Fischbach_Anlage%203.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Fischbach_Anlage%204.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Fischbach_Anlage%205.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Fischbach_Anlage%206.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Fischbach_Anlage%207.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Fischbach_Anlage%208.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Fischbach_Anlage%209.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Fischbach_Anlage%2010.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Fischbach_Anlage%2011.pdf
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27. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie viele Schilerinnen und Schu-

Thomas ler haben im Vergleich zu den letzten funf Jahren das Abitur im
Gehring Schuljahr 2019/2020 am Gymnasium nicht bestanden (absolut
(BUNDNIS und prozentual), wie viele Schulerinnen und Schiler wurden in
90/DIE GRU- 12/2 zum Abitur zugelassen, obwohl sie zu oft unterpunktet hat-
NEN) ten und wie viele dieser Schiilerinnen und Schiiler haben das

Abitur dennoch bestanden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

In den Abiturprifungen der Jahre 2015 bis 2020 haben die Stammschiiler die Abi-
turpriifungen wie folgt bestanden:

Schuljahr Stammschiiler, die die Abiturpriifung bestanden Bestehensquote
haben (Stammschuler gesamt) in Prozent
2014/2015 37 741 (39 104) 96,51
2015/2016 38 953 (37 830) 97,12
2016/2017 39 258 (37 975) 96,73
2017/2018 38 685 (37 365) 96,59
2018/2019 37 235 (35 824) 96,21
2019/2020* 31683 (32 510) 97,46

* die Ergebnisse des aktuellen Prifungsjahrgangs sind zum Zeitpunkt der Abgabe
(07.07.2020, 12.00 Uhr) noch nicht vollstandig ibermittelt und ausgewertet, sodass
sich Anderungen der Daten noch ergeben kdnnen.

Die Zahlen der Schilerinnen und Schler, die in 12/2 zum Abitur zugelassen wur-
den, obwohl sie zu oft unterpunktet hatten, sowie die Zahlen dieser Schilerinnen
und Schiler, die das Abitur dennoch bestanden haben, liegen dem Staatministe-
rium noch nicht vor. Erste Ergebnisse werden in KW 29 erwartet.
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28. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Stellen in den Kap.
Dr. Simone 05 12 - 05 19 des laufenden Haushalts waren zum 01.07.2020
Strohmayr nicht besetzt (bitte nach Kap. getrennt ausweisen), wie viele
(SPD) Stellen konnten durch die Malinahmen des Staatsministeriums

fur Unterricht und Kultus zur Sicherstellung des Unterrichts
(Teilzeiterhdhungen, Erhéhung der Wochenstunden, Ausset-
zung des Antragsruhestandes, et. al.) bisher besetzt werden
(bitte nach MalRnahme getrennt ausweisen) und wie viele Stel-
len werden fir die ,speziellen schulbegleitenden Unterstiit-
zungsangebote“ zur LickenschlieBung zusatzlich bendtigt
(bitte nach Schularten getrennt ausweisen)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Eine valide Datenerhebung zur Zahl der Stellen in den Kap. 05 12 bis 05 19, die
zum Stichtag 01.07.2020 nicht besetzt waren, ist in der zur Beantwortung einer An-
frage zum Plenum gesetzten Frist nicht méglich.

Die zusatzlichen MaBnahmen des Staatsministeriums fiur Unterricht und Kultus
(StMUK) zur Sicherstellung des Unterrichts, z. B. Teilzeiterh6hung, verpflichtendes
Arbeitszeitkonto flir Grundschullehrkrafte, Aussetzen des Antragsruhestands, wer-
den erst zum Schuljahr 2020/2021 relevant. Aktuell wurden im laufenden Schuljahr
2019/2020 Uber diese MalRnahmen keine Stellen besetzt.

Die Einrichtung der speziellen, schulbegleitenden Unterstitzungsangebote erfolgt
im Rahmen der den Schularten zur Verfigung stehenden Stellen und Mittel.
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29. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, warum werden die Kultusminis-
Gabriele teriellen Schreiben an die Eltern nicht auch in leichter Sprache
Triebel verfasst und auf der Homepage des Staatsministeriums fir Un-
(BUNDNIS terricht und Kultus (StMUK) verdéffentlicht, um Eltern, die mit der
90/DIE GRU-  Schriftsprache nicht oder wenig vertraut sind die Inhalte leichter
NEN) verstandlich zu machen bzw. die Kinder den Eltern die Schrei-

ben des StMUK vorlesen und gegebenenfalls libersetzen kon-
nen, sodass auch dieser Bevolkerungsgruppe wichtige Infor-
mationen nicht vorenthalten bleiben?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Eine Vielzahl der Kultusministeriellen Schreiben richtet sich an Schulleitungen und
Lehrkrafte. Hier ist eine Ubertragung in Leichte Sprache nicht erforderlich. Bei
Schreiben, die auch an Erziehungsberechtigte und unter Umstanden auch an Schii-
ler gerichtet sind, wird auf eine gute Verstandlichkeit im Sinne einer einfachen Spra-
che besonders Wert gelegt.

Darlber hinaus hat das StMUK auf seiner Homepage (https://www.km.bayern.de/)
zu verschiedenen Zeitpunkten der Corona-Krise Eltern und Schiiler auf der Grund-
lage von Basisinformationen auch in Leichter Sprache Uber die jeweils aktuellen,
grundlegenden Regelungen des Schulbetriebs informiert. Diese Basisinformationen
in Leichter Sprache wurden von einem professionellen Ubersetzungsbiiro angefer-
tigt und anschlieend am 23. Marz, 4. Mai und 11. Mai 2020 auf der Homepage des
StMUK  veréffentlicht  (vgl.  z. B. https://www.km.bayern.de/allgemein/mel-
dung/6954/der-unterricht-an-bayerns-schulen-wird-wieder-aufgenommen.html).
Derzeit wird eine 4. Basisinformation auch in Leichter Sprache angefertigt, die Uber
die Regelungen in den Sommerferien und den Schulstart 2020/2021 informiert
(kunftig abrufbar unter: https://www.km.bayern.de/allgemein/meldung/7011/infor-
mationen-zum-schuljahr-202021-in-anderen-sprachen.html). Die Basisinformatio-
nen sind Uber den Ticker auf der Startseite der Homepage auffindbar sowie in den
FAQ zum Unterrichts-betrieb an Bayerns Schulen verlinkt (https://www.km.bay-
ern.de/allgemein/meldung/6945/fag-zum-unterrichtsbetrieb-an-bayerns-schu-
len.html).

Sollte es bei Erziehungsberechtigten und Schilern Gber die Basisinformationen hin-
aus Informationsbedarf zum aktuellen Schulbetrieb und -geschehen geben, besteht
stets die Moglichkeit, bei der Schule (Lehrkrafte, Schulleitung), bei der Schulbera-
tung (https://www.km.bayern.de/ministerium/institutionen/schulberatung.html) oder
auch bei Elternvertretungen nachzufragen.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 1 ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 2 ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage 3 ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.


https://www.km.bayern.de/
https://www.km.bayern.de/allgemein/meldung/6954/der-unterricht-an-bayerns-schulen-wird-wieder-aufgenommen.html
https://www.km.bayern.de/allgemein/meldung/6954/der-unterricht-an-bayerns-schulen-wird-wieder-aufgenommen.html
https://www.km.bayern.de/allgemein/meldung/6945/faq-zum-unterrichtsbetrieb-an-bayerns-schulen.html
https://www.km.bayern.de/allgemein/meldung/6945/faq-zum-unterrichtsbetrieb-an-bayerns-schulen.html
https://www.km.bayern.de/allgemein/meldung/6945/faq-zum-unterrichtsbetrieb-an-bayerns-schulen.html
https://www.km.bayern.de/ministerium/institutionen/schulberatung.html
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Triebel_Anlage%201.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Triebel_Anlage%202.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000006000/0000006021_Triebel_Anlage%203.pdf
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30. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie sieht die Unterstitzung und

Margit Entlastung fur die Forderlehrkrafte konkret aus, von der sie in
Wild ihrer Antwort zu Frage 2 der Schriftlichen Anfrage der Abgeord-
(SPD) neten Annette Karl ,Eigenverantwortlicher Unterricht von For-

derlehrern® unter Drs. 18/7068 spricht?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Um Forderlehrkrafte unterstiitzen und entlasten zu kénnen, prift das Staatsminis-
terium derzeit intensiv und auch mit dem Ziel einer konkreten Umsetzung Maglich-
keiten der Vergabe von Anrechnungsstunden. Diese kommt beispielsweise bei Ta-
tigkeit von Forderlehrern an mehreren Dienstorten in Betracht. Spielraume fiir eine
Unterstitzung und Entlastung missen aber auch mit Blick auf Haushaltsmoglich-
keiten und vor allem auf die Gewahrleistung der Unterrichtsversorgung bewertet
werden.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

31. Abgeordneter Nachdem die Schlielung des Stadtischen Museums Kitzingen

Volkmar beschlossen wurde, frage ich die Staatsregierung, welche Mog-
Halbleib lichkeiten sie zur starkeren und fachlichen Unterstiitzung von
(SPD) Museen in kommunaler Tragerschaft (auch exemplarisch am

Fall Kitzingen) sieht, welche rechtlichen und fachlichen MaRga-
ben es im Umgang mit Museumsobjekten eines zur Auflésung
anstehenden Museums gibt und ob bzw. in welchem Umfang
gdfs. die dauerhafte SchlieBung des Museums Kitzingen zur
Ruckforderung von Férdermittel fiihren kann, die die Stadt Kit-
zingen fur Gebaude und Ausstattung des Museums vom Frei-
staat erhalten hat?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Das Stadtische Museum Kitzingen wurde 1895 auf Veranlassung des Kitzinger
Stadtmagistrats gegriindet und gehdrte zu den altesten Stadtmuseen Frankens. Als
Heimatmuseum dokumentierte es sowohl die nahezu 1 300 Jahre zurtickreichende
Stadtgeschichte Kitzingens als auch die bis in die friihe Altsteinzeit zurtickreichende
Siedlungsgeschichte des Kitzinger Landes.

Das Museum wurde im Jahr 2018 geschlossen. Im Juni 2020 beschloss der Kitzin-
ger Stadtrat die endglltige Schlieung und ,Abwicklung“ des Museums. Die Lan-
desstelle fur die nichtstaatlichen Museen beim Bayerischen Landesamt fir Denk-
malpflege wurde letztmals im Jahr 2015 seitens der Stadt Kitzingen im Rahmen
einer Anfrage zur Abwicklung der Kiindigung eines Leihvertrages mit der Bitte um
rechtliche Beratung kontaktiert. Mit Blick auf die SchlieBung im Jahr 2018 erfolgte
ebenfalls keine Kontaktaufnahme mit staatlichen Stellen und insbesondere auch
nicht mit der Landesstelle fiir die nichtstaatlichen Museen, obwohl der Stadt Kitzin-
gen aus einer Forderanfrage zur Férderung von neuen Depotrdumen im Jahr 2014
das Beratungsangebot der Landesstelle bekannt war. Nach Bekanntwerden der
Schliefung im Jahr 2018 hat die Landesstelle ihrerseits den damaligen Oberbdir-
germeister der Stadt mit der Bitte angeschrieben, die Plane der Stadt bezuglich des
Museums zu erldutern und ihre Unterstltzung angeboten.

Zu einem Gesprach oder einem anderen Austausch ist es in der Folge jedoch nicht
gekommen, da seitens der Stadt Kitzingen keine Reaktionen erfolgten. Auch nach
einem Amtswechsel konnte kein Austausch mit dem neuen Oberbirgermeister her-
gestellt werden.

Eine Unterstitzung des Stadtmuseums mit staatlichen Férdermitteln ist ebenfalls
nicht erfolgt, sodass sich die Frage der Rickforderung von staatlichen Férdermitteln
nicht stellt.

Mit der Landesstelle flr die nichtstaatlichen Museen in Bayern steht allen nichtstaat-
lichen Museen und damit auch allen Museen in kommunaler Tragerschaft ein um-
fassendes Serviceangebot zur Verfligung, das sowohl die fachliche Beratung als
auch finanzielle Unterstitzung fir die mehr als 1 200 nichtstaatlichen Museen in
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Bayern umfasst. Aufgabe der Landesstelle fir die nichtstaatlichen Museen in Bay-
ern ist nach Art. 12 Abs. 2 Nr. 7 des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes die Fir-
sorge flr Heimatmuseen und &hnliche Sammlungen, soweit diese nicht vom Staat
verwaltet werden. Auf der Grundlage dieses gesetzlichen Auftrags unterstitzt die
dem Landesamt fir Denkmalpflege zugeordnete Landesstelle die nichtstaatlichen
Museen Bayerns bei Neuplanungen sowie in allen fachlichen Fragen des Museums-
alltags mit einem breiten Beratungsangebot und mit der Férderung mit Projektmit-
teln zur Museumseinrichtung sowie fiir die Pflege, die Erhaltung und — in besonders
begriindeten Einzelfallen — die Ergdnzung der Sammlungen. Ein Schwerpunkt liegt
dabei auf der Beratung zur Uberarbeitung der Konzeption von Museen, einschlief3-
lich der finanziellen Unterstiitzung von Machbarkeitsstudien und der Information
Uber staatliche und sonstige Férdermdoglichkeiten, sowie der Erstellung von Férder-
kulissen. Dieses Angebot steht auch den vielen nichtstaatlichen Museen in kommu-
naler Tragerschaft offen und wird von diesen intensiv in Anspruch genommen. In-
soweit ist der vorliegende Fall, bei dem eine Kommune trotz Kontaktaufnahme und
Kenntnis Uber die bestehenden Serviceangebote der Landesstelle keine Beratung
oder Unterstiitzung der Landesstelle gesucht hat, untypisch. Bei friih- oder recht-
zeitiger Kontaktaufnahme mit der Landesstelle hatten Stadt und Museum Kitzingen
alle Moglichkeiten der Beratung und der Férderung mit dem Ziel offen gestanden,
die nun bedauerlicherweise eingetretene Schlielfung zu verhindern.

Sollte es seitens der Stadt Kitzingen gewlinscht sein, bestiinde auch jetzt noch die
Maoglichkeit einer Kontaktaufnahme mit dem Ziel einer umfassenden Beratung zu
moglichen Perspektiven des Museums.

Die Entscheidung Uber die weitere Verwendung der Museumsobjekte liegt beim je-
weiligen Eigentimer. Auch hier besteht die Mdglichkeit einer Beratung durch die
Landesstelle, damit Mdglichkeiten eines Erhalts der Exponate und ihrer 6ffentlichen
Zuganglichkeit, etwa durch Prasentation in anderen geeigneten staatlichen oder
nichtstaatlichen Museen, aufgezeigt werden konnen.
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32. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche drtlichen und zeitlichen

Verena Perspektiven sich nun fir den Neubau des padagogischen
Osgyan Campus der Friedrich-Alexander-Universitat Erlangen-Nurn-
(BUNDNIS berg nach dem Scheitern des Grundstliicksankaufs auf dem
90/DIE GRU-  ehemaligen Schéller-Geléande darstellen, ob alternativ eine Sa-
NEN) nierung des bisherigen Standorts, dessen Betriebsgenehmi-

gung 2024 auslauft, geprift wird und wie der Sachstand zum
Entwicklungskonzept des Hochschulstandorts Erlangen-Nirn-
berg insgesamt ist?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Die Losung der Unterbringungsfrage fir die Erziehungswissenschaften ist weiterhin
zum frihestmaoglichen Zeitpunkt geplant. Der Freistaat befindet sich in intensiven
Gesprachen mit verschiedenen Grundstiickseigentimern. Mehrere Optionen wer-
den gegenwartig gepriift. Solange Uber diese noch nicht entschieden ist, lassen sich
keine Aussagen zu konkreten Zeitpunkten fir einen Baubeginn oder eine Inbetrieb-
nahme treffen, da die Realisierungszeitraume von den konkreten Gegebenheiten
des letztendlichen Standorts abhéngen.

Eine Sanierung der Bestandsgebaude am derzeitigen Standort Regensburger
Stralle 160 ist bautechnisch wie wirtschaftlich nicht sinnvoll. Erforderlich ware an
diesem Standort ein vollstandiger Abriss und anschlieRender Neubau.

Ein Verbleib an der Regensburger Stralle wirde zudem nicht die beabsichtigte
deutliche Verringerung der Pendelzeiten fir Studentinnen und Studenten zwischen
den Standorten Erlangen und Nirnberg ermdéglichen.

Um die durchgehende Fortflihrung des Studien- und Forschungsbetriebs sicherzu-
stellen, wurde das Staatliche Bauamt Erlangen-Nurnberg beauftragt zu prifen, wel-
che MaRnahmen getroffen werden missen, damit die Nutzung der Bestandsbauten
bis zur Fertigstellung der geplanten Neubauten méglich bleibt. Neben baulichen und
organisatorischen MalRnahmen umfasst dies fiir eine Ubergangszeit auch Anmie-
tungen.

Was das Entwicklungskonzept fir den Hochschulstandort Erlangen-Nirnberg ins-
gesamt betrifft, werden die verschiedenen Einzelvorhaben vom Staatsministerium
fur Wissenschaft und Kunst weiterhin mit hdchster Prioritat verfolgt und in Abstim-
mung mit dem Bau- und dem Finanzressort vorangetrieben. Bereits im September
2019 wurden die Genehmigungen fiir die Bauantrage fir mehrere Vorhaben der
Technischen und der Naturwissenschaftlichen Fakultat der Friedrich-Alexander-
Universitat Erlangen-Nirnberg (FAU) sowie im Folgenden dann die Planungsauf-
trage an die Bauverwaltung erteilt: fir den Neubau der Technischen Chemie, fir
den 2. Bauabschnitt des Chemikums, fur ErschlieBungsmafRnahmen zum Chemi-
kum sowie fiir zwei Horsaalgebaude auf dem Erlanger Stidgelande. Zwei durch den
Freistaat Bayern und den Bund gemeinsam finanzierte Forschungsbauten sind
ebenfalls in Vorbereitung: Flr das Erlangen Centre for Astroparticle Physics (ECAP)
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kann am 16.07.2020 Richtfest gefeiert werden. Zudem hat die Gemeinsame Wis-
senschaftskonferenz (GWK) am 26.06.2020 unter bundesweit neun Vorhaben auch
das an der FAU geplante Center for Immunotherapy, Biophysics & Digital Medicine
(CITABLE) neu in die gemeinsame Foérderung von Forschungsbauten mit einem
Forderbeginn ab 2021 aufgenommen.
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33. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, ob es in Bayern Strukturen gibt,
Dr. Sabine mit denen die (Staats-)Regierung als Oberste/H6here Denk-
Weigand malschutzbehdrde die Tatigkeiten der Unteren Denkmalschutz-
(BUNDNIS behérden uberprift (sich beispielsweise Uber aktuelle Sach-
90/DIE GRU-  stande berichten Iasst), in welcher Form (beispielsweise Regel-
NEN) mafigkeit, Treffen oder schriftlich, welche beteiligten Perso-

nen) dieser, wenn vorhandene, Austausch stattfindet und wel-
che Verfahren es gibt, wenn Untere Denkmalschutzbehérden
ihren Verpflichtungen zum Schutz von Denkmalern nicht in an-
gemessener Form nachkommen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

An das Staatsministerium als oberste Denkmalschutzbehérde und die Regierungen
als Héhere Denkmalschutzbehdérden werden in vielen Einzelféllen Anfragen und
Eingaben (auRerhalb der Petitionen an den Landtag) aus allen Bereichen von Denk-
malschutz und Denkmalpflege gerichtet, zu denen in der Regel im Wege der Auf-
sicht schriftliche Berichte auch unter Einbeziehung des Landesamts fur Denkmal-
pflege eingeholt werden. In Einzelfallen finden Termine vor Ort statt. Ein dariber
hinausgehendes regelmafiges und umfassendes Berichtswesen ware mit der ge-
setzgeberischen Entscheidung zur Starkung der Eigenverantwortlichkeit der Unte-
ren Denkmalschutzbehdrden (Abschaffung des Dissensverfahrens) nicht vereinbar.
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Geschéftsbereich des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

34. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, von welchem Verteilungsverfah-

Johannes ren in Bayern geht sie fur die Verteilung der Gelder fur die Ge-
Becher werbesteuerausfalle, die Kommunen im Zuge der Corona-Pan-
(BUNDNIS demie erlitten haben, aus und wann ist nach Ansicht der Staats-
90/DIE GRU-  regierung mit einer Auszahlung zu rechnen?

NEN)

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Zur Kompensation von Mindereinnahmen bei der Gewerbesteuer lauft derzeit noch
das Gesetzgebungsverfahren auf Bundesebene. Die bundesgesetzlichen Regelun-
gen treten voraussichtlich am 1. Oktober 2020 in Kraft. Fir die Verteilung der Mittel
werden die Lander zustandig sein. In Bayern werden die Kriterien in enger Abstim-
mung mit den kommunalen Spitzenverbanden festgelegt. Die Gesprache dazu lau-
fen. Konkrete Aussagen Uber die Verteilungskriterien und die Auszahlungszeit-
punkte sind noch nicht mdglich.
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35. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele der 200 Stellen p. a.,

Tessa die seit dem Nachtragshaushaltsgesetz 2018 (Art. 6¢) der Ein-

Ganserer stellung schwerbehinderter Menschen vorbehalten sind, sind in

(BUNDNIS 2018 und 2019 besetzt worden, wie verteilen sich diese Neu-

90/DIE GRU- einstellungen auf die einzelnen Ressorts und wie sind diese

NEN) Beschaftigten eingruppiert nach Besoldungsgruppen bzw. Ent-
geltgruppen?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Die aktuelle Fassung des Art. 6¢c Haushaltsgesetz sieht vor, dass pro Jahr 200 vor-
handene freie und freiwerdende Stellen gesperrt und der Einstellung zusatzlicher
schwerbehinderter Menschen vorbehalten sind. In den Jahren 2018 und 2019 konn-
ten jeweils alle 200 Stellen mit schwerbehinderten Menschen besetzt werden. Die
200 Stellen verteilen sich wie folgt auf die einzelnen Geschéftsbereiche:

Einzel- Ressort Stellenzahl Stellenzahl
plan 2018 2019
01 LT - -

02 StK 0,50 0,50
03 StMi 35,00 35,50
04 StMJ 14,50 14,00
05 StMUK 72,00 72,50
06 StMFH 20,50 20,00
07 StMWwi 0,50 0,50
08 StMELF 5,00 5,00
09 StMB 7,00 7,00
10 StMAS 2,50 2,50
11 ORH - -

12 StMUV 4,50 4,50
14 StMGP 0,50 0,50
15 StMWK 37,50 37,50
16 StMD - -

200,00 200,00

LT = Landtag

StK = Staatskanzlei

StMI = Staatsministerium des Innern, fir Sport und Integration

StMJ = Staatsministerium der Justiz

StMUK = Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus

StMFH = Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat

StMWi = Staatsministerium fir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie
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StMELF = Staatsministerium fiir Ernédhrung, Landwirtschaft und Forsten
ORH = Oberster Rechnungshof

StMUV = Staatsministerium fiir Umwelt und Verbraucherschutz

StMGP = Staatsministerium fur Gesundheit und Pflege

StMWK = Staatsministerium fur Wissenschaft und Kunst

StMD = Staatsministerium fur Digitales, Medien und Europa

Art. 6¢c Haushaltsgesetz legt eine Untergrenze fir die Neueinstellung schwerbehin-
derter Menschen fest. Die Zahl der tatsachlichen — auf Art. 6¢ Haushaltsgesetz an-
rechenbaren — zusatzlichen Einstellungen Uberschreitet diese festgelegte Unter-
grenze. Die Verteilung der Neueinstellungen im Zusammenhang mit Art. 6¢ Haus-
haltsgesetz auf Besoldungs- und Entgeltgruppen wird seitens des Staatsministeri-
ums der Finanzen und fir Heimat nicht erhoben.



Drucksache 18/9210 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 45

36. Abgeordneter  Vor dem Hintergrund, dass sich die in Aussicht gestellten For-
Dr. Wolfgang dermittel der Staatsregierung fiir die Generalsanierung des
Heubisch Staatstheaters Augsburg in Hé6he von 106 Mio. Euro auf eine in
(FDP) einem frihen Planungsstadium angestellte Schatzung der zu-

weisungsfahigen Ausgaben beziehen, frage ich die Staatsregie-
rung, ob sie beabsichtigt, den in Aussicht gestellten Férdersatz
von 75 Prozent beizubehalten, also die tatsachliche Forder-
summe zu erhéhen, wenn die zuweisungsfahigen Ausgaben im
Laufe der Zeit, z. B. aufgrund von Baukostensteigerungen, ho-
her ausfallen, mit Blick auf die Tatsache, dass zwei jlngere
Kostenberechnungen fiir das Bauteil Il des Staatstheaters
Augsburg (Variante 1 vom Juni 2019: 125 Mio. Euro; Variante
2 vom Juni 2020: 115 Mio. Euro) erheblich Gber dem Kosten-
rahmen von 75,3 Mio. Euro liegen, der allerdings der In-Aus-
sicht-Stellung der Fordermittel zugrunde liegt, ob sie beabsich-
tigt, den in Aussicht gestellten Fordersatz von 75 Prozent auch
fur zuweisungsfahige Mehrausgaben beizubehalten, die dem
Fortschreiten des Planungsprozesses geschuldet sind und
wann sie mit der Fertigstellung der Generalsanierung rechnet?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs fordert der Freistaat nach Art. 10
des Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes (BayFAG) u. a. BaumaRnahmen an
professionellen kommunalen Theatern und Konzertsalen und tragt damit insbeson-
dere auch der Sicherung gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Kulturbereich Rech-
nung. Nach Erhebung des friheren Stadtischen Theater Augsburg zum Staatsthe-
ater Augsburg hat die Stadt Augsburg als Eigentiimerin der Immobilie gemag Art. 3
Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes Uber die Stiftung Staatstheater Augsburg (AugStG)
weiterhin die Ausgaben fur bauliche Investitionen zu tragen. Insoweit obliegt der
Stadt als Bauherrin auch die Verantwortung der Planung und des Bauablaufs. Der
Freistaat Bayern hat daher auf zeitliche Planungen keinen Einfluss, unterstitzt die
Stadt aber bei betrieblich notwendigen Bauinvestitionen am Staatstheater Augsburg
mit einer Férderung nach Mal3gabe von Art. 10 BayFAG.

Der fur Theater- und Konzertsaalbauten malfigebliche Regelférdersatz betragt
75 Prozent der zuweisungsfahigen Ausgaben und tragt dem Umstand Rechnung,
dass die Standortkommunen eine besondere finanzielle Belastung im Kulturbereich
zu schultern haben, die weit Uber das eigene Einzugsgebiet ausstrahlt. Dieser
kommt auch bei der Sanierung des Staatstheaters Augsburg zum Tragen.

Bei der Forderung nach Art. 10 BayFAG handelt es sich um eine Anteilfinanzierung,
sodass sich die Férderhdhe an den zuweisungsfahigen Ausgaben orientiert. Kon-
krete Aussagen uber die Hoéhe der Gesamtkosten, der zuweisungsfahigen Ausga-
ben und einer méglichen Férderung fur den zweiten Bauabschnitt der Neukonzep-
tionierung des Staatstheaters Augsburg sind erst nach Vorliegen samtlicher erfor-
derlicher Antragsunterlagen und Abschluss der fachlichen Priifung durch die Regie-
rung von Schwaben mdglich. Diesen Verfahrensstand hat das Projekt allerdings
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noch nicht erreicht. Im Hinblick auf die zwischenzeitlich erheblich héher geschatzten
Kosten wird dabei sorgfaltig geprift werden, inwieweit diese nach den Grundsatzen
von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit erforderlich und damit zuweisungsféahig
sind.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie

37. Abgeordneter Vor dem Hintergrund, dass ab dem 08.07.2020 die Antragstel-

Albert lung fiir die Uberbriickungshilfe fiir kleine und mittelstandische
Duin Unternehmen, die ihren Geschaftsbetrieb im Zuge der Corona-
(FDP) Krise ganz oder zu wesentlichen Teilen einstellen mussen, be-

ginnen soll, frage ich die Staatsregierung, wie stellt sie im Rah-
men der Umsetzung des Programms in Bayern sicher, dass die
Uberbriickungshilfe tatsachlich ab dem 08.07.2020 ziigig aus-
gezahlt wird und es zu keinen Verzégerungen wie bei der So-
forthilfe kommt, wie setzt sich die Staatsregierung im Bund da-
fiir ein, dass die Antragstellung fir die Uberbriickungshilfe — un-
ter anderem Uber das geplante digitale Antragsportal — zligig
ermoglicht wird und setzt sich die Staatsregierung perspekti-
visch fiir eine Verlangerung bzw. Ausweitung der Uberbri-
ckungshilfe bis mindestens zum Jahresende 2020 ein?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die notwendigen Vorbereitungen in Bayern zum Start des Bundesprogramms Uber-
briickungshilfe sind erfolgt. Zur Umsetzung des Bundesprogramms hat das Staats-
ministerium fir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie (StMWi) auf der Grund-
lage der Verwaltungsvereinbarung mit dem Bund ,Richtlinien fir die Gewahrung
von Uberbriickungshilfe des Bundes fiir kleine und mittelstandische Unternehmen*
erarbeitet. Das Bundesprogramm soll voraussichtlich am 08.07.2020 mit der Frei-
schaltung des Antragsportals starten. Der Bund stellt ein einheitliches IT-System fur
Antragstellung und Antragsbearbeitung zur Verfigung. Die Antragstellung kann
ausschlieBlich Gber Steuerberater und Wirtschaftsprifer erfolgen. Damit soll eine
qualitativ hochwertige und zugige Abwicklung und Auszahlung der eingereichten
Antréage sichergestellt werden. Die administrative Abwicklung des Bundespro-
gramms wird in Bayern durch die Industrie- und Handelskammer (IHK) fur Minchen
und Oberbayern erfolgen. Das StMWi und die IHK fir Minchen und Oberbayern
sowie die Steuerberater und Wirtschaftsprifer sind u. a. durch einen Praxischeck
und Schulungen gut auf den anstehenden Start vorbereitet.

Mit dem Programm soll eine branchenlibergreifende Unterstiitzung fir die Monate
Juni bis August 2020 gewahrt werden. Das StMWi geht davon aus, dass mit dem
Programm eine wirkungsvolle Unterstitzung erreicht werden kann. Sofern es die
Situation erfordert, wird sich Bayern fur eine Verlangerung des Programms einset-
zen.
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38. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche finanziellen Mittel aus der

Anne Hightech-Offensive der Staatsregierung flieRen in Forschungs-
Franke projekte aus dem sogenannten Dual-Use — bzw. rein militari-
(BUNDNIS schen Bereich, welche Vorhaben sind dies im Einzelnen und
90/DIE GRU-  wie teilen sich dabei die jeweiligen Gesamtkosten zwischen
NEN) offentlichen Mitteln und Eigenanteil beteiligter Projektpartner

(diese bitte namentlich nennen) auf?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Es flieRen keine Forschungsmittel der oben genannten Offensive in den Dual-Use-
bzw. militdrischen Bereich. Die Forderprogramme des Freistaates Bayern sind
grundsatzlich nicht auf die Férderung von Wehrtechnik ausgerichtet, sondern die-
nen der Erforschung ziviler Anwendungen oder Technologien. Die Férderung ver-
teidigungsrelevanter Vorhaben erfolgt in der Regel Uber Bundes- und EU-Pro-
gramme.
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39. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie hoch die gesamte finanzielle

Dr. Helmut Unterstitzung des Freistaates ist, die fur die Continental AG am
Kaltenhauser Standort Roding im Landkreis Cham geleistet wurde (bitte Hohe
(FDP) der Zahlungen nach Verwendungszweck gliedern), wie hoch

die finanziellen Leistungen des Freistaates fur die AVL Software
and Functions GmbH an demselben Standort sind (bitte sowohl
bereits geleistete als auch zugesagte Mittel nach Jahr und Ver-
wendungszweck gliedern) und unter welchen Bedingungen
diese staatlichen Mittel an die AVL Software and Functions
GmbH vergeben werden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Im Bereich der gewerblichen einzelbetrieblichen Investitionsférderung wurde das
Unternehmen ,Continental Mechanical Components Germany GmbH® fir am
Standort Roding durchgefiihrte foérderfahige Investitionen in Héhe von rund
62,3 Mio. Euro mit Zuwendungen aus der Regionalférderung in Héhe von gut
5 Mio. Euro in den Jahren 2008 und 2012 unterstitzt. Die flnfjahrige Bindungsfrist
ist in beiden Fallen bereits ausgelaufen, beide Forderfalle sind abgeschlossen.

Im Zuge der Standortansiedelung der ,AVL Software and Functions GmbH* wird
derzeit bei der Regierung der Oberpfalz ein Férderantrag in der Regionalférderung
beraten. Zuwendungen fir Grof3e Unternehmen am Standort Roding kénnen maxi-
mal 10 Prozent der férderfahigen Investitionskosten betragen. Inwieweit die ,Gean-
derte Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020“ im Rahmen des aktuellen Antrags als
weitere beihilferechtlich zulassige Fordergrundlage im Rahmen der Bund-Lander-
Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur® (GRW)
Anwendung finden kann, wird im Rahmen der Antragsbearbeitung durch die Regie-
rung der Oberpfalz gepriift.

Daneben wird das Unternehmen AVL Software and Functions GmbH am Standort
Roding im Rahmen des Bayerischen Verbundforschungsprogramms (BayVFP) —
Foérderlinie Digitalisierung, Férderschwerpunkt Informations- und Kommunikations-
technik fur die Durchfihrung des Projektes ,SENSINDEX — Entwicklung eines Be-
wertungsindex fur ADAS/AD Sensoren® mitinsgesamt 750.159 Euro geférdert. Wei-
tere Vorhaben kdnnen eingereicht werden, die entsprechend der bestehenden
Richtlinie geprift werden. Das oben genannte Férderprogramm steht allen in Bay-
ern tatigen Unternehmen offen.
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40. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Unterscheidungskriterien
Susanne gibt die Staatsregierung Gastronomiebetrieben und Kultur-
Kurz schaffenden an die Hand, um rechtssicher entscheiden zu kdn-
(BUNDNIS nen, ob beim gleichzeitigen Angebot von Kultur, Speisen und
90/DIE GRU- Getranken in Biergarten und Wirtshausern eine kiinstlerische
NEN) Darbietung eine Erganzung zum Verzehr von Speisen und Ge-

tranken darstellt (Hintergrundmusik) — also die Vorgaben aus
§13 Bayerische InfektionsschutzmaRnahmenverordnung

(BaylfSMV) gelten — oder ob neben dem Verzehr von Speisen
und Getranken im Gastronomiebereich die kiinstlerische Dar-
bietung im Vordergrund steht — also eine Veranstaltung vor-
liegt, fir die die Bestimmungen aus § 21 Abs. 2 BaylfSMV maf3-
geblich sind, wie rechtfertigt die Staatsregierung die Moglich-
keit, bei dem Laienmusikprogramm riickwirkend Mittel beantra-
gen zu kénnen, insbesondere vor dem Hintergrund, dass dies
bei den fir den professionellen Bereich ausgelegten Férder-
programmen nicht vorgesehen ist und plant die Staatsregie-
rung Hilfen fiir professionell Kulturschaffende, die ahnlich dem
Laienmusikprogramm riickwirkend ab Mitte Marz gelten?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Steht der Verzehr von Speisen und Getranken bei Live-Musik und anderen Kultur-
veranstaltungen im Wirtshaus oder Biergarten im Vordergrund und stellt die kiinst-
lerische Darbietung eine Erganzung dar, gilt Folgendes: Grundsatzlich hat der Ver-
anstalter durch geeignete Mallnahmen sicherzustellen, dass zwischen allen Teil-
nehmern, also Besuchern und Mitwirkenden, die nicht zu dem in § 2 Abs. 1
BaylfSMV bezeichneten Personenkreis gehéren, ein Mindestabstand von 1,5 m ein-
gehalten werden kann (Blasmusik und Gesang 2 m Mindestabstand zwischen Mu-
sikanten und Publikum). Normale gastronomische Bestuhlung nach den coronabe-
dingten Vorgaben ist damit méglich. Angehérige eines Hausstandes, Ehegatten,
Lebenspartner, Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft, Verwandte in
gerader Linie (Eltern und Kinder), Geschwister und Angehdrige eines weiteren
Hausstandes durfen zusammensitzen. Ebenso dirfen Gruppen von bis zu
zehn Personen beieinandersitzen.

Die kinstlerische Darbietung ist dann eine Erganzung im Sinne einer Hintergrund-

musik, wenn

e kein Eintritt fUr die Veranstaltung verlangt wird,

o keine Eintrittskarten ausgegeben werden,

o die regulare Bestuhlung bestehen bleibt,

e wahrend der Darbietung der gastronomische Service nicht unterbrochen wird

und
e wenn die Lautstarke der Darbietung Unterhaltungen weiterhin méglich macht.
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Wenn eines dieser Kriterien nicht erfullt wird, steht die kiinstlerische Darbietung im
Vordergrund. Dann liegt eine kulturelle Veranstaltung vor, fur die § 21 Abs. 2
BaylfSMV gilt und ergéanzend die Vorgaben fiir Gastronomie zu beachten sind.

Beim Laienmusikprogramm des Staatsministeriums fir Wissenschaft und Kunst
(StMWK) handelt es sich nicht um eine Finanzhilfe zur Uberbriickung eines kurz-
fristigen Liquiditatsengpasses, sondern um eine einmalige Ausweitung der bereits
bestehenden reguldren Projektforderung zur Laienmusik, fiir die eine allgemeine
Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen MalRhahmenbeginns gilt. Die entsprechen-
den Projektmittel wurden aufgrund der coronabedingten Umstande aufgestockt.

Das vom bayerischen Ministerprasidenten Dr. Markus Séder angekiindigte und vom
Ministerrat am 21.04.2020 beschlossene sowie am 26.05.2020 erweiterte Kunstler-
hilfsprogramm wurde zur Sicherung des Lebensunterhalts fur drei aufeinanderfol-
gende Monate ab Mai 2020 aufgelegt. Eine Rickwirkung war zu keinem Zeitpunkt
vorgesehen. Grund hierfur ist, dass das Kunstlerhilfsprogramm zur Sicherstellung
des Lebensunterhalts fir Kinstlerinnen und Kunstler beitragen will, die aufgrund
von Einnahmeausfallen infolge der Corona-Pandemie in finanzielle Schwierigkeiten
geraten sind. Das Kunstlerhilfsprogramm soll als Alternative zur Grundsicherung
dienen, nicht jedoch als riickwirkende Kompensation von Einnahmeausfallen.
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41. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie hoch ist der Anteil der von

Eva Frauen gefihrten kleineren und mittleren Unternehmen bzw.
Lettenbauer der selbststandigen Frauen in Bayern, wie hoch ist der Anteil
(BUNDNIS der relativen und absoluten Zahlungen aus den Soforthilfen des
90/DIE GRU-  Freistaates Bayern an von Frauen gefiihrte kleinere und mitt-
NEN) lere Unternehmen bzw. selbststandige Frauen und wie erklart

sich die Staatsregierung die Diskrepanz — sofern diese existiert
— zwischen den Zahlen aus Teilfrage 1 und Teilfrage 27

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Unter den 700 000 Selbststandigen in Bayern waren im Jahr 2018 rund 229 000
Frauen. Dies entsprach einem Anteil von 32,4 Prozent. Im Zeitraum von 2014 bis
2018 hat sich die Zahl der weiblichen Selbststandigen in Bayern um 2,2 Prozent
erhoht, wahrend die Zahl der mannlichen Selbststandigen um 7,5 Prozent zurtick-
gegangen ist. (Quelle: Statistisches Bundesamt (2019): Bevolkerung und Erwerbs-
tatigkeit 2018)

Im Rahmen der Corona-Soforthilfen wurde der Anteil der von Frauen gefiihrten klei-
nen und mittleren Unternehmen bzw. der Anteil selbststandiger Frauen, die Sofort-
hilfe erhalten haben, statistisch nicht erfasst.
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42. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie hoch ist die Summe, die Bay-
Stephanie ern aus der zweiten Saule des Startup-Schutzschildes des
Schuhknecht Bundes erhalt, nach welchen Kriterien werden die fir Mitte Juli
(BUNDNIS angekundigten Mittel Gber Bayern Kapital und die Bayerische
90/DIE GRU-  Beteiligungsgesellschaft (BayBG) an die Unternehmen ausge-
NEN) reicht und wann kénnen die Startups mit der Auszahlung rech-

nen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Bayern erhalt voraussichtlich 30 Mio. Euro.

Zielgruppe sind kleine und mittlere Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft mit
einem wettbewerbsfahigen Geschaftsmodell, die durch die Corona-Krise in finanzi-
elle Probleme geraten sind.

Die Kriterien fur die Ausreichung richten sich nach den Vorgaben des Bundes und
der Europaischen Kommission aus deren ,,Temporary Framework 2020-Regelung®
und der dazu jeweils aktuell glltigen Spruchpraxis.

Eine Beantragung der Mittel wird voraussichtlich ab Ende Juli méglich sein.
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43. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wurde der Antrag des Freistaates

Martin Bayern an den Bundesrat vom 11.09.2019 mit dem Titel ,Re-
Stumpfig formbedarf im Erneuerbare-Energien-Gesetz: Nationale Spiel-
(BUNDNIS rdume nutzen, Ausbau der Erneuerbaren Energien vorantrei-
90/DIE GRU-  ben, Eigenversorgung erleichtern und Fehlsteuerungen fiir
NEN) stromintensive Unternehmen beseitigen“ mittlerweile in den zu-

gewiesenen Ausschissen behandelt, welche Initiativen hat die
Staatsregierung fiir eine EEG-Anderung (EEG = Erneuerbare-
Energien-Gesetz) in den angesprochenen Themen regionale
Steuerung des Ausbaus Erneuerbarer Energien, Anreize fir
groRe Dachanlagen, Reform der Regelungen der Eigenversor-
gung, Einfihrung einer Uberschussstromabnahme fiir aus-
geférderte  Anlagen und Ubernahme der EU Richtlinie
2018/2001 in bundesdeutsches Recht ergriffen und was plant
die Staatsregierung in den nachsten Monaten, um den Forde-
rungen aus dem genannten Antrag auf Bundesebene bei der
anstehenden Reform des EEG Nachdruck zu verleihen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die bayerische Bundesratsinitiative vom 11.09.2019 wurde vom federflhrenden
Wirtschaftsausschuss sowie vom Finanzausschuss bis zum Wiederaufruf der Vor-
lage vertagt (jeweils gegen die Stimme Bayerns). Einzig der mitberatende Umwelt-
ausschuss hat eine Empfehlung ausgesprochen, die EntschlieRung mit Anderun-
gen zu fassen. Damit wurde die Initiative nicht plenarreif; entsprechende Versuche
der Staatsregierung, die erforderlichen Mehrheiten unter den Landern fir die Initia-
tive zu erreichen, blieben ohne Erfolg.

Da die Initiative zahlreiche Forderungen in Zusammenhang mit einer kiinftigen No-
vellierung des EEG enthalt, plant die Staatsregierung, die Inhalte der Entschlielung
im Rahmen der anstehenden EEG-Novelle wieder aufzugreifen und dort — neben
weiteren energiepolitischen Anliegen Bayerns — auch VorstéRe zu den Themen re-
gionale Steuerung des Ausbaus Erneuerbarer Energien, Anreize fur grol3e Dach-
anlagen, Reform der Regelungen der Eigenversorgung und Einfiihrung einer Uber-
schussstromabnahme fur ausgeférderte Anlagen einzubringen.

Der Bund hat angekundigt, zur EEG-Novelle zeitnah einen Gesetzentwurf vorzule-
gen. Hierbei kdnnten die in der Initiative vom 11.09.2019 zusammengefassten ener-
giepolitischen Forderungen Bayerns auch separat verfolgt werden, was jeweils die
Chancen fiir Mehrheiten im Bundesrat und damit zur Durchsetzung der energiepo-
litischen StofR3richtung Bayerns erhéhen kann.
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44. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche Unterstitzung fur Pla-

Hans nungsaufgaben im Bereich des Tagestourismus lasst die
Urban Staatsregierung bereits jetzt und kinftig Kommunen zukom-
(BUNDNIS men, um sie beim Umgang mit und der Lenkung von Besuche-
90/DIE GRU-  rinnen- und Besucherstrémen zu unterstiitzen, die sich gerade
NEN) durch die Corona-Krise an bestimmten touristischen Hotspots

in Bayern noch verstarkt haben, welche Férdermdglichkeiten
kénnen die regionalen Planer hier abschoépfen und inwieweit
mochte die Staatsregierung einer lbergeordneten, lberregio-
nalen Planungsstruktur Vorschub leisten (konkrete Mafnah-
men), um kinftig besser mit der Herausforderung
»Overtourism“ umgehen zu kénnen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die letzten Wochen waren fir die bayerische Tourismusfamilie alles andere als
leicht. Inzwischen nimmt der Tourismus in Bayern wieder Fahrt auf. Urlaub und Ta-
gesausflige sind wieder problemlos mdglich. Aufgrund der Corona-Pandemie und
den nétigen Abstands- und Hygieneregeln verschieben und konzentrieren sich al-
lerdings Besucherstréme von Ubernachtungsgéasten und Tagestouristen. An sog.
,Hotspots® kann das u. a. zu starken Verkehrsbelastungen fuhren. Haufig entstehen
solche Uberlastungen durch den Ausflugs- und Freizeitverkehr aus den bayerischen
Ballungsgebieten (insb. Minchen und Augsburg) in die nahegelegenen Regionen,
insbesondere im Voralpen/Alpenraum, vor allem bei gutem Wetter und an einzelnen
Wochenenden/Feiertagen.

Kein Gast muss Angst haben, dass es in Bayern im Sommer zu eng wird. Bayern
hat ausreichend Kapazitaten fiir Urlaubsgaste und Tagesausflige Einheimischer.
Bayern ist groB, vielfaltig und hat gerade in der Flache viel zu bieten. Wer Sorge
hat, dass es an einem bestimmten Tag an einem Ort zu voll wird, findet bestimmt
auch abseits der Hauptpfade viele Sehenswirdigkeiten und verborgene Schatze
und bestimmt sein ganz persoénliches Urlaubs- oder Ausflugs-Highlight. Es wird da-
her in der Bewerbung sowohl auf Landesebene durch die Bayern Tourismus Mar-
keting GmbH, als auch kleinrdumiger durch die regionalen Tourismusverbande
grundsatzlich darauf geachtet, den Tourismus in Bayern in der Flache und beson-
ders auch abseits der bekanntesten Sehenswiirdigkeiten mit Blick auf einen sanften
Tourismus zu vermarkten.

Aber: Um die durch die Corona-Auflagen eingeschrankten touristischen Kapazita-
ten optimal zu nutzen und zugleich eine Uberlastung von touristischen Hotspots
durch intensiven Ausflugsverkehr zu vermeiden, hat Herr Staatsminister fir Wirt-
schaft, Landesentwicklung und Energie Hubert Aiwanger sich Anfang Juli in Gar-
misch-Partenkirchen mit Kommunalvertretern der am starksten betroffenen Regio-
nen zusammengesetzt und mogliche Lésungen fir die Besucherlenkung diskutiert.
Der Freistaat wird weiter im Austausch mit den Kommunen bleiben und diese bei
der Lésung ihrer Probleme bestmdglich unterstitzen.
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Um Besucherstrome effizient zu lenken, kann auch der seit Kurzem vom Touris-
musverband Oberbayern Minchen betriebene Ausflugsticker Oberbayern dienen,
der auch mobil per Smartphone aufrufbar ist. Um zu einer raschen Besucherlen-
kung zu kommen, pflegen Destinationen und Freizeitbetriebe tagesaktuell das Be-
sucheraufkommen in den Ausflugsticker ein, die Ergebnisse werden gebindelt auf
https://www.oberbayern.de/ausflugs-ticker/ ausgespielt. Berchtesgaden und Starn-
berg bieten bereits Echtzeitdaten an. Viele Medien berichten intensiv Uber diese
neue Plattform, so kénnen Reiseentscheidungen besucherabhangig beeinflusst
werden. Hier wird der Freistaat Bayern dabei unterstiitzen, dass der Ticker auch fir
ganz Bayern verfiigbar wird.

Das Staatsministerium fir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie hat schon
frih eine Analyse in Auftrag gegeben, um Mdglichkeiten einer effizienten Besucher-
lenkung zu untersuchen und zu entwickeln. Hierzu wurde bereits in einer Anfrage
zum Plenum zur Plenarsitzung am 17.06.2020) berichtet (Drs. 18/8539, S.60, 61).

Zudem stellt die Staatsregierung eine Vielzahl von Unterstitzungsleistungen fur die
Kommunen bereit. So kénnen beispielsweise innovative digitale Lésungen unter
gewissen Voraussetzungen durch die Forderrichtlinie ,Heimat Digital des Staats-
ministeriums der Finanzen und fiir Heimat gefordert werden. Mit dem LEADER-Pro-
gramm unterstitzt das Staatsministerium fir Ernahrung, Landwirtschaft und Fors-
ten die landlichen Regionen auf ihrem Weg einer selbstbestimmten Entwicklung —
ganz nach dem Motto ,Blrger gestalten ihre Heimat®. Dabei kdnnen beispielsweise
auch Projekte zur Starkung eines nachhaltigen, sanften Tourismus und der regio-
nalen Wertschdpfung unterstutzt werden. Die Richtlinien zur Forderung von umwelt-
und klimavertraglichen Naturerlebnis- und Naturtourismusangeboten in bayeri-
schen Kommunen (F6RNatKom) des Staatsministeriums fir Umwelt und Verbrau-
cherschutz bieten Kommunen verschiedene Mdglichkeiten, um mafRgeschneiderte
Angebote im Rahmen eines naturtouristischen Gesamtkonzepts zu entwickeln und
umzusetzen und so auch Besucherstrome zu lenken.


https://www.oberbayern.de/ausflugs-ticker/
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Geschéftsbereich des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucher-
schutz

45. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, in welchem Umfang wurden

Florian Lebensmittelkontrollen in Bayern seit Beginn der Corona-Pan-
von Brunn demie bzw. des Lockdowns im Jahr 2020 ausgesetzt oder re-
(SPD) duziert (bitte mit Angabe aller relevanten Details und den Ver-

gleichszahlen aus den Vorjahren 2017 bis 2019), durften Le-
bensmittelbetriebe, bspw. Schlachthdfe, in denen positive
COVID-19-Tests unter den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
durchgefihrt bzw. COVID-19-Infektionen nachgewiesen wur-
den, weiter produzieren sowie die bereits produzierten Waren
weiter ausliefern und in welchem Umfang wurden in diesem Zu-
sammenhang lebensmittelrechtliche Mallnahmen durch die zu-
standigen Behorden beziiglich der aus den betroffenen Betrie-
ben stammenden Lebensmittel ergriffen, beispielsweise etwa
Ruckrufe oder Lebensmittelwarnungen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Die Sicherheit der Verbraucher hat oberste Prioritat. In Krisenzeiten gilt es, Priori-

taten in den Bereichen zu setzen, die fur die Gesundheit und Sicherheit der Ver-

braucher die grofite Relevanz haben. Deshalb hat das Staatsministerium fur Um-

welt und Verbraucherschutz den fir die Kontrollen zustandigen Behorden Mitte

Méarz diesen Jahres empfohlen, die vorhandenen Kapazitaten fur verschiedene Auf-

gaben zu bundeln. Durchgefuhrt werden mussten insbesondere alle Kontrollen und

Tatigkeiten, die nétig und unaufschiebbar sind. Hierzu zahlen:

e Kontrollen und Téatigkeiten, um den Warenverkehr von Lebensmitteln und le-
bensmittelliefernden Tieren zu gewahrleisten

e Kontrollen und Tatigkeiten im Zusammenhang von gesundheitsgefahrdenden
und nicht sicheren Lebensmitteln oder wenn die Lebensmittelsicherheit direkt
betroffen ist

e Meldungen aus dem Schnellwarnsystem

o Kontrollen bei Hinweisen auf erhebliche TierschutzverstéfRe in der Nutztierhal-
tung durchzufihren

Am 14. Mai 2020 wurden die Kreisverwaltungsbehdrden aufgefordert, zum Normal-
betrieb zurlickzukehren. Ob bzw. inwieweit sich diese Priorisierungsempfehlungen
auf die Gesamtkontrollzahl 2020 auswirken bleibt abzuwarten.

Nach Angaben des Bundesinstitutes fir Risikobewertung gibt es derzeit keine Falle,
bei denen nachgewiesen ist, dass sich Menschen Uber den Verzehr kontaminierter
Lebensmittel mit dem neuartigen Coronavirus infiziert haben. Ebenso teilt die Euro-
paische Behdrde fur Lebensmittelsicherheit (EFSA) auf deren Homepage mit, dass
derzeit keine Anhaltspunkte daflr vorliegen, dass Lebensmittel eine Quelle fir eine
Infektion seien oder das Virus Uber Lebensmittel Ubertragen werden koénnte (Stand
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18.06.2020). Aus diesem Grund waren Rucknahmen oder Ruckrufe von Lebens-
mitteln bei positiven COVID-19-Befunden von Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern in
lebensmittelherstellenden oder -verarbeitenden Betrieben nicht angezeigt.
https://www.bfr.bund.de/de/kann_das_neuartige coronavirus _ueber lebensmit-
tel und gegenstaende uebertragen werden -244062.html



https://www.bfr.bund.de/de/kann_das_neuartige_coronavirus_ueber_lebensmittel_und_gegenstaende_uebertragen_werden_-244062.html
https://www.bfr.bund.de/de/kann_das_neuartige_coronavirus_ueber_lebensmittel_und_gegenstaende_uebertragen_werden_-244062.html
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46. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie viele Férdermittel, die nicht
Patrick bereits durch einen Zuwendungsbescheid gebunden sind, ste-
Friedl hen aus dem Sonderprogramm ,Integrale Konzepte zum kom-
(BUNDNIS munalen Sturzflut-Risikomanagement® (nach Nr. 2.4 RZWas
90/DIE GRU-  2018) der Staatsregierung noch im Jahr 2020 zur Verfigung
NEN) (unter Angabe der exakten Hohe der noch zur Verfiigung ste-

henden Haushaltsmittel), wie viele weitere Gemeinden kénnen
damit voraussichtlich noch ins Férderprogramm aufgenommen
werden (bei Zugrundelegung der bisher durchschnittlich bewil-
ligten Férdersummen) und ist von der Staatsregierung geplant,
das Sonderprogramm aufgrund seiner hohen Bedeutung tber
den 31.12.2020 hinaus zu verlangern?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Gemal Haushaltsplan sind fiur das Sonderférderprogramm im Jahr 2020
3,5 Mio. Euro vorgesehen. Bisher wurden im Jahr 2020 Zuwendungsbescheide im
Gesamtvolumen von rund 0,55 Mio. Euro erlassen und sind somit gebunden. Damit
stehen 2020 noch 2,95 Mio. Euro zur Verfiigung. Hiermit missen allerdings auch
die noch offenen Zuwendungsbescheide der vergangenen Jahre ausgezahlt wer-
den. Seit Beginn des Sonderférderprogramms 2017 sind insgesamt 76 Kommunen
aufgenommen worden mit einer durchschnittlichen Férdersumme von rund
125.000 Euro. Derzeit zeigen vier weitere Kommunen Interesse an einer Aufnahme.
Berucksichtigt man die Gesamtsumme des Forderprogramms seit seiner Einfiih-
rung 2017 kénnten theoretisch noch rund 35 Kommunen aufgenommen werden.
Aktuell liegen dem Staatsministerium fir Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV)
noch keine fertigen Konzepte vor, viele der Kommunen zeigen aber bereits gute
Fortschritte bei der Erstellung. Auf Basis einer Evaluierung des Sonderférderpro-
gramms wird anhand der gewonnenen Erfahrungen geprift, inwieweit eine Uber-
fuhrung in die Regelférderung sinnvoll ist.
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47. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, welche MaRnahmen sie bis zum

Hep jetzigen Zeitpunkt ergriffen hat, um Klimaneutralitat fur ihren Mi-
Monatzeder nisterialbetrieb — unter Beriicksichtigung von Dienstreisen,
(BUNDNIS Warmeversorgung, Pendelverkehr der Mitarbeitenden und Ver-
90/DIE GRU-  anstaltungen — zu erreichen (bitte nach Vermeidung, Reduk-
NEN) tion, Kompensation von Treibhausgasemissionen auflisten und

bitte begriinden, falls keine MalRnahmen ergriffen wurden), wel-
che weiteren MalRknahmen sie in Zukunft hierzu plant (bitte be-
griinden, falls keine MaRnahmen geplant sind) und bis zu wel-
chem Jahr sie das Ziel Klimaneutralitat erreichen will?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Die Staatsregierung hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2030 die klimaneutrale Verwal-
tung zu erreichen. Als erstes Staatsministerium in Bayern ist das Staatsministerium
fur Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) seit 2018 klimaneutral.

Die Treibhausgasemissionen des StMUV im Jahr 2018 aus Warmebezug, Strom-
verbrauch, Fuhrpark, Dienstreisen der Beschaftigten sowie Beschaffung lagen bei
630 t CO2-Aquivalente. Die ermittelte Bilanz spiegelt eine typische Verteilung ent-
stehender Emissionen. Hierbei ist Warme fiir mehr als die Halfte der CO2-Emissio-
nen verantwortlich. Durch den Bezug von Okostrom (M-Okostrom) ist der Strombe-
zug klimaneutral. Verglichen mit den Emissionen der Stromerzeugung bei konven-
tioneller Stromerzeugung (Emissionsfaktor auf Landerebene) werden so 681 t CO»-
Aquivalente eingespart.

Potenziale zur weiteren Emissionsminderung liegen u. a. im Bereich Dienstreisen
(Reduzierung der Flugreisen: ,Zug vor Flug®) und beim Warmeverbrauch (geplante
Sanierung der AuRenfassade). Die verbleibenden Emissionen wurden mit Zertifika-
ten aus einem Programm fiir ,Sauberes Biogas fur Kleinbauernhaushalte® in Si-
chuan kompensiert. Es handelt sich hierbei um hochwertige Zertifikate aus dem
Clean Development Mechanism (CDM) nach dem Gold Standard, der nach Vorga-
ben des UN-Klimasekretariats abgewickelt wird. Das ausgewahlte Projekt ist auch
Bestandteil der Kompensationsaktivitdten der Bundesregierung fur die Kompensa-
tion ihrer Dienstreiseemissionen.

Der weitere Weg zur klimaneutralen Verwaltung des Freistaates istim MafRhahmen-
paket zur Klimaschutzoffensive skizziert. Hierzu gehdrt neben der Ermittlung der
Treibhausgasbilanzen nach einheitlichen Methoden auch die Kompensation der
Restemissionen durch geeignete Projekte moglichst in Bayern. Die Umsetzung die-
ser MalRnahmen soll die neu zu schaffende Landesagentur fir Energie und Klima-
schutz ibernehmen.
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48. Abgeordnete  Ich frage die Staatsregierung, wie entwickelte sich die Zahl der

Ruth Schlachtbetriebe in Bayern in den vergangenen zehn Jahren
Miiller (bitte aufgeschlisselt nach Regierungsbezirk und Landkreis an-
(SPD) geben), wie beurteilt die Staatsregierung diese Entwicklung

(insbesondere den Riickgang der Metzgerbetriebe mit eigener
Schlachtung) und welche Fordermdglichkeiten gibt es aktuell
zur Foérderung von Schlachtbetrieben?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Hinsichtlich der Entwicklung der Zahl der Schlachthofe verweisen wir auf die Beant-
wortung der Schriftlichen Anfragen Drs. 18/5150 und 18/3828. Alle zugelassenen
Schlachtbetriebe, werden auf der Homepage des Bundesamts fir Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit veréffentlicht.
http://apps2.bvl.bund.de/bltu/app/process/bvibtl p veroeffentlichung?execut-
ion=e1s2

Bayern hat immer noch eine sehr hohe Dichte an Schlachtbetrieben. Erhalt und
Foérderung einer kleinrdumigen Struktur im Schlachtsektor ist Ziel der Staatsregie-
rung. Deshalb setzt sich das Staatsministerium fur Umwelt und Verbraucherschutz
auch fur die Erweiterung der Mdoglichkeiten der Weideschlachtung ein. Eine von
Bayern initiierte EntschlieRung des Bundesrats zur Weideschlachtung hat einen
wichtigen Anstol3 fir mehr Tierschutz und regionale Wertschdpfung gegeben. Mit
dieser EntschlieBung vom 5. Juni 2020 wird z. B. die Bundesregierung aufgefordert,
die rechtlichen Moglichkeiten fur die Weideschlachtung auf nationaler Ebene zu er-
weitern und rechtssicher im EU-Recht zu verankern. Zusatzlich sollen die Férder-
moglichkeiten fir kleine bauerliche Betriebe bei der Weideschlachtung bestehen
bleiben.

Das Staatsministerium fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten (StMELF) teilt zu
Fordermdglichkeiten folgendes mit: ,Im Geschaftsbereich des StMELF koénnen In-
vestitionen von Schlachtbetrieben Uber die beiden Programme Marktstrukturver-
besserung und VuVregio gefordert werden. Seit 2018 kdnnen auch Metzgereien der
erstaufnehmenden Hand Uber die Programme des StMELF unterstitzt werden. Da-
fur missen sie Uberwiegend die Schlachttiere bzw. das Fleisch direkt von regiona-
len Erzeugern oder Erzeugergemeinschaften beziehen.*

Zu weiteren Férderungsmoglichkeiten teilt das Staatsministerium fir Wirtschaft,
Landesentwicklung und Energie mit, dass es lediglich organisationsbezogene For-
derungen im Handwerksbereich verantwortet und dass daneben Schlachtbetriebe
bei Vorliegen der Antragsvoraussetzungen grundsatzlich berechtigt sind, Leistun-
gen aus dem Bundesprogramm Uberbriickungshilfe zu beantragen.


http://apps2.bvl.bund.de/bltu/app/process/bvlbtl_p_veroeffentlichung?execution=e1s2
http://apps2.bvl.bund.de/bltu/app/process/bvlbtl_p_veroeffentlichung?execution=e1s2
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49. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Liegeplatze fiir Schiffe

Gisela und Boote gibt es aktuell an allen Hafen des Chiemsees (bitte
Sengl Auflistung nach Hafen und Schiffskategorien), bei welcher Zahl
(BUNDNIS von Liegeplatzen ist gemaR Naturschutz-Richtlinien oder, falls
90/DIE GRU-  keine vorhanden, nach Ansicht der Staatsregierung, die Kapa-
NEN) zitatsgrenze des Chiemsees erreicht und welche Vorschriften

oder Konzepte gibt es fir die Verbringung des Aushubs aus
neu anzulegenden oder bereits bestehenden Hafen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Zur Anzahl der Liegeplatze fir Schiffe und Boote wird auf die Bootszahlung des
Landratsamtes Traunstein aus dem Jahr 2003 verwiesen, welche jedoch weiterhin
verwendbar ist. Danach ergeben sich 8 582 Liegeplatze flir Boote (Stegliegeplatze,
Wasserliegeplatze, Landliegeplatze und Bootshitten).

Bei der Genehmigung neuer Stege und Bootsliegeplatze ist der Landtagsbeschluss
vom 18.07.1984 zu beachten, d. h. eine wasserrechtliche Anlagengenehmigung fur
neue Bootsliegeplatze kann grundsatzlich nur erteilt werden, wenn zugleich in glei-
cher Zahl Bootsliegeplatze aufgegeben werden. Dieses Vorgehen folgt neben dem
Landtagsbeschluss auch aus den Beschrankungen, die durch die Ausweisung vom
Landschaftsschutzgebiet ,Chiemsee und Ufergebiete®, die Lage im FFH- und SPA-
Gebiet ,,Chiemseegebiet mit Alz“, die Ruhezonenverordnungen sowie die Aussagen
im Regionalplan Studostoberbayern ausgeldst werden (FFH = Fauna-Flora-Habitat;
SPA = Special Protection Areas).

Die Verbringung von Aushub muss Vorgaben aus verschiedenen Rechtsgebieten
beachten (Wasserrecht, Bodenschutzrecht, Abfallrecht, Naturschutzrecht). Mal3-
geblich ist die Ausgestaltung des Verbringens des Aushubs im Einzelfall. Ein Kon-
zept zur Verbringung gibt es am Chiemsee nicht, Entscheidungen erfolgen einzel-
fallbezogen.
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50. Abgeordneter  Vor dem Hintergrund der 2019 erfolgten Bestandsaufnahme

Christoph der europaischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und der
Skutella Verschlechterung des 6kologischen Zustands bei 17 Prozent
(FDP) der Oberflachengewasserkdrper im Vergleich zu 2015 (siehe

Antwort auf die Drs. 18/8539 Nr. 50), frage ich die Staatsregie-
rung, ob es Schwerpunkte der Verschlechterung innerhalb
Bayerns gibt, welche Ursachen sie fiir die jeweiligen Ver-
schlechterungen bisher ausmachen konnte und wie genau sich
die Verschlechterungen darstellen (Anteil der Abstufungen von
»sehr gut® auf ,gut”, von ,gut® auf ,magig*“, von ,maRig“ auf ,un-
befriedigend*, von ,unbefriedigend” auf ,schlecht®)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Nach der Bestandsaufnahme in 2019 ist der 6kologische Zustand an 17 Prozent
der Oberflachengewasser zurtickgegangen, wahrend an 20 Prozent eine Verbes-
serung eingetreten ist. Die Ergebnisse verteilen sich gleichmaRig iber ganz Bayern.
Eindeutige Schwerpunkte lassen sich nicht ausmachen.

Insgesamt ist der Zustand bei 152 Flusswasserkorpern und 3 Seewasserkorpern
zurickgegangen. Dem steht eine Verbesserung an 183 Flusswasserkdrpern und 2
Seewasserkorpern gegenliber.

Zu den Grinden von Zustandsveranderungen kdnnen noch keine abschlieRenden
Angaben gemacht werden, da die Auswertungen momentan noch stattfinden. Es
zeichnet sich aber ab, dass ein Hauptgrund fir die neuen Zustandseinstufungen in
der weiter entwickelten Methodik bei der Bewertung der Fischfauna besteht. Diese
beruhte im zweiten Bewirtschaftungsplan noch zu einem Teil auf sog. ,Expertenein-
schatzungen® (ohne detaillierte Datengrundlage), wahrend fiir den 3. Bewirtschaf-
tungsplan alle Zustandseinstufungen auf der Basis von Befischungsergebnissen
(Mehrfachuntersuchungen an einzelnen Oberflachenwasserkdrper) ermittelt wur-
den.

Zu den prozentualen Anteilen der Oberflachenwasserkérper, die eine Abstufung er-
fahren haben, kdnnen folgende Angaben gemacht werden:

* Von sehr gut nach gut: 0,3 Prozent

* Von gut nach maRig: 2,0 Prozent

» Von maRig nach unbefriedigend: 8,2 Prozent

+ VVon unbefriedigend nach schlecht: 2,8 Prozent

Zur Vervollstandigung des Bildes werden auch die prozentualen Anteile der Ober-
flachenwasserkorper aufgefiihrt, an denen eine Verbesserung eingetreten ist:

* Von gut nach sehr gut: 0,2 Prozent

* Von maRig nach gut: 6,1 Prozent

* Von unbefriedigend nach maRig: 9,5 Prozent

* Von schlecht nach unbefriedigend: 3,5 Prozent

Zusatzlich haben noch Auf- und Abstufungen Uber zwei oder mehr Qualitatsstufen
stattgefunden.
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51. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie greift sie den am 24.06.2020

Christian an Ministerprasident Dr. Markus Soéder gerichteten Appell fur
Zwanziger eine ,Initiative fur ein zukunftsfestes Bayern“ auf, der von Ver-
(BUNDNIS treterinnen und Vertretern der Bayerischen Akademie Landli-
90/DIE GRU-  cher Raum, der Akademie fiir Raumentwicklung in der Leibniz-
NEN) Gemeinschaft, des Bunds Deutscher Architekten, der Bayeri-

schen Ingenieurekammer-Bau, der Deutschen Akademie fir
Stadtebau und Landschaftsplanung, der Vereinigung fir
Stadt-, Regional- und Landesplanung, des Verbands beraten-
der Ingenieure, des Bunds Deutscher Landschaftsarchitekten,
des Landesverbands fir Gartenbau und Landespflege, des
Bund Naturschutz in Bayern, der Katholischen Landvolkbewe-
gung Bayern, des Minchner Forums, Sonnenenergie Erlan-
gen, des Deutschen Verbands fir Landschaftspflege, der Geo-
graphischen Gesellschaft Wirzburg, der Katholischen Landju-
gend Bayerns, der Evangelischen Landjugend in Bayern, der
Alpenschutzkonvention CIPRA Deutschland, des Landesver-
eins fur Heimatpflege, der Bayerischen Architektenkammer,
des Vereins flr Nachhaltigkeit und der Energie- und Klimaalli-
anz Forchheim unterzeichnet wurde und der die Staatsregie-
rung auffordert beim Flachen-, Klima- und Artenschutz bewuss-
ter, vorausschauender und mutiger zu handeln, wenn die
Staatsregierung diesen Appell nicht oder nicht vollumfanglich
aufgreift, durch welche bisherigen Mallnahmen sieht sie sich
gewappnet, um in den nachsten Jahren angemessene Lésun-
gen fur eine transformative Landesentwicklung zu erarbeiten
und aufzubauen und wie bekraftigt der Appell aus Sicht der
Staatsregierung auch die bereits vorliegenden, aber noch nicht
umgesetzten Empfehlungen des Abschlussberichts der En-
quete-Kommission ,Gleichwertige Lebensverhaltnisse in ganz
Bayern?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Der Appell ,Nach Corona: Jetzt auch bei Klima-, Arten- und Flachenschutz noch
bewusster, vorausschauender und mutiger handeln!“ ist ein Diskussionsbeitrag
namhafter Organisationen in den Debatten iber geeignete Wege zur Bewaltigung
der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie.

Das im Appell formulierte zentrale Ziel, eine resiliente, krisenfeste Lebens- und Wirt-
schaftsweise aufzubauen, steht und stand bereits in den vergangenen Jahren rich-
tungsweisend fur Aktivitaten Bayerns. So richtet die Staatsregierung ihr Handeln
seit Jahren an der Bayerischen Nachhaltigkeitsstrategie aus. Beispielhaft sei hier
die Annahme des Volksbegehrens ,Artenvielfalt und Naturschénheit in Bayern® und
eines Begleitgesetzes genannt, mit dem Staatsregierung und Landtag im vergan-
genen Jahr einen kraftvollen Impuls fir mehr Artenschutz gesetzt haben. Mit dem
7-Punkte-Plan fur einen effizienten Ressourceneinsatz in der bayerischen Wirt-
schaft hat die Staatsregierung in 2018 ein umfangreiches MalRnahmenpaket fir ein
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nachhaltiges Wirtschaftswachstum in Bayern beschlossen. Ein zentraler Baustein
ist die Fortfihrung des Ressourceneffizienz-Zentrums Bayern (REZ), einem erfolg-
reichen Kooperationsvorhaben mit den bayerischen Industrie- und Handelskam-
mern. Hingewiesen sei beispielsweise auch auf das geplante Klimaschutzgesetz
nebst Zehn-Punkte-Plan der Klimaschutzoffensive mit rund 100 konkreten Mal3nah-
men.

In sozio6konomischer Hinsicht bedingt eine resiliente, krisenfeste Lebens- und Wirt-
schaftsweise auch, dass die Erreichung der Klima- und Umweltziele im Einklang mit
den Interessen und Bedirfnissen von Biirgern und Wirtschaft erfolgt.

Arbeitsplatze in neuen, umweltfreundlichen ,sauberen® Technologien zu schaffen
war und ist zentrales Leitmotiv bei der Ausgestaltung der Hightech Agenda Bayern
und deren Schwerpunkt ,CleanTech®. Die darin vorgesehenen MafRnahmen sollen
bayernweit einen Schub fir zukunftsfeste Arbeitsplatze bringen.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Ernahrung, Landwirtschaft
und Forsten

52. Abgeordnete Nachdem fast zwei Jahre nach dem Kabinettsbeschluss Uber

Martina die Bewilligung der Finanzierung der Projekte ,Eichenzentrum
Fehlner Hochspessart® und ,Naturbegegnungsstatte am Bischborner
(SPD) Hof* (insgesamt 26,5 Mio. Euro) weiter offen ist, wann ein Ge-

samtkonzept fur diese beiden Projekte vorliegen wird, frage ich
die Staatsregierung, wie der derzeitige Planungsstand bei den
einzelnen Projekten ,Eichenzentrum® und ,Naturbegegnungs-
statte Bischborner Hof* konkret ist, welche Ergebnisse das hyd-
rologische Gutachten zur Wasserversorgung des Hofguts
Erlenfurt gebracht hat und wie der weitere Zeitplan zur Umset-
zung der beiden Projekte aussieht?

Antwort des Staatsministeriums fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
in Abstimmung mit dem Staatsministerium fiir Umwelt und Verbraucher-
schutz sowie dem Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Der Ministerrat hat im Rahmen eines Gesamtkonzepts fiir den Spessart die beiden
Projekte Eichenzentrum Hochspessart unter Federfliihrung des Staatsministeriums
fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten (StMELF) und der Naturbegegnungs-
statte Naturraum Spessart unter Federfihrung des Staatsministeriums fur Umwelt
und Verbraucherschutz (StMUV) beschlossen.

Der Planungsstand sieht fir das Eichenzentrum Hochspessart mit Akademie ,Wald
und Gesellschaft” vor, dass eine waldpadagogische Bildungseinrichtung entstehen
soll, die einen aktiven und hochwertigen waldbezogenen Dialog und Austausch mit
und in der Gesellschaft ermdglicht und intensiviert. Geplant sind hierfur zwei Bau-
steine: Die Akademie ,Wald und Gesellschaft* (waldbezogenes Seminarprogramm
mit Zielgruppe Multiplikatoren) und die ,Waldwelt Spessart” (Ausstellung zu Eichen-
wirtschaft als Kulturgut und deren 6kologische Bedeutung).

Planungen fiir eine Naturbegegnungsstatte sowie fir ein Gesamtkonzept flr den
Spessart mussen von der Region getragen werden. Die im Landwirtschaftsaus-
schuss behandelte Eingabe bezlglich des Standorts Erlenfurt zeigt, dass vor Ort
noch weiterer Gesprachsbedarf besteht. Insofern gilt es abzuwarten, welche von
der Region getragenen Vorschlage sich bei den Diskussionen vor Ort ergeben. Ziel
ist ein am Ende von allen Beteiligten getragenes gemeinsames Konzept. Dabei sind
auch Uberlegungen zu einem Naturparkzentrum Spessart miteinzubeziehen. Um
einen unvoreingenommenen Diskussionsprozess zu ermdglichen, bestehen von
Seiten des StMUV zurzeit keine Vorfestlegungen bzgl. einer Naturbegegnungs-
statte.

Das Ergebnis des hydrologischen Gutachtens zur Wasserversorgung des Hofguts
Erlenfurt wird im September 2020 erwartet. Damit sind erste Aussagen zur Versor-
gungssituation maéglich. Damit diese Aussagen hinreichend verlasslich getroffen
werden kdnnen, muss die Wasserspende (ber unterschiedliche Jahreszeiten liber
einen langeren Zeitraum gemessen werden.
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53. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viel Schweinefleisch wird

Ludwig prozentual in den staatlichen Kantinen verwendet, das nach
Hartmann Siegel ,BioRegio Bayern“ zertifiziert ist, wie viel Schweine-
(BUNDNIS fleisch wird prozentual in den staatlichen Kantinen verwendet,
90/DIE GRU-  welches aus Bayern oder regionaler Herkunft bzw. mit dem
NEN) ,Geprifte Qualitdt Bayern“-Siegel versehen ist und was unter-

nimmt die Staatsregierung, um den Anteil des Fleisches aus
Erzeugung mit erhéhten Tierwohlstandards (bitte aufschliisseln
in bio und konventionell) an den staatlichen Kantinen zu erh6-
hen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten

Derzeit liegen keine aktuellen Daten vor, wieviel Schweinefleisch prozentual mit
dem Bayerischen Bio-Siegel (in der Anfrage ,BioRegio-Bayern®) in den staatlichen
Kantinen verwendet wird. Dies gilt auch fir den Anteil von Schweinefleisch mit dem
Siegel Geprifte Qualitat Bayern bzw. mit speziellen Tierwohllabels.

Die Staatsregierung will das vorhandene Potenzial noch starker nutzen und hat des-
halb mit dem Ministerratsbeschluss vom 13. Januar 2020 ihr Engagement verstarkt,
in den staatlichen Kantinen den Anteil regionaler und ékologischer Lebensmittel bis
2025 deutlich auf einen Anteil von 50 Prozent zu erhdéhen.

Dazu hat eine ressortubergreifende Arbeitsgemeinschaft ihre Arbeit aufgenommen
und mit einer detaillierten Einkaufsanalyse und ersten Lieferantengesprachen be-
gonnen. Darauf basierend werden die nachsten Schritte erfolgen.

Beispiel fur eine erfolgreiche Umsetzung der Ziele, auch in Bezug auf Fleisch, ist
die Kantine des Staatsministeriums fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
(StMELF) mit einem Anteil an bioregionalem Schweinefleisch von ca. 70 Prozent.

Die demnachst startende Plattform RegioVerpflegung wird, ebenso wie die bereits
laufenden Beratungsmafinahmen zur Gemeinschaftsverpflegung, die Schaffung
weiterer bioregionaler und regionaler Wertschdpfungsketten in die Kantinen hinein
beférdern.

Erhohtes Tierwohl bieten auch verschiedene Strohschwein-Initiativen. Genannt sei
beispielhaft das DIG-Strohschwein Bayern, eine Initiative bayerischer Gro3gastro-
nomen.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Sozia-
les

54. Abgeordneter  Vor dem Hintergrund der massiven Grundrechtseinschrankun-
Christoph gen im Zuge der COVID-19-Pandemie frage ich die Staatsre-
Maier gierung, ob es statistische Erhebungen zu psychischen Folgen
(AfD) der Isolation etc. gibt (insbesondere fiir Kinder), wenn nein, ob

die Staatsregierung gedenkt, solche Erhebungen vorzunehmen
und wie die Staatsregierung die psychischen Begleitschaden
der einschrankenden MalRnahmen fiir die Bevdlkerung insge-
samt bewertet?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium fiir Gesundheit und Pflege

Es gibt inzwischen eine Vielzahl von wissenschaftlichen Untersuchungen, die sich
mit den psychischen Folgen der Corona-Pandemie beschaftigen. Der Rat fiir Sozial-
und Wirtschaftsdaten verzeichnet in seiner Liste ,Forschung zur Corona-Pandemie*®
etliche Studien im deutschsprachigen Raum, die internationale Studiendatenbank
Pub-Med verzeichnet zahlreiche Studien zum benannten Thema, jeweils mit zuneh-
mender Tendenz. Eine tagesaktuelle Abfrage ist unter https://www.ratswd.de/stu-
dies bzw. entsprechend unter https://pubmed.ncbi.nim.nih.gov/ méglich. Von der
Staatsregierung wurde eine Studie zu Veranderungen der psychosozialen Versor-
gungsstruktur in Bayern infolge der Corona-Pandemie veranlasst.

Darlber hinaus missen die psychosozialen Folgen der Corona-Pandemie genau
beobachtet und frihzeitig, aufbauend auf den vorhandenen Strukturen, passge-
naue Hilfen bei Bedarf sichergestellt bzw. weiterentwickelt werden, um eine gute
und gesunde Entwicklung der Kinder sicherzustellen. Ein besonderes Anliegen ist
der Staatsregierung hierbei die enge Kooperation des Gesundheitsbereichs mit der
Kinder- und Jugendhilfe.

So werden nahezu alle Familien mit Sduglingen im Rahmen der Friherkennungs-
untersuchungen (,U-Untersuchungen®) in den Kinderarztpraxen gesehen. Dabei gilt
es, frihzeitig auch psychosoziale Belastungen und Hilfebedarfe zu erkennen und
passgenaue Unterstitzungsangebote zu vermitteln (z. B. flachendeckend vorhan-
denen KoKi-Netzwerke friihe Kindheit (KoKi = Koordinierende Kinderschutzstellen),
Erziehungsberatungsstellen). Mit Unterstiitzung der Staatsregierung wurde in die-
sem Zusammenhang von der TU Minchen u. a. der ,Padiatrische Anhaltsbogen zur
Einschatzung von psychosozialem Unterstitzungsbedarf als passgenaues Erhe-
bungsinstrument entwickelt. Gemeinsam mit dem Berufsverband der Kinder- und
Jugendarzte setzt sich die Staatsregierung weiterhin vehement dafiir ein, dass die-
ses bewahrte ,Frihwarnsystem* in allen Kinderarztpraxen genutzt wird und die Zu-
sammenarbeit mit der Kinder- und Jugendhilfe vor Ort weiter gestarkt wird.


https://www.ratswd.de/studies
https://www.ratswd.de/studies
https://pubmed.ncbi.nlm.nih.gov/
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55. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Kindertageseinrichtun-

Doris gen in Bayern haben seit Veroffentlichung der ,Richtlinie zur
Rauscher Gewahrung eines Ersatzes von Elternbeitragen in der Kinderta-
(SPD) gesbetreuung aufgrund der Betretungsverbote® einen Beitrags-

ersatz beantragt (bitte differenziert nach Einrichtungsform
Krippe, Kindergarten, Kinderhort, Landkreisen sowie nach Be-
willigung des Antrags oder Ablehnung), wie viele Antrage sind
noch nicht bearbeitet (bitte differenziert nach Krippe, Kindergar-
ten, Kinderhort) und fiir wie viele Kinder wird somit bislang ein
Beitragsersatz gewahrt (bitte differenziert nach Krippe, Kinder-
garten, Kinderhort sowie Landkreisen, in denen die betreffen-
den Kitas ihren Standort haben)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Zuletzt wurde der Datenbestand in Vorbereitung des Sonderabschlags am
29.06.2020 abgefragt. Zu diesem Zeitpunkt hatten 3 618 Einrichtungen einen An-
trag gestellt. Die Antrage wurden an insgesamt 7 727 Gemeinden gerichtet, es wur-
den also im Schnitt je Einrichtung Antrage an zwei Gemeinden gerichtet. Von diesen
7 727 Antragen wurden bereits 1 788 von den Gemeinden an die staatlichen Bewil-
ligungsbehdrden weitergeleitet.

Darlber hinausgehende oder aktuellere Daten liegen derzeit nicht vor.

Der Sonderabschlag soll in der 30. Kalenderwoche (20. bis 24.07.2020) zur Aus-
zahlung kommen. Es kénnen alle bis dahin von den staatlichen Bewilligungsbehor-
den bewilligten Antrage auf Beitragsersatz berticksichtigt werden. Das werden min-
destens die Antrage sein, die seitens der Trager bis zum 01.07.2020 gestellt und
von den Gemeinden weitergeleitet wurden.
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56. Abgeordnete  Ich frage die Staatsregierung, in welcher Form sie gemaf

Julika § 3 Abs. 3 KiTa-Qualitats- und -Teilhabeverbesserungsgesetz
Sandt (KiQuTG) bei der Analyse der Ausgangslage sowie bei der Er-
(FDP) mittlung der Handlungsfelder, Malinahmen und Handlungsziele

im Rahmen der Umsetzung des Gute-Kita-Gesetzes in geeig-
neter Weise Vertreterinnen und Vertreter der Elternschaft betei-
ligt hat, welche konkreten Elternverbande oder Vertreterinnen
und Vertreter der Elternschaft beteiligt wurden und welche kon-
kreten Forderungen, die Vertreterinnen und Vertreter der
Elternschaft im Rahmen der Analyse der Ausgangslage sowie
bei der Ermittlung der Handlungsfelder, MaRnahmen und Hand-
lungsziele artikuliert haben?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Die Haltung der Eltern wurde durch die Einbeziehung von Vertretern von Elternini-
tiativen, durch die Arbeitsgemeinschaft der Elternverbande Bayerischer Kinderta-
geseinrichtungen e. V. (ABK) und Uber die Tragerverbande eingebracht. So haben
an der Veranstaltung des Staatsministeriums fir Familie, Arbeit und Soziales am
21. Mai 2019 zur Weiterentwicklung der Qualitat Vertreter der Elterninitiativen Augs-
burg, der Dachorganisation der selbstorganisierten Kindertageseinrichtungen e. V.
in NUrnberg (SOKE) und der AKB teilgenommen. Die zuvor schon in Arbeitsgruppen
erarbeiteten Vorschldge zur Umsetzung des Gesetzes zur Weiterentwicklung der
Qualitat und zur Verbesserung der Teilhabe in Tageseinrichtungen und in der Kin-
dertagespflege, die auch in den Vertrag zwischen dem Bund und dem Freistaat
Bayern vom 23. September 2019 Eingang gefunden haben, wurden auch von Sei-
ten der

vertretenen Eltern unterstitzt. Dies betraf die Einflihrung eines Leitungs- und Ver-
waltungsbonus, die Festanstellung von Tagespflegepersonen und die Entlastung
der Eltern beim Elternbeitrag.
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57. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie der aktuelle Sachstand bei

Stefan der Reform der Kostenheranziehung (§ 94 Sozialgesetzbuch
Schuster Achtes Buch — SGB VIIl) auf Bundesebene ist, wie die Staats-
(SPD) regierung den Anderungsbedarf hinsichtlich einer Verringerung

der Kostenheranziehung bewertet und mit welchen Maflinah-
men sich die Staatsregierung flr eine etwaige Reform einsetzt?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Auch die Staatsregierung setzt sich fir eine Senkung der Kostenbeteiligung ein. Die
vom Bundestag in der letzten Legislaturperiode beschlossene Fassung zur Ande-
rung des SGB VIl (KJSG, BT-Drs. 18/12330), die eine Anderung in § 94 Abs. 6
SGB VIl enthielt, wonach junge Menschen grundsatzlich nur noch 50 Prozent ihres
Einkommens einzusetzen hatten, wird deshalb unterstiitzt. Der Bundesrat hatte
Uber das zustimmungspflichtige Gesetz jedoch nicht mehr entschieden.

Im Rahmen des Beteiligungsprozesses des Bundesministeriums fir Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) fiir die in der aktuellen Legislaturperiode ge-
plante SGB VIlII-Reform war das Thema erneut Gegenstand der Beratung. Auch
das Staatsministerium fir Familie, Arbeit und Soziales (StMAS) hat sich dabei flr
eine Senkung der Kostenbeteiligung eingesetzt.

Der angekundigte Referentenentwurf des BMFSFJ fur die geplante SGB VIlI-Re-
form, welcher auch Neuregelungen des § 94 Abs. 6 SGB VIl enthalten soll, liegt
dem StMAS noch nicht vor. Daher kdnnen derzeit noch keine Aussagen zur exakten
kinftigen Ausgestaltung der Kostenheranziehung getroffen werden.
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58. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Tagungstermine des Di-

Diana alogforums ,Leben und Arbeiten 4.0“ fir die Jahre 2020/2021
Stachowitz geplant sind, welche konkreten inhaltlichen Schwerpunkte das
(SPD) Gremium in diesem Zeitraum behandeln wird und wie das Gre-

mium aktuell personell besetzt ist (bitte Namen der Expertinnen
und Experten beifligen)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Fir das Dialogforum ,Leben und Arbeiten 4.0“ sind aktuell keine Tagungstermine
geplant. Das Dialogforum hat bereits bis Anfang Januar 2018 seine Agenda abge-
arbeitet. Das Thema wird in vielen Runden und Gesprachen weiterverfolgt.
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59. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie hoch in Bayern aktuell in ab-

Arif soluten und relativen Zahlen die Armutsgefahrdung der unter
Tagdelen 25-Jahrigen ist (bitte aufgegliedert nach Regierungsbezirken),
(SPD) wie hoch sie jeweils bei Frauen und Mannern in dieser Alters-

gruppe ist und wie sich diese Zahlen (unter 25-Jahrige Perso-
nen insgesamt/Frauen/Manner) in den vergangenen zehn Jah-
ren entwickelt haben?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Die Armutsgefahrdungsquote gibt den Anteil der Personen in Haushalten mit einem
vergleichsweise niedrigen Einkommen (Nettodquivalenzeinkommen unter 60 Pro-
zent des Medianeinkommens der Gesamtbevdlkerung) wieder. Sie reflektiert dem-
nach weder die individuelle Bedarfssituation noch die Geld- und Immobilienvermé-
gen. Dementsprechend erweist sich die Inanspruchnahme von Grundsicherungs-
leistungen als passenderer Indikator zur Ableitung einer Armutsgefahrdung.

Die Armutsgefahrdungsquote der jingeren Menschen im Alter von unter 18 Jahren
sowie 18 bis unter 25 Jahren lag in Bayern 2018 mit 12,9 Prozent respektive
17,4 Prozent jeweils deutlich unter dem jeweiligen gesamtdeutschen Vergleichs-
wert (20,1 Prozent bzw. 25,6 Prozent).

Die Quote der leistungsberechtigten Kinder unter 18 Jahren von Leistungen der
Grundsicherung fur Arbeitssuchende nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch
(SGB Il) rangierte zum Jahresende 2019 in Bayern mit 5,8 Prozent nicht mal halb
so hoch wie im Bundesdurchschnitt (12,9 Prozent). Zur Armutsgefahrdung sind
keine absoluten Zahlen sowie Daten fur die Regierungsbezirke verfigbar.

Darstellung: Armutsgefahrdungsquote* der jingeren Menschen unter 18 Jahren und 18 bis
unter 25 Jahren sowie SGB II-Quote der leistungsberechtigten Kinder unter 18 Jahren, teils
nach Geschlecht, in Bayern 2008- 2018 (in Prozent)

2008 | 2000 |2010 | 2011|2012 |2013 | 2014|2015 | 2016 | 2017 | 2018 2019

Armutsgefahrdungsquote*
Unter 18 Jahren | 12,2 12,5 116 116 116 116 119 123 131 132 129 -
18 bis unter 25 15,1 16,2 15,3 15,7 159 16,3 16,5 16,8 18,0 181 17,4 -

Jahren
Mannlich 13,3 15,1 142 144 144 152 151 154 173 184 17,0 -
Weiblich 17,0 17,4 16,4 171 174 176 180 183 188 179 178 -

SGB IlI-Quote**
Unter 18 Jahren - 5,5 53 54 57 6,0 6,1 6,5 6,6 6,1 5,8

* Anteil der Personen mit einem Aquivalenzeinkommen von weniger als 60 Prozent des bundesweiten Medians der Aquivalenz-
einkommen der Bevélkerung in Privathaushalten am Ort der Hauptwohnung.
Das Aquivalenzeinkommen wird auf Basis der neuen OECD-Skala berechnet.

** Die SGB II-Quote bezieht die leistungsberechtigten Kinder unter 18 Jahren auf die Bevolkerung unter 18 Jahren zum Stand des|

31.12. des Jahres bzw. fiir Dezember 2019 vorlaufig auf den Stand des 31.12.2018.
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Die Entwicklung der Armutsgeféahrdung der jungeren Bevdlkerung seit dem Jahr
2008 verlief in Bayern ahnlich wie in Deutschland insgesamt, wenngleich sowohl
anhand der Armutsgefahrdungs- als auch SGB II-Quote jeweils auf deutlich gerin-
gerem Niveau. Nach anfanglichem Rickgang und zwischenzeitlichem Anstieg im
Zuge der Flichtlingszuwanderung reduzierten sich beide Quoten zuletzt wieder
deutlich, lagen zuletzt aber jeweils immer noch etwas Uber ihrem jeweiligen Aus-
gangsniveau.

18- bis unter 25-Jahrige Frauen weisen in der Regel eine etwas héhere Armutsge-
fahrdung auf als ihre mannlichen Altersgenossen, da sie den elterlichen Haushalt
im Durchschnitt deutlich friher verlassen und dann als eigenstandiger Haushalt er-
fasst werden. Die mannlich dominierte Fliichtlingszuwanderung flhrte allerdings im
Jahr 2017 zu einer einmaligen Umkehr dieser Relation. Bei der Analyse kleiner
Altersgruppen ist zudem der stetige Wechsel zu berucksichtigen. Schlief3lich ge-
horte kein 18- bis unter 25-Jahriger des Jahres 2008 bereits in 2015 noch dieser
Altersgruppe an.
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60. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie Schulbegleiterinnen und

Anna Schulbegleiter, die derzeit auch das Lernen zuhause unterstit-
Toman zen durfen, fir den Einsatz aber hier teilweise lange Wegstre-
(BUNDNIS cken zuriicklegen mussen, ihre zusatzlichen Kosten (Kilometer,
90/DIE GRU-  Benzin, Aufwand) geltend machen kénnen, wenn die Bezirke
NEN) direkt fir diese Unkosten aufkommen, unter welchen Richtli-

nien dies geschieht (bitte aufgeschlisselt, ab wie vielen Kilo-
metern und in welcher Hohe wird erstattet) und ob die Staats-
regierung weitere Moglichkeiten sieht bzw. plant, diesen Ein-
satz zu honorieren?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Bei Schulbegleiterinnen/Schulbegleitern fir junge Menschen mit kérperlicher oder
geistiger Behinderung handelt es sich um eine Leistung der Eingliederungshilfe in
Form von Leistungen zur Teilhabe an Bildung gem. § 112 Sozialgesetzbuch Neun-
tes Buch (SGB IX). Kostentrager sind die Bezirke als Trager der Eingliederungshilfe
nach dem SGB IX. Anspruchsberechtigt sind die betroffenen Kinder bzw. deren ge-
setzliche Vertreter.

Bei der Schulbegleitung fir junge Menschen mit seelischer Behinderung handelt es
sich um eine Leistung der Eingliederungshilfe nach § 35a SGB Achtes Buch (VIII)
i. V.m. § 112 SGB IX. Kostentrager sind die Landkreise und kreisfreien Stadte als
ortliche Jugendhilfetrager.

Die Eingliederungshilfe ist bundesrechtlich geregelt. Fir Bayern ist geregelt, dass
die Bezirke bzw. die Landkreise und kreisfreien Stadte diese bundesrechtliche Auf-
gabe ubernehmen. Die Einflussnahme der Staatsregierung auf die Trager der Ein-
gliederungshilfe ist sehr begrenzt, da sie insoweit im eigenen Wirkungskreis, d. h.
in eigener Zustandigkeit und Verantwortung handeln. Beim Gesetzesvollzug unter-
liegen sie keinen staatlichen Weisungen. Zudem erfolgt die Einschatzung der Be-
darfsermittlung im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung im Ermessen des
jeweiligen Tragers der Eingliederungshilfe.

Der Staatsregierung liegen deshalb die angefragten Informationen nicht vor.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

61. Abgeordnete Nachdem die fur die Betroffenen so wichtigen und gerade in
Kerstin akuten Krisensituationen notwendigen physischen Treffen von
Celina Selbsthilfegruppen weitgehend wieder erlaubt sind, frage ich
(BUNDNIS die Staatsregierung, inwieweit die Regelung der 6. Bayerischen
90/DIE GRU- Infektionsschutzmafnahmenverordnung (6. BaylfSMV,
NEN) § 5 Abs. 2), die u. a. ,Vereinssitzungen® ausdriicklich nennt,

auch fir Selbsthilfegruppen gilt, die nicht als Verein organisiert
sind, sondern bei denen es sich eher um ,ose Zusammen-
schlusse” handelt, welche finanzielle Férderung die Selbsthilfe-
gruppen in Bayern durch die Staatsregierung erwarten duirfen,
um die zusatzlichen Kosten zur Einhaltung von Schutz- und
Hygienekonzepten, d. h. neben bendtigten Desinfektionsmit-
teln und Schutzausriistung sowie der Finanzierung von daten-
schutzkonformen digitalen Kommunikationskanalen, vor allem
die Anmietung von groReren Raumen, abzufedern und wie
stellt die Staatsregierung sicher, dass in ahnlichen Krisensitua-
tionen, etwa bei Infektionsschutzmaflinahmen zur Eindammung
einer ,zweiten Corona-Welle®, Treffen von Selbsthilfegruppen
und selbstorganisierten Initiativen nicht wieder verboten wer-
den, beispielsweise durch die Anerkennung der besonderen
Systemrelevanz von Selbsthilfe und ihren Unterstutzungsstel-
len?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Selbsthilfegruppen und selbstorganisierte Initiativen sind ein wichtiger Teil des 6f-
fentlichen Lebens. Sie zeichnen sich durch eine grofe Vielfalt unterschiedlicher
Zweckrichtungen und unterschiedlicher Organisationsformen aus und reichen von
lockeren Zusammenschlissen mit offenen Teilnehmerkreisen bis zu festen Grup-
pen.

Dementsprechend unterliegen Selbsthilfegruppen und selbstorganisierte Initiativen
zunachst den fur Jedermann geltenden allgemeinen Kontaktbeschrankungen. Da-
nach sind auf der Basis der 6. Bayerischen InfektionsschutzmalRnahmenverord-
nung (6. BaylfSMV) Treffen im o6ffentlichen Raum bis zu einer Gruppengrofie von
zehn Personen jederzeit mdglich. In privat genutzten Raumen und auf privat ge-
nutzten Grundsticken ist nach § 3 der 6. BaylfSMV die Teilnehmerzahl eines Tref-
fens so zu begrenzen, dass zwischen den Teilnehmern ein Mindestabstand von
1,5 m wo immer mdéglich eingehalten werden kann.

Soweit Selbsthilfegruppen oder selbstorganisierte Initiativen Veranstaltungen
durchfiihren, die nicht fir ein beliebiges Publikum angeboten werden oder die auf-
grund ihres persdnlichen Zuschnitts nur von einem absehbaren Teilnehmerkreis be-
sucht werden, gilt vorbehaltlich speziellerer Regeln § 5 Absatz 2 der 6. BaylfSMV.
Nach dieser Vorschrift sind solche Veranstaltungen innerhalb der dort genannten
Teilnehmergrenzen gestattet, wenn der Veranstalter ein Schutz- und Hygienekon-
zept ausarbeitet. Speziellere Vorschriften bestehen beispielsweise fur Erwachse-
nenbildung, fiir Sportveranstaltungen und fiir therapeutische Gruppen.
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Der Freistaat Bayern wertschatzt die Selbsthilfe und unterstitzt sie nicht nur ideell,
sondern auch finanziell. Seit 1990 werden Selbsthilfegruppen fir Menschen mit Be-
hinderung oder chronischer Erkrankung im Rahmen der Richtlinie zur Férderung
von Selbsthilfegruppen fir Inklusion und Teilhabe von Menschen mit Behinderung
oder chronischer Krankheit vom Freistaat bezuschusst, derzeit mit einer Pauschale
von 400 Euro/Jahr. Aufgrund der besonderen Situation werden bestimmte
coronabedingte Kosten als forderfahig anerkannt.

Zur staatlichen Selbsthilfeforderung wahrend der Corona-Pandemie hat das Staats-
ministerium fur Familie, Arbeit und Soziales (StMAS) im Marz 2020 entsprechende
Hinweise gegeben. So wird es beispielweise kein Forderhindernis sein, wenn die
ansonsten geforderte Anzahl der Gruppentreffen aufgrund der Pandemie weniger
als acht betragt.

Eine Erhdhung der Telefon- und Internetkosten Uber die Pauschale von 15 Euro
monatlich hinaus ist bei entsprechender Begriindung méglich. Es kann fir 2020 zu-
satzlich eine zweite Pauschale von bis zu 15 Euro monatlich fur die 2. Gruppenlei-
tung angesetzt werden, sofern diese bedingt durch die Pandemie die 1. Gruppen-
leitung bei der verstarkt anfallenden Beratung Uber Telefon und E-Mails unterstitzt.
Digitale Anwendungen, die den kontaktlosen Gruppenaustausch férdern, konnen
bei entsprechender Begriindung als forderfahig anerkannt werden, soweit fiir deren
Nutzung Uberhaupt spezielle Kosten anfallen.

Auch Auslagen fiir Besorgungsfahrten kdnnen in 2020 ausnahmsweise von der
staatlichen Férderung bezahlt werden, weil sie dem Zusammenhalt dienen und das
Gefluhl der Gruppenzugehdrigkeit starken. Kosten flir (essbare) Prasente, die als
Ausgleich fur entgangene Feiern als Zeichen des Zusammenhalts gemacht werden,
kénnen im Rahmen der fir Verpflegungskosten geltenden Hochstgrenze von
150 Euro anerkannt werden. Generell gilt dabei: Die staatliche Férderung bleibt
nachrangig gegenuber gesetzlichen Leistungen. Soweit auch die Runden Tische
der Krankenkassen ihre Leistungen aus Anlass der Pandemie aufstocken, missen
die Gruppen erst diese Leistungen in Anspruch nehmen.

Selbsthilfegruppen und selbstorganisierte Initiativen waren in Bayern zu keinem
Zeitpunkt als solche verboten, sondern lediglich aufgrund der zur Einddmmung der
Pandemie notwendigen allgemeinen Ausgangs- und Kontaktbeschrankungen hin-
sichtlich persénlicher Zusammentreffen eingeschrankt. Die MalRnahmen der Staats-
regierung und das besonnene Verhalten der Burgerinnen und Burger des Freistaa-
tes Bayern haben es ermdglicht, die Krise bislang gut zu bewaltigen. Gemeinsam
ist es gelungen, die Zahl der Neuinfektionen deutlich zu senken und eine Uberfor-
derung des Gesundheitssystems zu vermeiden. Gleichwohl ist das Virus weiterhin
vorhanden und die durch SARS-CoV-2 ausgeldste Krankheit bleibt eine gefahrliche,
in manchen Fallen tddliche Erkrankung. Ob und in welcher Form in Zukunft erneut
Kontaktbeschrankungen erforderlich werden kénnten, hangt von der weiteren Ent-
wicklung der Pandemie ab und kann derzeit nicht abgesehen werden.
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62. Abgeordnete  Ich frage die Staatsregierung, wie viele Bul3geldbescheide wur-

Katrin den auf Grund der Corona-Verordnungen (seitens des Bundes
Ebner-Stei- — soweit bekannt — und des Landes) bereits erlassen (bitte nach
ner Art, Anzahl und Héhe der Bufigelder aufschliisseln) und wie
(AfD) viele Straf- und/oder Ermittlungsverfahren sind auf Grund der

Corona-Verordnungen (bitte nach Art, Anzahl und Hoéhe auf-
schliisseln) bereits eingeleitet und/oder bei Gericht anhangig?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Der Vollzug der Bayerischen Infektionsschutzmaflinahmenverordnungen obliegt
den jeweils zustandigen Kreisverwaltungsbehdrden (§ 65 Satz 1 Zustandigkeitsver-
ordnung). Statistiken zur Anzahl von erlassenen Bul3geldbescheiden werden durch
das Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege nicht gefiihrt. Eine aktuelle Ermitt-
lung der angefragten Daten bei den bayerischen Kreisverwaltungsbehoérden ist bin-
nen der zur Verfugung stehenden Frist fir die Beantwortung der Anfrage zum Ple-
num nicht mdglich. Zudem sind uns keine Statistiken zu bundesweiten Zahlen zu
erlassenen Bufigeldbescheiden bekannt.

Bei den bayerischen Staatsanwaltschaften waren im Zeitraum vom 31. Marz 2020
bis 7. Juli 2020 insgesamt 776 Bulgeld- und Ermittlungsverfahren anhangig.

Von den Ermittlungsverfahren wurden im genannten Zeitraum insgesamt 72 Ver-
fahren zu den bayerischen Strafgerichten angeklagt; in 63 Fallen wurde der Erlass
eines Strafbefehls beantragt, in 9 Fallen wurde Anklage zum Strafrichter erhoben.
Die Zahlen betreffen Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen VerstoRes gegen
§ 73 Infektionsschutzgesetz (IfSG) sowie Strafverfahren wegen VerstolRes gegen
§§ 74, 75 IfSG.

Zur Hohe der im Rahmen der Ordnungswidrigkeitenverfahren verhangten Bul3gel-
der kann keine Angabe gemacht werden, da diese im Fachverfahren der Gerichte
nicht erfasst wird. Die Auswertung basiert auf Daten, die durch die Anwender in den
Fachverfahren der Gerichte und Staatsanwaltschaften erfasst werden.
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63. Abgeordneter  Da sich das IT-Meldeprogramm IVENA laut Aussagen aus Ex-

Christian pertenkreisen fir die Erfassung von Fallzahlen und Belegungs-
Flisek daten wahrend der COVID-19-Pandemie als dul3erst effektiv er-
(SPD) wiesen hat, frage ich die Staatsregierung, ob es Plane und

Uberlegungen gibt, IVENA aufgrund der positiven Erfahrungen
der letzten Monate im Sinne eines transparenten Qualitatsma-
nagements von medizinischen Ressourcen verpflichtend an
den im Bayerischen Krankenhausplan erfassten Krankenhau-
sern einzufiihren?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Bereits mit Allgemeinverfigung des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und
Integration (StMI) und des Staatsministeriums fur Gesundheit und Pflege (StMGP)
vom 24.03.2020 ,Notfallplan Corona-Pandemie: Allgemeinverfiigung zur Bewalti-
gung erheblicher Patientenzahlen in Krankenhausern“ wurden die bayerischen
Krankenhauser zur taglichen Meldung ihrer Bettenkapazitaten sowie der stationar
behandlungsbedirftigen COVID-19-Patienten Uber das IT-gestutzte System IVENA
verpflichtet. Die Meldepflicht beschrankt sich nicht nur auf Krankenhauser, die in
den Bayerischen Krankenhausplan aufgenommen sind, sondern umfasst weiterge-
hend u. a. auch Privatkliniken mit Zulassung nach § 30 der Gewerbeordnung sowie
Einrichtungen der Vorsorge und Rehabilitation. Die am 08.05.2020 und am
17.06.2020 in Kraft getretenen Anpassungen der Allgemeinverfigung haben die
Meldeverpflichtung in IVENA nicht berihrt, diese gilt daher weiterhin fort.

StMGP und StMI prifen derzeit, ob — auch auf3erhalb der Corona-Pandemie — eine
regelmalige Meldepflicht in IVENA eingefiihrt werden soll.
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64. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche MalRnahmen sie wahrend

Martin des Lockdowns ergriffen hat, um die Suchtberatung und -be-
Hagen treuung (insbes. Alkohol-, Drogen-, Spiel- bzw. Internetsucht)
(FDP) aufrechtzuerhalten, welche Erkenntnisse sie Uber ein gestiege-

nes Suchtverhalten wahrend des Lockdowns hat (z. B. gestie-
gener Beratungs- und Betreuungsbedarf, gestiegene Alkohol-
verkaufszahlen, gestiegene Zahl von Straftaten unter Einfluss
von Alkohol und/oder Rauschmitteln) und wie die Staatsregie-
rung Hilfsangebote unterstiitzt, um mogliche Mehrbelastungen
abzufedern?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die Erreichbarkeit war bei allen Psychosozialen Suchtberatungsstellen (PSB) sofort
und durchgangig, insbesondere durch vermehrte Telefonate, Videochats, E-Mails
und Online-Beratungen, gewahrleistet. Die beflirchtete Notlage bei der Versorgung
Opioidabhangiger konnte vermieden werden. Um SchlieBungen von Substitutions-
schwerpunktpraxen oder Ambulanzen zu vermeiden, wurden beispielsweise zeitlich
unabhangig voneinander arbeitende Teams gebildet, die im Fall einer erforderlichen
Quarantane fir das andere Team einspringen konnten.

Einige PSB berichten, dass Klientinnen und Klienten von der Online-Beratung sehr
profitierten und sich im Beratungsverlauf stabiler und zuverldssiger erwiesen.
Lediglich Gruppenangebote waren wahrend des Lockdowns nicht mehr madglich.
Uberwiegend berichten die PSB, dass die Nutzerzahlen und Anfragen insgesamt
nicht spurbar zuriickgegangen sind. Zu Beginn der Pandemie gab es aufgrund der
allgemeinen Verunsicherungen teilweise eine leichte Abnahme, daflr aber eine ho-
here Nachfrage nach Kriseninterventionsgesprachen. Seit Anfang/Mitte Mai fanden
unter Beachtung der Hygieneregeln wieder personliche Gesprache statt, danach
wurde dann im Wesentlichen eine mit dem Vorjahr vergleichbare Nachfrage beo-
bachtet.

Bundesweit wurden im Marz 2020 laut dem Nurnberger Marktforschungsinstitut
GFK ca. 30 Prozent mehr Weinflaschen und ca. 31 Prozent mehr Spirituosen ver-
kauft als im gleichen Zeitraum 2019. Auch das Bundesamt fur Statistik sah in der
Woche vor Ostern einen Anstieg des Absatzes von alkoholischen Getrédnken wie
Bier (+26 Prozent gegenuber August 2019 bis Januar 2020) oder Wein (+3 Pro-
zent). In den Wochen davor und danach war die Nachfrage nach Alkohol allerdings
eher unterdurchschnittlich. Diese Zahlen basieren auf digitalen nicht reprasentati-
ven Kassendaten. Den Zuwachsen im Einzelhandel stehen aulRerdem Verluste in
der Gastronomie gegenuber. Da bisher keine Daten zur Menge an konsumiertem
Alkohol in Zeiten der Kontaktbeschrankungen vorliegen, kann die gesundheitliche
Bedeutung derzeit nicht abgeschatzt werden.

Die Beratungsangebote wurden sowohl auf der Homepage einzelner Bezirke als
auch in den regionalen Medien progressiv beworben. Aulerdem wurde den Pro-
jekttragern frihzeitig signalisiert, dass trotz geanderter Aufgabenwahrnehmung
Fordersicherheit besteht.
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65. Abgeordnete Nachdem in Bayern die Teststationen landesweit abgebaut

Christina werden, aber alle Bayerinnen und Bayern die Mdglichkeit ha-
Haubrich ben sollen, sich auf COVID-19 testen zu lassen, frage ich die
(BUNDNIS Staatsregierung, ist in den Praxen, die sich bereit erklart haben,
90/DIE GRU-  genug Schutzkleidung vorhanden, wie wird dafiir gesorgt, dass
NEN) auch weiterhin genug Schutzausristung zur Verfiigung steht

bzw. vorratig gehalten wird, insbesondere im Hinblick auf lokale
Ausbriche oder gar eine zweite Welle, und wer bezahlt die Be-
schaffung und Lagerung der Schutzausriistung?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Arztinnen und Arzte decken in Normalzeiten ihren Bedarf an personlicher Schutz-
ausristung (PSA) grundsatzlich selbst. Vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie
und des Zusammenbruchs von bisher bewéahrten Lieferbeziehungen hat der Frei-
staat Bayern zur Unterstitzung des medizinisch-pflegerischen Bereichs PSA, Ma-
terialien fur den medizinischen Betrieb und Desinfektionsmittel ausnahmsweise
zentral beschafft. Diese Produkte wurden seit dem 20.03.2020 durch die Bundes-
anstalt Technisches Hilfswerk bis auf die Ebene der Ortsverbande und damit auf
die Ebene der Kreisverwaltungsbehdrden verteilt. Die Kreisverwaltungsbehérden
verteilten die Materialien in eigener Zustandigkeit nach den Prinzipien des Schutzes
vulnerabler Gruppen und der medizinischen Notwendigkeit folgend, vorrangig an
Krankenhduser, ambulante und stationare Pflegeeinrichtungen und Altenheime so-
wie die ambulant tatigen Arztinnen und Arzte.

Die Versorgungslage mit PSA sowie auch mit Desinfektionsmitteln hat sich derzeit
fur die einzelnen Bedarfstrager in Bayern stark verbessert, sodass sinkende Be-
darfsmeldungen zu verzeichnen sind. Die Situation auf den Markten hat sich aktuell
entspannt und die bisherigen Lieferbeziehungen funktionieren wieder. Zudem hat
eine Abfrage bei den Bedarfstragern ergeben, dass es in zunehmendem Mal} ge-
lingt, wieder selbst zu beschaffen. Zudem sind die klassischen Bezugs- und Liefer-
beziehungen wieder gesichert.

Die zentrale Verteilung von PSA, Desinfektionsmitteln und Materialien fir den me-
dizinischen Betrieb wurde daher zum Ende Juni 2020 eingestellt. Vorgesehen ist
allerdings eine Verteilung auf besondere Anforderung z. B. in auftretenden Hot-
spots, soweit dort die Versorgung mit Schutzmaterial nicht gesichert sein sollte.

Die Staatsregierung halt es fiir erforderlich, dass die Versorgung mit PSA auch in
Zukunft bei evtl. erneut gestorten Lieferbeziehungen jederzeit sichergestellt werden
kann. Aus diesem Grund hat sie die Errichtung eines bayerischen Pandemiezentral-
lagers beschlossen, um auf kiinftige pandemische Krisensituationen bestmaglich
vorbereitet zu sein.
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66. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, welche Ergebnisse lieferte eine

Christian Kontrolle des Zolls vor einigen Wochen im Minchner Schlacht-
Hierneis hof — betrieben durch die Minchner Schlachthof Betriebs
(BUNDNIS GmbH und die Schweineschlachtung Minchen GmbH —, wie
90/DIE GRU- gestaltet sich die Wohnsituation der durch Subunterneh-
NEN) men/Werkvertrage beschaftigten Personen (Zimmerbelegung,

Gemeinschaftsraume, Miethohe etc.) und welche MaRnahmen
werden in deren Unterkiinften zur Vorbeugung gegen das neu-
artige Coronavirus getroffen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium fiir Familie, Arbeit und Soziales

Die Mallnahmen des Zolls fallen grundsatzlich in die Zustandigkeit des Bundes. Das
Gewerbeaufsichtsamt (GAA) bei der Regierung von Oberbayern (Obb.) war an der
Kontrolle des Zolls im Minchner Schlachthof nicht beteiligt und deswegen auch
nicht angefragt worden.

Die Zustandigkeit des GAA fir die Unterbringung der Mitarbeiter ergibt sich nur
dann aus der Arbeitsstattenverordnung (ArbStattV), wenn die Unterkiinfte vom Ar-
beitgeber direkt den Beschéftigten zur Verfligung gestellt werden. Die Vorgaben
aus der ArbStattV sind jedoch nicht ausreichend zur Einddmmung von SARS-
CoV-2. Hierzu sind die Vorgaben aus dem Infektionsschutzrecht einzuhalten. Das
GAA Obb. hat keine Kenntnisse Uber die Wohnsituation der durch Subunternehmen
bzw. mit Werkvertragen beschéaftigten Personen. Beschwerden diesbeztiglich lie-
gen dem GAA Obb. nicht vor.

Nach den Erkenntnissen des Referats Gesundheit und Umwelt der Stadt Minchen
besteht keine prekare Unterbringung der Mitarbeiter des Schlachthofs. Soweit die
Adressen der Mitarbeiter vorliegen, kann Folgendes mitgeteilt werden:

e Bei der Schweineschlachtung sind Mitarbeiter sowohl in Miinchen als auch im
Umland untergebracht. In Minchen ist eine Adresse bekannt, an der einmal drei
und einmal zwei Mitarbeiter zusammenleben, im Einzugsgebiet des Gesund-
heitsamts Bad Toélz sind 16 Mitarbeiter in einem Haus mit acht Zimmern und
einem Apartment untergebracht, die Mitarbeiter teilen sich jeweils ein Zimmer
zu zweit.

¢ Beider Rinderschlachtung sind 78 Mitarbeiter in einer Sammelunterkunft unter-
gebracht, sie wohnen teilweise zu zweit zusammen, 15 Mitarbeiter an einer wei-
teren Adresse in Minchen, und 15 im Umland in zwei Sammelunterkinften.

Zu der Frage nach Mieth6he und Gemeinschaftsrdumen liegen der Staatsregierung
keine Informationen vor.

Werden Infektionen mit einer ansteckenden Krankheit festgestellt, fiihrt die zustan-
dige Gesundheitsbehoérde die erforderlichen Ermittlungen durch und ordnet die not-
wendigen MalRhahmen zur Einddmmung der Infektionskrankheit im erforderlichen
Umfang an, wie z. B. die Erstellung eines Hygieneplans, Unterstitzung bei der
Ermittlung von Kontaktpersonen, die Anordnung von Quarantane fur Erkrankte und
Kontaktpersonen, Bildung von Kohorten zur Isolation, die zwangsweise Absonde-
rung von Personen oder Schlielfung von Betrieben.
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67. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche Betriebsteile des

Paul Schlachthofs in Minchen — betrieben durch die Minchner
Knoblach Schlachthof Betriebs GmbH und die Schweineschlachtung
(BUNDNIS Munchen GmbH — sind derzeit in Betrieb, welche MalRnahmen
90/DIE GRU-  wurden dort zur Vorbeugung gegen das neuartige Coronavirus
NEN) und zur Unterbrechung von Infektionsketten durch die Betreiber

sowie die Behorden ergriffen und wie wird sichergestellt, dass
eine mogliche Infektion von Beschaftigten mit dem neuartigen
Coronavirus keine so drastischen Auswirkungen wie in den
Betrieben der Firma Toénnies in Nordrhein-Westfalen zur Folge
hat?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Nach Information durch die fir die Fleischhygieneliberwachung zustandigen Be-
hérde ist aktuell (Stand 07.07.2020) sowohl die Rinderschlachtung, als auch die
Schweinschlachtung am Schlachthof Minchen in Betrieb.

Um die Situation im Hinblick auf das SARS-CoV-2-Geschehen in Bayern zu eruie-

ren, wurden bereits im Mai durch das Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege

(StMGP) Reihentestungen von Mitarbeitern an 51 grof3en bayerischen Schlachtbe-

trieben veranlasst. Dabei wurden insgesamt 6 407 Personen auf SARS-CoV-2 ge-

testet, hierbei ergaben sich 110 positive Ergebnisse:

e aufgrund eines Ausbruchsgeschehens in einem der Betriebe wurden 100 von
1 065 Personen positiv auf SARS-CoV-2 getestet (9,4 Prozent),

¢ in den Ubrigen 50 verbleibenden Betrieben (einschl. Minchner Schlachthof Be-
triebs GmbH und Schweineschlachtung Minchen GmbH) wurden 5 342 Perso-
nen getestet, davon zehn Personen mit SARS-CoV-2-positivem Ergebnis
(0,19 Prozent).

Die durchgefiuihrten Reihentestungen von Mitarbeitern an grof3en bayerischen
Schlachthéfen im Hinblick auf SARS-CoV-2 erbrachten somit, sofern man den Be-
trieb, in dem es zu einem SARS-CoV-2-Ausbruch kam, unbericksichtigt lasst, eine
SARS-CoV-2-Positivenrate von lediglich 0,19 Prozent.

Aufgrund der hohen Positivraten von SARS-CoV-2 bei Beschaftigten in fleischver-
arbeitenden Betrieben in anderen Landern sollen die Reihentestungen im Hinblick
auf den Gesundheitsschutz der Mitarbeiter auch in Bayern weitergefihrt werden,
allerdings soll der Fokus der Reihentestungen aufgrund der bereits vorliegenden
Ergebnisse verlagert werden. Nachdem in Bayern derzeit keine schlissigen Hin-
weise auf einen Zusammenhang zwischen SARS-CoV-2-positiven Testergebnissen
und der Unterbringung von Mitarbeitern in Gemeinschaftsunterkliinften bzw. der Be-
schéftigung von Mitarbeitern auf Werksvertragsbasis (Fremdvergabe) bestehen,
sollen in einem nachsten Schritt Untersuchungen mit Blick auf weitere mogliche
Risikofaktoren durchgefiihrt werden.
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Dieses Untersuchungsprogramm soll explizit im Hinblick auf den Gesundheits-
schutz von Mitarbeitern in systemrelevanten Betriebszweigen und zur Pravention
grélerer Ausbruchsgeschehen durchgefiihrt werden. Es sollen im Rahmen des Un-
tersuchungsprogramms die Belegschaften von 33 grofen bayerischen Schlacht-,
Zerlege- und Fleischverarbeitungsbetrieben getestet werden. Aus den 51 grof3en
bayerischen Schlachthéfen, deren Personal bereits ab Mitte Mai 2020 umfassend
getestet wurde, wurden risikoorientiert neun Betriebe fiir eine erneute Testung der
Mitarbeiter auf SARS-CoV-2 ausgewahilt.

Die Stadt Minchen hat angekiindigt, dass sie eine erneute Testung am Schlachthof
Munchen durchfiihren wird.
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68. Abgeordneter Nachdem die Staatsregierung das Personal an bayerischen

Andreas Krankenhausern, Universitats- und Reha-Kliniken sowie
Krahl Alten-, Pflege- und Behinderteneinrichtungen (einschl. ambu-
(BUNDNIS lanter Pflegedienste und einschl. stationarer Einrichtungen fir
90/DIE GRU-  Kinder und Jugendliche mit Behinderung) mit kostenfreier Ver-
NEN) pflegung, Privatkliniken mit Zulassung nach § 30 Gewerbeord-

nung (GewQO) mit einer Verpflegungspauschale in Héhe von
6,50 Euro taglich fir 20 Tage im Monat unterstltzt — antrags-
berechtigt sind auch solche Einrichtungen, die derzeit keine
COVID-19-Patienten behandeln —, wobei die Verpflegungspau-
schale zweckgebunden eingesetzt werden muss und die Ein-
richtungen gewahrleisten missen, dass das Geld, welches
nicht direkt an die Mitarbeiter weitergeleitet, sondern die Ver-
pflegung vor Ort sichergestellt wird, dies in voller Hohe der Pau-
schale fiir die Verpflegung pro Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
sachgerecht eingesetzt wird und unter Anbetracht, dass Pri-
fungen der Antrdge bzw. Rechnungen stichprobenartig durch
die Bewilligungsbehdrde erfolgen kdnnen, frage ich die Staats-
regierung, wie viele Stichproben wurden von der Bewilligungs-
behorde durchgefiihrt bzw. sind in Planung, wie viele davon ha-
ben dazu gefiihrt, dass der Antragsteller die Verpflegungspau-
schale zurlickerstatten musste und wie viele Beschwerden sind
von empfangsberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
bei der zustédndigen Behdrde eingegangen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Angesichts der Vielzahl von Antragen anspruchsberechtigter Einrichtungen, die bis
zum Ende der Antragsfrist am 15. Juni 2020 beim Landesamt flr Finanzen einge-
gangen sind, hat die Bewilligungsbehérde den Fokus auf rasche Antragsbearbei-
tung im Rahmen der vorhandenen Personalkapazitaten gelegt. Deshalb wurde von
einer gleichzeitigen stichprobenartigen Prifung abgesehen.

Insgesamt kam es bislang zu Riuckforderungen i. H. v. insgesamt 376.630,30 Euro,
die von 50 Einrichtungen bereits geleistet wurden bzw. noch zu leisten sind
(Stand: 06.07.2020).

Die Anzahl der Beschwerden einzelner Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter der an-
spruchsberechtigten Einrichtungen, die das Staatsministerium fiir Gesundheit und
Pflege (StMGP) erreicht haben, liegt im niedrigen zweistelligen Bereich. Es ist in
diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass nicht jede Beschwerde einen
Hinweis auf einen Verstol gegen die Richtlinie zur Gewahrung einer Verpflegungs-
pauschale fur Krankenhauser und vergleichbare Einrichtungen (Verpflegungs-R)
enthielt. Wenn in den Beschwerden, die dem StMGP zugegangen sind, begriindete
Hinweise enthalten waren, dass die im Rahmen der MaRnahme erhaltenen Mittel in
Einrichtungen nicht vollstandig zur Verpflegung der Beschéaftigten verwendet wur-
den, so wurde die jeweilige Einrichtung zunachst um schriftliche Stellungnahme ge-
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beten. Hierbei konnte bislang der Verdacht eines Verstofles gegen die Verpfle-
gungs-R entweder ausgerdumt werden oder auf eine der Verpflegungs-R entspre-
chenden Umsetzung der Mal3nahme hingewirkt werden. Sollte eine entsprechende
Klarung im Rahmen einer Beschwerde nicht mdglich sein, werden die Mittel selbst-
verstandlich zurickgefordert.
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69. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele COVID-19-Neuinfektio-

Gerd nen sind der Staatsregierung bekannt, die auf die Offnung der
Mannes Fahrschulen ab dem 11.05.2020 zurtickzufihren sind (bitte An-
(AfD) zahl nennen), aus welchen Grinden halt die Staatsregierung

die Maskenpflicht bei Fahrschulunterricht mit insgesamt zwei
Personen im Pkw fiir erforderlich und wann empfiehlt die Staats-
regierung das Aufheben der Maskenpflicht fir Fahrschulunter-
richt mit zwei Personen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Eine COVID-19-Neuinfektion auf die alleinige Offnung von Fahrschulen zuriickzu-
fuhren, ist durch die erfassten Daten nicht mdéglich.

Grundsatzlich ist es mittlerweile bewiesen, dass COVID-19 Gber Trépfchen und Ae-
rosole uUbertragen wird. Die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegeniber Tropf-
chen und Aerosolen um eine infizierte Person herum ist erhdht. Wahrend insbeson-
dere grofiere respiratorische Tropfchen schnell zu Boden sinken, kénnen Aerosole
—auch uber langere Zeit — in der Luft schweben und sich in geschlossenen Rdumen
verteilen. Ob die Tropfchen und Aerosole in der Luft schweben bleiben oder wie
schnell sie absinken, ist neben der Grofke der Partikel von einer Vielzahl weiterer
Faktoren, u.a. der Temperatur und der Luftfeuchtigkeit, abhangig.

Daher muss derzeit in 6ffentlichen Bereichen, wie z. B. im Offentlichen Personen-
nahverkehr oder auch beim Fahrschulunterricht, wo der Mindestabstand nicht si-
cher eingehalten werden kann, eine Mund-Nasen-Bedeckung getragen werden.
Studien haben mittlerweile bewiesen, dass die Ausbreitungsgeschwindigkeit von
SARS-CoV-2 dadurch verlangsamt wird.

Da im Fahrschulauto der Mindestabstand von 1,5 m nicht eingehalten werden kann
und zusatzlich die Personen sich auf sehr engem, schlecht durchliifteten Raum be-
finden, gilt hier die Maskenpflicht.
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70. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, mit welchen Unterstitzungsleis-

Alexander tungen (insbesondere in personeller Hinsicht) die bayerischen
Muthmann Gesundheitsamter nach einem Abzug der bisherigen Verstar-
(FDP) kungskréfte seit Beginn der Corona-Krise rechnen kénnen (bitte

auch unter Angabe tber mogliche Aufgaben, die kiinftige Ver-
starkungskrafte Gbernehmen sollen), in welcher Form derzeit
ein zentraler Uberblick (iber die in den Regionen vorratigen
Schutzausristungen und Desinfektionsmittel besteht oder ge-
schaffen werden soll und welche Strategie die Staatsregierung
bezlglich der Einlagerung von Schutzausriistungen und Desin-
fektionsmitteln hat (insbesondere beziiglich eines madglichen
Ablaufs von Haltbarkeitsdaten dieser Materialien und eines ent-
sprechenden rechtzeitigen Verwertungs- und Nachbeschaf-
fungsmanagements)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die Beamtenanwarter und weiteres abgeordnetes Personal aus den Gbrigen Berei-
chen der Staatsverwaltung werden bis spatestens 30.09.2020 in ihre jeweiligen
Ausbildungs- bzw. Stammbehorden zurlickkehren. Es ist jedoch das Ziel, den Be-
stand der Unterstltzungskrafte in den Gesundheitsverwaltungen bis auf weiteres
auf dem bisherigen Niveau beizubehalten. Unterstitzungskrafte, die an ihre Stamm-
behoérden zuriickkehren, werden deshalb durch zunachst bis 31.12.2021 befristete
Neueinstellungen ersetzt. Fur die Einstellungen wurden den Regierungen entspre-
chende Haushaltsmittel zugewiesen. Damit soll den Regierungen ermdéglicht wer-
den, die benétigten Fach- und Verwaltungskrafte (bis zu 13) fir jedes Gesundheits-
amt einzustellen.

Darlber hinaus sollen bei allen Gesundheitsamtern, je nach Einwohnerzahl des
Dienstbezirks, im Durchschnitt ein bis vier Contact-Tracing-Teams (CTT — beste-
hend aus jeweils funf Mitarbeitern) fur die schnelle Nachverfolgung von Infektions-
ketten durch befristete Neueinstellungen von bayernweit mindestens 700 Mitarbei-
tern gebildet werden. AuRerdem werden Mitarbeiter aus der Staatsverwaltung durch
eine Online-Schulung auf einen Einsatz in den CTT vorbereitet, sodass im Fall eines
Infektionsausbruchs schnell zusatzliche Krisenkrafte zur Verfligung stehen. So kon-
nen im Bedarfsfall kurzfristig bis zu 2 550 weitere Mitarbeiter flr eine Tatigkeit in
den CTT aktiviert werden.

Grundsatzlich sind die Bedarfstrager selbst verantwortlich, Personliche Schutzaus-
ristung (PSA) und Desinfektionsmittel vorzuhalten. Deshalb liegen der Staatsregie-
rung grundsatzlich keine Informationen Uber die bei den Bedarfstragern vorratige
PSA bzw. Desinfektionsmittel vor. Wahrend der Unterstlitzung der Bedarfstrager
durch die Staatsregierung mit PSA und Desinfektionsmittel zur Bewaltigung der
Corona-Pandemie wurden zur Abklarung der notwendigen Bedarfe sowohl die bei
den Kreisverwaltungsbehdrden, Unikliniken und dem Rettungsdienst vorhandenen
Lagerbestande und die — abzuglich eigener Beschaffungen — bestehenden Bedarfe
an uber die Fuhrungsgruppe Katastrophenschutz (FUGK) abgefragt und von dieser
an das Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege (StMGP) weitergeleitet.
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Der Ministerrat hat beschlossen, dass ein strategischer Grundstock zur Bevorratung
von medizinischem Material zur Bewaltigung einer mdglichen zweiten Welle der
Corona-Pandemie bzw. zukunftiger ahnlicher Krisensituationen errichtet werden
soll. Eine interministerielle Arbeitsgruppe des StMGP, des Staatsministeriums fir
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie (StMWi) und des Staatsministeriums
des Innern, fiir Sport und Integration (StMI) wurde beauftragt, ein Konzept zur Er-
richtung des strategischen Grundstocks zu erstellen.

Durch den strategischen Grundstock, in den u. a. auch PSA und Desinfektionsmittel
aufgenommen werden sollen, soll eine Versorgungsdauer von sechs Monaten ab-
gedeckt werden.
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71. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele Contact-Tracer bzw.

Jan Mitarbeiter fir das Kontaktpersonenmanagement zur Ermittlung
Schiffers und Nachverfolgung der Kontakte von Personen, die positiv auf
(AfD) das Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden sowie zur Mit-

arbeit bei der Anordnung und Uberwachung der hauslichen Iso-
lation (Quarantane) fur Personen mit SARS-CoV-2-Infektion
und ihre engen Kontaktpersonen, telefonische Kontaktauf-
nahme wahrend der Quarantéane, Information und Beratung gibt
es derzeit in Bayern, wie viele Stellen fiir Contact-Tracing bzw.
fir das Kontaktpersonenmanagement zur Ermittlung und Nach-
verfolgung der Kontakte von Personen, die positiv auf das
Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden sowie zur Mitarbeit
bei der Anordnung und Uberwachung der héuslichen Isolation
(Quarantane) fir Personen mit SARS-CoV-2-Infektion und ihre
engen Kontaktpersonen, telefonische Kontaktaufnahme wah-
rend der Quarantane, Information und Beratung sind derzeit in
Bayern ausgeschrieben und warum sind einige Stellenaus-
schreibungen zum Contact-Tracing im Zuge der Corona-Pan-
demie bis zum 31.12.2021 befristet?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Ziel der Staatsregierung ist, pro 20 000 Einwohner ein Contact-Tracing Team
(CTT), bestehend aus je flinf Personen, vorzuhalten. Zum 26.06.2020 meldeten die
Gesundheitsamter in Bayern insgesamt 2 062 Personen fiir den Einsatz im Contact-
Tracing (CT), dies entspricht rund 412 CTTs. Mit Stand zum 08.07.2020 sind 3 561
Personen in die vorbereitende Online-Schulung eingeschrieben, die das Programm
bereits durchlaufen haben oder noch absolvieren.

Aktuell sind bis zu 700 Stellen ausgeschrieben. Daneben werden weitere Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter aus der Staatsverwaltung fir eine Mitarbeit in den CTT ge-
schult, die bei Bedarf kurzfristig fur das Contact-Tracing zur Verfligung stehen.

Die beabsichtigten Einstellungen von CTT-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeitern sind
befristet, da auf Grund des nicht vorhersehbaren Pandemiegeschehens derzeit
nicht abgeschatzt werden kann, in welchem Umfang und fur welche Zeitdauer ent-
sprechendes Personal benétigt wird.
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72. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, in wie vielen Fallen wurden seit

Ulrich Beginn der Corona-Pandemie in Bayern Bu3gelder in Hohe von
Singer 5.000 Euro aufgrund von VerstdRen gegen § 22 Nr. 9 Bayeri-
(AfD) sche Infektionsschutzmalinahmenverordnung (BaylfSMV) ver-

hangt, in wie vielen Fallen wurden seit Beginn der Corona-Pan-
demie in Bayern Bulfdgelder fiir Inhaber von Ladengeschaften
und Verkaufsstellen verhangt, weil ein Kunde der Pflicht zum
Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes nicht nachgekommen ist
und in wie vielen Fallen wurden seit Beginn der Corona-Pande-
mie in Bayern Buflgelder fir Kunden in Ladengeschaften und
Verkaufsstellen verhangt, weil die Kunden der Pflicht zum Tra-
gen eines Mund-Nasen-Schutzes nicht nachgekommen sind?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Der Vollzug der Bayerischen Infektionsschutzmalinahmenverordnungen obliegt
den jeweils zustandigen Kreisverwaltungsbehérden (§ 65 Satz 1 Zustandigkeitsver-
ordnung). Statistiken zur Anzahl von erlassenen Buf3geldbescheiden werden durch
das Staatsministerium fiir Gesundheit und Pflege nicht gefiihrt. Die Einholung der
angefragten Daten bei den bayerischen Kreisverwaltungsbehorden ist binnen der
zur Verfligung stehenden Frist fiir die Beantwortung der Anfrage zum Plenum nicht
mdglich.

Sofern ein Kunde seiner Maskenpflicht in einem Ladengeschaft nicht nachkommt,
stellt dies keine buflgeldbewehrte Pflichtverletzung des Ladeninhabers dar, son-
dern nur des betroffenen Kunden oder dessen Begleitperson. Es stellt lediglich ei-
nen buf3geldbewehrten Verstol’ dar, wenn ein Ladeninhaber nicht sicherstellt, dass
das Personal seiner Maskenpflicht nachkommt.
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73. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie hoch ist der Anteil der Ge-
Dr. Dominik sundheitsdmter und Labore in Bayern, die an DEMIS (Deut-
Spitzer sches Elektronisches Melde- und Informationssystem fur den
(FDP) Infektionsschutz) bereits angeschlossen sind, bis wann werden

die ubrigen Gesundheitsdmter und Labore an das System an-
geschlossen und mit welchen MalRnahmen unterstiitzt die
Staatsregierung das Projekt?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Derzeit haben 15 Gesundheitsamter eine DEMIS-fahige SurvNet-Version installiert.
Andere Anbieter haben noch kein Update ausgerollt, das lber eine DEMIS-Schnitt-
stelle verfiigt. Uber die Halfte (42 Gesundheitsdmter) hatten am 03.07.2020 bereits
ein Sicherheitszertifikat beim Robert Koch-Institut (RKI) beantragt, mit dem es még-
lich ist, Laborergebnisse abzurufen.

Allerdings hat das RKI nach Kenntnis des Staatsministeriums fur Gesundheit und
Pflege (StMGP) noch keine bayerischen Labore angebunden. Die Geschwindigkeit
der Anbindung an die vom RKI betreute Software hangt mafRgeblich vom RKI ab.
Eine Unterstlitzung durch die Staatsregierung ist daher derzeit nicht erforderlich.
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74. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie schatzen die Behorden die
Rosi derzeitige Situation in der bayerischen Fleischindustrie und im
Steinberger Minchner Schlachthof — betrieben durch die Minchner
(BUNDNIS Schlachthof Betriebs GmbH und die Schweineschlachtung
90/DIE GRU- Minchen GmbH — im Speziellen ein, welche MaRnahmen wer-
NEN) den zur Vorbeugung gegen das neuartige Coronavirus von den

Behorden in der bayerischen Fleischindustrie ergriffen und wie
wird sichergestellt, dass eine Infektion von Beschaftigten der
bayerischen Fleischindustrie mit dem neuartigen Coronavirus
zu keinem erneuten unspezifischen Ausbruchsgeschehen in
Bayern fuhrt?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die Struktur der bayerischen Fleischindustrie ist nicht mit derjenigen in anderen
Landern vergleichbar. Die Mitarbeiterzahlen liegen, von wenigen Ausnahmen ab-
gesehen, im Regelfall unter 1 000 Mitarbeiter pro Betriebsstatte. Um die Situation
im Hinblick auf das SARS-CoV-2-Geschehen in Bayern zu eruieren, wurden bereits
im Mai durch das Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege (StMGP) Reihente-
stungen von Mitarbeitern an 51 gro3en bayerischen Schlachtbetrieben veranlasst.
Dabei wurden insgesamt 6 407 Personen auf SARS-CoV-2 getestet, hierbei erga-
ben sich 110 positive Ergebnisse:

e aufgrund eines Ausbruchsgeschehens in einem der Betriebe wurden 100 von
1 065 Personen positiv auf SARS-CoV-2 getestet (9,4 Prozent),

¢ in den ubrigen 50 verbleibenden Betrieben (einschl. Miinchner Schlachthof Be-
triebs GmbH und Schweineschlachtung Miinchen GmbH) wurden 5 342 Perso-
nen getestet, davon zehn Personen mit SARS-CoV-2-positivem Ergebnis
(0,19 Prozent).

Aufgrund der hohen Positivraten von SARS-CoV-2 bei Beschaftigten in fleischver-
arbeitenden Betrieben in anderen Landern sollen die Reihentestungen im Hinblick
auf den Gesundheitsschutz der Mitarbeiter auch in Bayern weitergefuhrt werden,
allerdings soll der Fokus der Reihentestungen aufgrund der bereits vorliegenden
Ergebnisse verlagert werden. Nachdem in Bayern derzeit keine schlissigen Hin-
weise auf einen Zusammenhang zwischen SARS-CoV-2-positiven Testergebnissen
und der Unterbringung von Mitarbeitern in Gemeinschaftsunterklnften bzw. der Be-
schaftigung von Mitarbeitern auf Werksvertragsbasis (Fremdvergabe) bestehen,
sollen in einem nachsten Schritt Untersuchungen mit Blick auf weitere mdgliche Ri-
sikofaktoren durchgefiihrt werden.

Dieses Untersuchungsprogramm soll explizit im Hinblick auf den Gesundheits-
schutz von Mitarbeitern in systemrelevanten Betriebszweigen und zur Pravention
grélerer Ausbruchsgeschehen durchgefiihrt werden. Es sollen im Rahmen des Un-
tersuchungsprogramms die Belegschaften von 33 grof3en bayerischen Schlacht-,
Zerlege- und Fleischverarbeitungsbetrieben getestet werden. Aus den 51 grof3en
bayerischen Schlachthéfen, deren Personal bereits ab Mitte Mai 2020 umfassend
getestet wurde, wurden risikoorientiert neun Betriebe fiir eine erneute Testung der
Mitarbeiter auf SARS-CoV-2 ausgewahilt.

Die Stadt Munchen hat angekiindigt, dass sie eine erneute Testung am Schlachthof
Minchen durchfiihren wird.
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75. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie wird sichergestellt, dass die

Ruth Arztinnen und Arzte Laborkapazitaten zur Verfiigung gestellt
Waldmann bekommen, sodass sie wie gefordert innerhalb von 48 Stunden
(SPD) den von ihnen getesteten Personen Testergebnisse zusichern

kénnen, wie wird sichergestellt, dass die Arztinnen und Arzte
genug Schutzausristung hierfiir haben und wie wird sicherge-
stellt, dass die Seniorenheime und Einrichtungen fiir Menschen
mit Behinderung genug Schutzausristung zur Verfligung ha-
ben?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die Testkapazitat in den Laboren konnte in Bayern seit Ende Marz nahezu verdop-
pelt und somit massiv ausgebaut werden. Die Staatsregierung setzt sich weiter da-
fur ein, die Testkapazitat in Bayern zu erhéhen.

Vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie und des Zusammenbruchs von bisher
bewahrten Lieferbeziehungen hat der Freistaat Bayern zur Unterstlitzung des me-
dizinisch-pflegerischen Bereichs persénliche Schutzausrustung (PSA), Materialien
fur den medizinischen Betrieb und Desinfektionsmittel ausnahmsweise zentral be-
schafft. Diese Produkte wurden seit dem 20.03.2020 durch die Bundesanstalt Tech-
nisches Hilfswerk bis auf die Ebene der Ortsverbande und damit auf die Ebene der
Kreisverwaltungsbehorden verteilt. Die Kreisverwaltungsbehdrden verteilten die
Materialien in eigener Zustandigkeit nach den Prinzipien des Schutzes vulnerabler
Gruppen und der medizinischen Notwendigkeit folgend, vorrangig an Krankenhau-
ser, ambulante und stationare Pflegeeinrichtungen und Altenheime, Einrichtungen
flr Menschen mit Behinderungen sowie die ambulant tatigen Arztinnen und Arzte.

Die Versorgungslage mit PSA sowie auch mit Desinfektionsmitteln hat sich derzeit
fur die einzelnen Bedarfstrager in Bayern stark verbessert, sodass sinkende Be-
darfsmeldungen zu verzeichnen sind. Die Situation auf den Markten hat sich aktuell
entspannt und die bisherigen Lieferbeziehungen funktionieren wieder. Zudem hat
eine Abfrage bei den Bedarfstragern ergeben, dass es in zunehmendem Mal ge-
lingt, wieder selbst zu beschaffen.

Deshalb wurde die Verteilung von PSA, Desinfektionsmitteln und Materialien fir den
medizinischen Betrieb zum Ende Juni 2020 eingestellt. Vorgesehen ist allerdings
eine Verteilung auf besondere Anforderung, z. B. in Corona-Hotspots, soweit ein
Mangel an Schutzausristung auftreten sollte.
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